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Nicht ganz zu Unrecht wird die Sterbehilfe in den letztenJahren als ,Moderhema"
bezeichnet mit der Folge, daß das Schrifttum ,allenfalls noch für Spezialisten über-
sehbar" sei r. Nun mag dies nicht zuletzt an dem Viderspruch liegen, daß zwar
einerseits jede Form von Sterbehilfe kaum mit dem Dogma des absoluten Tötungs-
verbotes selbst auf Verlangen (S 216 StGB) zu vereinbaren ist, andererseits aber die
völlige Ablehnung jeglicher Sterbehilfe eigentlich von niemandem vertreten wird.
Der folgende Beitrag will ausgehend von der Rechtsprechung prüfen, inwieweit ein
lVeg durch den Dschungel der Meinungen und Systematisierungsansärze gangbar
ist, der eng an die allgemeine Strafrechtsdogmatik angelehnt bleibt.

I. RaNonrnrrcH

In einem ersten Schritt sind kurz die Phänomene zu erörtern, die nicht zum Kern-
bereich der Sterbehilf.e zt zählen sind, häufig aber als solche bezeichnet werden:
Sterbebegleitung, Suizidbeihilfe und Vernichtung angeblich olebensunwerren" Le-
bens.

1. Sterbebegleitung

Die Sterbebegleitung stellt genaugenommen nicht ,,Hilfe zum Sterben", sondern
,,Hilfe während des Sterbens" dar; sie wird manchmal deshdb auch als .reine": oder
,,echte"r Sterbehilfe bezeichnet. In Deutschland hat es sich insbesondere die sog.
Hospiz-Bewegung zur Aufgabe gemacht, Menschen, die an einer unheilbaren, fort-
schreitenden Krankheit leiden und nicht mehr zu Hause gepflegt werden können,
würdevoll sterben zu lassena. Dazu gehört zwar optimale Schmerztherapie, aber
nicht Intensivmedizin und Lebensverlängerung um jeden Preis. Es geht hier also um
Euthanasie im Wortsinn: um einen schönen, leichten Tod.

Strafrechtlich relevant kann diese Form von Sterbebegleitung allenfalls in der
Ietzten Phase des Lebens werden. Bis dahin ist auch dann, wenn zugunsten eines
,,schönen Todes" auf die Anwendung medizin-technologischer Möglichkeiten ver-
zichtet wurde, der Behandlungsverzicht aufgrund des entsprechenden Patienten-
willens geboten. Dies gilt auch - entgegen der orthodoxen katholischen Moraltheo-
logie, wonach es um die ,,Teilnahme am LeidenJesu Christi" gehe 5 - ftir die Verkür-
zung des ,,bewußten" Lebens durch dämpfende Schmerzmittel ("Hinüber-

Dieser Beitrag ist über das Symposion hinaus bis zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Bandes
Iortgeschneben worclen.
Mairach/schroeder, Strafrecht BTl1, 8. Aufl. 1995, S 1 Rn. 34; siehe auch schon Stratenuerth,
SchwZStrR 95 (1978),60 f .; Otto, Verh. 56. DJT, 1986, Teil D, S. 9.
Siehe etwa Engisch, Euthanasie und Vernichtung lebensunwenen Lebens in strafrechrlicher
Betrachruns, 1t48, S. 4 f.
Siehe etwa lVessek,Strafrecht BT/1, 21. Aufl. 7997,Ftn.25.
Näher_dazu Evangilische.Akademie Baden (Hrsg.), ilospiz - Alternative für die Sterbebegleitung?,
1989i Student in Sludent (Hrsg.), Das Recht auf ään eiginen Tod, 1993, S. 108 ff.
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Nicht ganz zu Unrecht wird die Sterbehilfe in den letzten Jahren als "Modethema"
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völlige Ablehnung jeglicher Sterbehilfe eigentlich von niemandem vertreten wird.
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I. RANDBEREICH

In einem ersten Schritt sind kurz die Phänomene zu erörtern, die nicht zum Kern­
bereich der Sterbehilfe zu zählen sind, häufig aber als solche bezeichnet werden:
Sterbebegleitung, Suizidbeihilfe und Vernichtung angeblich "lebensunwerten" Le­
bens.

1. Sterbebegleitung

Die Sterbebegleitung stellt genaugenommen nicht "Hilfe zum Sterben", sondern
"Hilfe während des Sterbens" dar; sie wird manchmal deshalb auch als "reine"2 oder
"echte"} Sterbehilfe bezeichnet. In Deutschland hat es sich insbesondere die sog.
Hospiz-Bewegung zur Aufgabe gemacht, Menschen, die an einer unheilbaren, fort­
schreitenden Krankheit leiden und nicht mehr zu Hause gepflegt werden können,
würdevoll sterben zu lassen4

• Dazu gehört zwar optimale Schmerztherapie, aber
nicht Intensivmedizin und Lebensverlängerung um jeden Preis. Es geht hier also um
Euthanasie im Wortsinn: um einen schönen, leichten Tod.

Strafrechtlich relevant kann diese Form von Sterbebegleitung allenfalls in der
letzten Phase des Lebens werden. Bis dahin ist auch dann, wenn zugunsten eines
"schönen Todes" auf die Anwendung medizin-technologischer Möglichkeiten ver­
zichtet wurde, der Behandlungsverzicht aufgrund des entsprechenden Patienten­
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schlummern")6; im Gegenteil, verweigerte SchmerzbekEmpfung kann sogar als Kör-
perverletzung strafbar sein7. Der Bundesgerichtshof nimmt jedoch für den Suizid
an, daß mit dem Eintritt der Bewußtlosigkeit auch der einer Intervention entgegen-
stehende Ville des Patienten gleichsam entschwindet und macht hier den Veg frei
zur Bestrafung wegen unterlassener Hilfeleistung, beim Vodiegen einer Garanten-
stellung, die Angehörige, Ärzte und Pflegepersonal in aller Regel haben werden,
sogar weBen lJnterlassenstäterschaft8. Auch auf $ 101 StVollzG sei hingewiesen, der
zur Durchführung von medizinischer Behandlung oder Zwangsernährung bei Hun-
gerstreikenden dann verpflichtet, wenn nicht mehr ,von einer freien Villens-
bestimmung des Gefangenen ausgegangen werden kann". In diesen Fillen soll eine
Art ,,Tatherrschaftswechsel" stattfinden. Die Literatur hat diese Auffassung immer
mit dem Hinweis darauf bekämpft, daß man dann bei einem Suizid straflos das
Tötungsmittel zur Verfügung stellen dürfe, aber dagegen einschreiten müsse, wenn
es zu wirken beginnte. Man mag sich auch fragen, verallgemeinert man diese Dog-
matik, wie denn dann (insbesondere lebensgefährliche) Operationen durchgefuhrt
werden können, liegt die Einwilligung doch vor der Narkose ...10

Es scheint nur auf den ersten Blick so. als ob der BGH in dieser Rigidität an seiner Suizid-
Rechtsprechune nicht mehr festhalten will. Im,,Vittie-Fall" rrhatäer 3. Senat 1984 zwar
einen Arzt nicfrt bestrafr. der zu einer Patientin, dre siöh vergiftet hatte, hinzukam und sie
ihrem \flillen entsorechend sterben ließ. Der BGH ftihrte zujn Freispruch iedoch nur aus:
-!(/enn der Aneeklaste ... den Konflikt zwischen der Verpflichtunq zirm Lebensschutz und
äer Achtune däs Seftstbestimmunssrechts der nach seinör Vorstellung bereits schwer und
irreversibel 

"seschädieten 
Patientin-dadurch zu lösen suchte, da{l er nicht den bequemeren

\(i ee der Ein?eisune"in eine lntensivstation wählte, sondern in Respekt vor der Pirsönlich-
keit'der Sterbenden'bis zum endeültieen Eintritt des Todes bei ihräusharrte, so kann seine
ärztliche Gewissensenlscheidune"niclit von Rechts wegen als unvertretbar angesehen wer-
den." Das Gericht hat also unte-rgnrndsätzlicher Beibähaltung seiner Rechtsprechung nur
eine Ausnahme für "diesen" AngeElagten gesucht.

Entscheidend ist aber folgendes: In der Diskussion um das umstrittene'tü(/ittig-

Urteil hat der damalige Berichterstatter und jetzige Vorsitzende des 3. BGH-Senats

Klaus Kutzer darauf hingewiesen, daß seiner Ansicht nach die Rechtsprechung zum

Suizid sich nicht auf den Behandlungsverzicht übertragen lasse 12. Bedenkt man die

harsche Kritik der Literatur 1r und die vorsichtige Distanz selbst der Judikatur zum

,,Wittig-Urteil" 
ta, so ist zu prognostizieren, daß eine Transformation der Grundsät-

ze auf die Sterbebegleitung in der Tat nicht geschehen wird (sondern eher umge-

kehrt, wie es auch der Alternativentwurf Sterbehilfe 1986 vorschlug t5).

Eine olausible Beeründune fi.ir diese Differenzieruns zu finden, fdllt nicht leichtt6. Kutzerhat
darauT hineewiesän. Suiziäenten seien in der Reeel körperlich sesund, das Sterbenlassen wür-
de daeeeef alte. schwerkranke Menschen betre"ffen. Der ,,Suäidpatient" habe zielgerichtet
mit däm"Tötunssversuch den Höchstwert der grundgesetzlichen Ordnung negiert, während
der ..Normaloaäent" Iedielich dem herannaheäden Tod keinen Viderstaird mittels medizi-
niscli-technisöher oder phärmakoloeischer Ma{Snahmen mehr entgegensetzen wolle 17. Juri-
stisch sind diese Differrhzierunsen kanm zu fassen. wohl aber mo"raTtheologisch: Der Suizi
dent (und auch der Flungerstreikende!) widersetzt sich ,,Gottes Villen" (zrün Veiterleben)

6 Stratenuertä, SchwZStrR 95 (1978\ 64; Otto, Verh. 56. DJT, S. 34; kritisch Jakobs,FS Arth.
Kaufinann,199l. S. 470 Fn. 36.

7 Esei in Schrönhe/ Schröder, 25. Aufl. 1997, vor $$ 21 1 ff. Rn. 23; Kutzer, ZRP 1993, 404 f .; Verrel,
MedR 1997.250.

8 Vel. BGH. NI!ü 1960. r82I (1822).
S Siähe dazuMäurach/Schroedir,st iafrechtBT/1,S lRn.25;JäbnheinLeipzigerKommentar,10.

Aufi .  1989, vor $ 211 Rn.2; Oro, Verh. 56. DJT, S.67.
1O Siehe dazu Kocb in Eser/Koch, Materialien zur Sterbehilfe, 1991' S. 65.
11  BGHST 32,367.
12 Kutzer,MDR1985,712f.;kr i t ischhierzuEserinSchönke/Schröder,vor$$21iff .Rn.28.
13 Siehe nur R. Schmitt, JZ 1984,866 ff .
l4 Siehe BGH, NI\ü 1988, 1532.
l5 S 214 II AE-Stärbehilfe; vgl. auch Wrrel,JZ 1996,224 ff .
l6 Siehe auch Bernsmann,ZRP 1996,88; Verrel,lZ 1996,230.
17 Kutzer, MDR 1985, 713.
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perverletzung strafbar sein7

• Der Bundesgerichtshof nimmt jedoch für den Suizid
an, daß mit dem Eintritt der Bewußtlosigkeit auch der einer Intervention entgegen­
stehende Wille des Patienten gleichsam entschwindet und macht hier den Weg frei
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stellung, die Angehörige, Ärzte und Pflegepersonal in aller Regel haben werden,
sogar wegen Unterlassenstäterschaft8. Auch auf § 101 StVollzG sei hingewiesen, der
zur Durchführung von medizinischer Behandlung oder Zwangsernährung bei Hun­
gerstreikenden dann verpflichtet, wenn nicht mehr "von einer freien Willens­
bestimmung des Gefangenen ausgegangen werden kann". In diesen Fällen soll eine
Art "Tatherrschaftswechsel" stattfinden. Die Literatur hat diese Auffassung immer
mit dem Hinweis darauf bekämpft, daß man dann bei einem Suizid straflos das
Tötungsmittel zur Verfügung stellen dürfe, aber dagegen einschreiten müsse, wenn
es zu wirken beginne. Man mag sich auch fragen, verallgemeinert man diese Dog­
matik, wie denn dann (insbesondere lebensgefährliche) Operationen durchgeführt
werden können, liegt die Einwilligung doch vor der Narkose ... l0

Es scheint nur auf den ersten Blick so, als ob der BGH in dieser Rigidität an seiner Suizid­
Rechtsprechunj; nicht mehr festhalten will. Im "Wittig-Fall" 11 hat aer 3. Senat 1984 zwar
einen Arzt nicht bestraft, der zu einer PatientinA die sich vergiftet hatte, hinzukam und sie
ihrem Willen en~sprechend sterben ließ. Der BuH führte zum Freispruch jedoch nur aus:
"Wenn der Angekla?;1:e ... den Konflikt zwischen der Verpflichtunj; zum Lebensschutz und
der Achtung des Selbstbestimmungsrechts der nach seiner Vorstellung bereits schwer und
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Weg der Einweisung in eine Intensivstation wählte, sondern in Respekt vor der Persönlich­
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ärztliche Gewissensentscheidung nicnt von Rechts wegen als unvertretbar angesehen wer­
den." Das Gericht hat also unter .,g,rundsätzlicher Beibehaltung seiner Rechtsprechung nur
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Entscheidend ist aber folgendes: In der Diskussion um das umstrittene Wittig­
Urteil hat der damalige Berichterstatter und jetzige Vorsitzende des 3. BGH-Senats
Klaus Kutzer darauf hingewiesen, daß seiner Ansicht nach die Rechtsprechung zum
Suizid sich nicht auf den Behandlungsverzicht übertragen lasse 12. Bedenkt man die
harsche Kritik der Literatur 13 und die vorsichtige Distanz selbst der Judikatur zum
"Wittig-Urteil" 1+, so ist zu prognostizieren, daß eine Transformation der Grundsät­
ze auf die Sterbebegleitung in der Tat nicht geschehen wird (sondern eher umge­
kehrt, wie es auch der Alternativentwurf Sterbehilfe 1986 vorschlug 15).

Eine Rlausible Begründung für diese Differenzierun.,g zu finden, fällt nicht leicht 16. Kutzer hat
darauf hingewiesen, Suizidenten seien in der Regel Kötperlich gesund/ das Sterbenlassen wür­
de dagegen alte, schwerkranke Menschen betreffen. Der 'ISUlzidpauent" habe zielgerichtet
mit dem Tötungsversuch den Höchstwert der grund~esetz ichen Ordnung negiert, während
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6 Stratenwerth, SchwZStrR 95 (1978) 64; Otto, Verh. 56. DJT, S. 34; kritisch Jakobs, FS Arth.
Kaufmann, 1993, S. 470 Fn. 36.

7 Eser in Schönke/Schröder, 25. Aufl. 1997, vor §§ 211 H. Rn. 23; Kutzer, ZRP 1993,404 L; Verrel,
MedR 1997,250.

8 Vgl. BGH, NJW 1960, 1821 (1822).
9 Siehe dazu Maurach/Schroeder, Strafrecht BT/1, § 1 Rn. 25; Jähnke in Leipziger Kommentar, 10.

Aufl. 1989, vor § 211 Rn. 2; Otto, Verh. 56. DJT, S. 67.
10 Siehe dazu Koch in Eser/Koch, Materialien zur Sterbehilfe, 1991, S. 65.
11 BGHSt 32, 367.
12 Kutzer, MDR 1985,712 L; kritisch hierzu Eser in Schönke/Schröder, vor §§ 211 H. Rn. 28.
13 Siehe nur R. Schmitt, JZ 1984, 866 H.
14 Siehe BGH, NJW 1988, 1532.
15 § 214 II AE-Sterbehilfe; vgl. auch Verrel, JZ 1996, 224 H.
16 Siehe auch Bernsmann, ZRP 1996, 88; Verrel, JZ 1996, 230.
17 Kutzer, MDR 1985,713.
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anders als der zum Srerben bereite Todkranke. Betrachtet man den "Vittig-Fall"-so, macht
der do.nige Schlingerkurs r8 des BGH Sinn: Es h,ndelte sich dort nicht um erne körperhch
gesunde, Sondern üm eine alte, schwerkranke Suizidentin ...re

2. Beibilfe zum Suizid

Die Beihilfe zum Suizid ist genaugenommen Sterbehilfe im eigentlichen'rü(/ortsinn.
Sie ist in Deutschland, anders als etwa in der Schweiz oder in Osterreich, an sich
straflos. @ine andere Auffassung vertreten nur einige Juristen wie etwa Eberhard
Scbmidhäuser, der davon ausgeht, daß auch der Suizid den Unrechtstatbestand der
Tötungsdelikte erfülle, straflos nur wegen eines vorliegenden Entschuldigungsgrun-
des sei mit der Folge, daß Beihilfehandlungen nicht mangels rechtswidriger Haupt-
tat ausgeschlossen seien rc.) Allerdings wäre es irrtümlich zu glauben, daß hierdurch
im deutschen Strafrecht die Strafbarkeit wesentlich eingeschränkt würde: Im Aus-

land wird eher verwundeft zur Kenntnis genommen, wie in Deutschland trotz einer

fehlenden Vorschrift manchmal Fdlle von Beihilfe zur Selbsttötung bestraft werden'

die dort straflos blieben :t - ein Beispiel hierfür hatten wir mit der ,,Lehre vom

Tatherrschaftswechsel" soeben erörtert.

Das entscheidende Abgrenzungskriterium zwischen (strafloser) Suizidbeihilfe und
(strafbarer) Sterbehilfe soll sich nach der deutschen Rechtsprechung aus der "Tat-
herrschaft" ergeben, die genaugenommen entsprechend der formal-objektiven
Teilnahmelehre ermittelt wird 22. So hat der BGH im ,,Gisela-Fall" Sterbehilfe des-

halb bejaht, weil GiselasFreund bei dem beabsichtigten gemeinsamen Sterben durch

Autoabgas-Vergiftung den Fuß auf dem Gaspedal hatte und damit ,,das gesamte

Geschehen bis zuletzt in der Hand", also Tatherrschaft gehabt habe 23. Im "1.
Hackethal-Fall" hat dementsprechend das OLG München eine stra{lose Suizidbeihilfe
angenommen, weil die Sterbewillige "den Giftbecher ... ohne Hilfe Dritter selbst

zum Mund geführt und das Gift getrunken" hatte 2a. Solche Entscheidungen illu-

strieren den Hauptkritikpunkt an dieser Dogmatik: Die Einordnung von Hilfelei-

srungen als Tötungsdelikt h:ingt von "Kleinigkeiten" :s der "Tat"-Ausführung ab.

3. Wrnichtung,,lebensunzserten" Lebens

Schließlich zählt nicht zum eigentlichen Bereich Sterbe-,Hilfe" die Vernichtung
angeblich lebensunwerten Lebens, wie sie insbesondere die Nationalsozialisten an

Geisteskranken vorgenommen haben. Diese Verbrechen wären in unserem Zusam-
menhang kaum einJr Erwähnung wert, hätten die Nazis nicht ihre Aktion euphe-

mistisch als ,Euthanasie" bezeichnet, ein Begriff, der ansonsten häufig als Synonym
für Sterbehilfe genutzt wird 26.

Y el. Tr ö n d I e, ZSt\l 9 9 (19 87\, 4 5 | "verschlungene ..' Begründun g'.
si]i" BÄtii"", ZRp't996,'8s: ."... die Dog:matik schäint die örenzen ihrer Leistungsfähigkeit
endsültiq erreicht zu haben"; vgl. auch Wrrel,lZ 1996,226'
irhhidhZuter. Festschrif t  f1.; .r  l r telzel,1974, S.8b1 ff . ;  Strafrecht 8T,2. Aufl '  1983,2. Kap. Rn.9;
37 .
Si.h" ",*" Noll, Schweizerisches StrafrechtBT/1,1983, S. 25; vgl. auch E-ser,Jt4edR 1985' 13. -
Siehe Kutzer, NSIZ lsS+, 112; vgl. ,.uch Herzberg, NJlüü 1986,-1641; siehe aber auch BGH' GA
1986. 508.
BGHST 19. 135.
OLG München, NJ\ü 1987' 2940.
Krach. Kritl 28 (199il, 7 l.
Siehe dazukoch'in Eier/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe' S' 33.
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anders ~s der z~ Sterben bereite T04ranke. Betrachte~man den.nWittig-F:all" so, ma~t
der dortIge Schhngerkurs 18 des BGH Smn: Es handelte sIch dort mcht um eme körperhch
gesunde, sondern um eine alte, schwerkranke Suizidentin ... 19

2. Beihilfe zum Suizid

Die Beihilfe zum Suizid ist genaugenommen Sterbehilfe im eigentlichen Wortsinn.
Sie ist in Deutschland, anders als etwa in der Schweiz oder in Österreich, an sich
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des sei mit der Folge, daß Beihilfehandlungen nicht mangels rechtswidriger Haupt­
tat ausgeschlossen seien 20.) Allerdings wäre es irrtümlich zu glauben, daß hierdurch
im deutschen Strafrecht die Strafbarkeit wesentlich eingeschränkt würde: Im Aus­
land wird eher verwundert zur Kenntnis genommen, wie in Deutschland trotz einer
fehlenden Vorschrift manchmal Fälle von Beihilfe zur Selbsttötung bestraft werden,
die dort straflos blieben 21 - ein Beispiel hierfür hatten wir mit der "Lehre vom
Tatherrschaftswechsel" soeben erörtert.

Das entscheidende Abgrenzungskriterium zwischen (strafloser) Suizidbeihilfe und
(strafbarer) Sterbehilfe soll sich nach der deutschen Rechtsprechung aus der"Tat­
herrschaft" ergeben, die genaugenommen entsprechend der formal-objektiven
Teilnahmelehre ermittelt wird 22. So hat der BGH im "Gisela-Fall" Sterbehilfe des­
halb bejaht, weil Giselas Freund bei dem beabsichtigten gemeinsamen Sterben durch
Autoabgas-Vergiftung den Fuß auf dem Gaspedal hatte und damit "das gesamte
Geschehen bis zuletzt in der Hand", also Tatherrschaft gehabt habe 23. Im ,,1.
Hackethal-Fall" hat dementsprechend das OLG München eine straflose Suizidbeihilfe
angenommen, weil die Sterbewillige "den Giftbecher ... ohne Hilfe Dritter selbst
zum Mund geführt und das Gift getrunken" hatte 24. Solche Entscheidungen illu­
strieren den Hauptkritikpunkt an dieser Dogmatik: Die Einordnung von Hilfelei­
stungen als Tötungsdelikt hängt von "Kleinigkeiten" 25 der"Tat"-Ausführung ab.

3. Vernichtung "lebensunwerten " Lebens

Schließlich zählt nicht zum eigentlichen Bereich Sterbe-"Hilfe" die Vernichtung
angeblich lebensunwerten Lebens, wie sie insbesondere die Nationalsozialisten an
Geisteskranken vorgenommen haben. Diese Verbrechen wären in unserem Zusam­
menhang kaum einer Erwähnung wert, hätten die Nazis nicht ihre Aktion euphe­
mistisch als "Euthanasie" bezeichnet, ein Begriff, der ansonsten häufig als Synonym
für Sterbehilfe genutzt wird 26.

18 Vgl. Tröndte, ZStW 99 (1987), 45: .verschlungene ... Begründung".
19 Siehe Bernsmann, ZRP 1996,88: .... die Dogmatik scheint die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit

endgültig erreicht zu haben": vgl. auch Verret, JZ 1996,226.
20 Schmidhäuser, Festschrift für Wetzet, 1974, S. 801 H.: Strafrecht BT, 2. Auf!. 1983,2. Kap. Rn. 9:

37.
21 Siehe etwa Noll, Schweizerisches Strafrecht BT/1, 1983, S. 25: vgl. auch Eser, MedR 1985,13.
22 Siehe Kutzer, NStZ 1994, 112; vgl. auch Herzberg, NJW 1986, 1641: siehe aber auch BGH, GA

1986, 508.
23 BGHSt 19, 135.
24 OLG München, NJW 1987,2940.
25 Krack, KritJ 28 (1995),71.
26 Siehe dazu Koch in EserlKoch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 33.
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Es handelt sich hierbei insbesondere um die soe. -Aktion T 4", der nach Schätzungen fast
IOO.OOO Menschen zum Opfer eefallen sind. Die"Aktion seht auf einen von F/itler per:sönlich
unterschriebenen Brief mrf Da"tum vom 01. September 1939 zurück, in dem er den Reichs-
leirer Bouhlerund seinen persönlichen Arzt Braidtbeatftragte .... die Befugnisse namentlich
zu bestimmender Arzte ö zu erweitern, daß nach menschlithem ErmesseÄ unheilbar Kran-
ken bei kritischster Beurteilung ihres Gdsundheitszustandes der Gnadentod gewähn werden
kann" 27.

Daß das Ausführen eines solchen Befehls in aller Regel den Mordtatbestand er-
fullt, liegt auf der Hand. Heimtücke (tödliche Spritze!) könnte allerdings nach der
umstrittenen Rechtsprechung des BGH zur fehlenden Arglosigkeit Bewußtloser 28

und Geisteskranker 2e entfallen 30; niedere Beweggründe müssen sich - jedenfalls für
die in der Literatur herrschende Ansicht - (auch) in der Person des Haupttäters
finden (S 28 tr bzw. $ 29 SIGB) 11.

Soezifische Probleme bereiten diese fdlschlich so sen,rnnten Euthanasiefdlle - wenn man den
"fl"i*iio." Fraeenkreis des Handelns auf Befehf einmal außer acht ldßt - nur insoweit, als
sicfr aneeklaetr' A.rzte - wir wollen einmal unterstellen zu Recht - darauf berufen haben, sie
hätten Tötuäeen deshalb anseordnet bzw. ausgefühn, weil im Veigerungsfalle ein anderer
Arzt an ihre Sielle serreren #äre und mehr Kräke vernichtet hätte t. Turistisch müssen wir
hi.i nun r.ntä.hst Einmal soref?iltie differenzieren: Ist davon auszuge[en, daß im Falle der
Veis;runs zwar mehr, aber 

"andeie 
Patienten umsebracht worderi'wären, oder ist (yohl

wah?scheiälicher) anzunehmen. daß eine größere Zahl von Patienten unter Einschlull der
",t.h t orr dem sich so veneidigenden Arzt äusgesuchten Kranken vernichtet worden wären?

fNur 3r) im ersteren Fall entspricht die Konstellation exakt der in dem berühmte'r, von
deni Strafiechtler und Rechtsphilosoohen Hans lVelzel erdachten ,,Bahnwäner-Fall" ra, wo
";r rrif;lli" anwesender'Süeich'enstelle^r den sarantien vielfach tödlich endenden Zusarnmen-
deni Strafiechtler und Rechtsphilosophen Hans Welzel e
ein zufälljg anwesender'W^eichienstell& den garantien viel Zusammen-

daß er einen

menl6.

Die zweite Falleestalrune (die eetöteten Patienten waren ohnehin verloren) entspricht
dagegen der des."on]dq5n grgßeh Kr-rminalrechtler Adolf Merhe.lvor einemJahrhuhdert i:rson-
neäeä ..Beresteieer-Falleso r7. in dem der eine von zwei abgestürzten Kletterern den anderen,
mit ihÄ Ve"rbufidenen abschneidet. um zumindest sich sälbst retten zu können. Bei dieser
Käntrif"tio" *ird rron einieen Autoren eine Rechtfertigunq angenommen: ,,Ein vernürrfti-
nir R.cht kann nicht verbieten. daß wenigstens ein Men"schänle6en gerettet wird, wenn die
Rettune beider unmöelich ist." r8 Die woTrl herrschende Gegenmeiriung, der sich auch der
BGH iÄ seinem ..Euthänasie-Uneil" anseschlossen hat re, meiät dagegen,ts widerspreche der
..von der christliähen Sittenlehre her beitimmten Kulturänschauun--g I., den für dieErhaltung
von Sachwenen ansemessenen Grundsatz des kleineren Ubels anzüwenden und den rechth--
chen Ün*ert der f%t nach dem sozialen Gesamtergebnis abzuwägen, wenn Menschenleben
auf dem Spiele stehen". Doematisch kann man dies ilamit stützen, äaIl ,,auch die Tötung eines
ohnehin Verlorenen eine eieenmächtiee Verkürzung seines Lebens ist. 1Vürde man sie zulas-
ien. so würde der Grundsat? aufseseb'en, da{l auch äas Leben des Todgeweihten unter dem
Slhutze der Rechtsordnung steht* tr. Vör so argumentiert, sieht zwisihen Bergsteiger- und
Bahnwärter-Fall keine prin?ipiellen Unterschiede mehr.

Es sei allerdings darauf hingewiesen, daß man es sich zu einfach machen würde,

die Vernichtung angeblich lebensunwerten Lebens als ein bloßes Phänomen des

stoß zweiär vollbesetzter Personenzüge geisiesqegenwänig dadurch verhinden, d4ß er einen
Zue blitzschnell auf ein Nebensleis uäläitet, üisiend, daff don ein Gleisarbeiter kaum wird
ausfoeichen können. Hier eehtfüe herrscheide Ansiöht von einem "übergesetzlichen Not-
.i*a; -ü der Folse des Schuldausschlusses aus rs. während andere, etwä der Münchenerstand* mit der Folee des Schuldausschlusses aus i:

Strafrechtslehrer Claus Roxin, die allerdings "gew

gen[ cue nerrscnenoe Jlnsrcru vorl eutem ,uucrH,cscL4lultu r\el-
Schuldausschlusses aus rs. während andere, etwä der Münchener
txin. die allerdincs .-r"-iß zu mildernde ... Strafbarkeit" anneh-

2/ Siehe hierzu Ehrbardt, Euthanasie und Vernichtung .lebensunwenen" Lebens, 1965,5.24 ff.
28 BGH, NJW 1966, 1823.
29 BGH,JZ 1974, s11.
30 So auch BGH. NSIZ 1997. 490.
31 BGH. lZ 1974,511 ist insoweit überholt!
lz Siehe EGH, NJ\ü 1953,513; OGHST 1.,321;2,117; SchwurG Köln, NJV 1952,358.
33 Dies verkennt SchvurG Köln, NJV 1952,358 (359).
34 lVelzel,  ZSIV 63 (1951),51 f.
35 Siehe näher Roxin, Strafrecht AT/1,3. Aufl. 1997, $ 22 Rn. 146 ff. mwN.
36 Roxin, Strafrecht AT/1, S 22P.n. 157.
37 A. Merkel, Die Kollision iechtmäßiger Interessen und die Schadensersatzpflicht bei rechtmäßigen

Handluneen, 1895, S. 48.
38 o. Veber,"Das Notirandsproblem und seine Lösungen in den deutschen Strafgesetzentwürfen von

1919 und 1925, 1925, S. 30.
39 BGH, NJ\(/ 19s3, s13.
40 Roxin, Strafrecht ATl1, S 16 Rn. 34.

252 Uwe Scheffler

Es handelt sich hierbei insbesondere um die sog. Aktion T 4" der nach Schätzungen fast
100.000 Menschen zum Opfer gefallen sind. Die Aktion geht auf'einen von Hitler persönlich
unterschriebenen Brief nut Datum vom 01. September 1939 zurück, in dem er den Reichs­
leiter Bouhler und s~inenpersönlichen Arzt Brandt beauftrag1;e "... die Befugnisse namentlich
zu bestimmender Arzte so zu erweitern, daß nach menschlichem Ermessen unheilbar Kran­
ken bei kritischster Beurteilung ihres Gesundheitszustandes der Gnadentod gewährt werden
k "27ann .

Daß das Ausführen eines solchen Befehls in aller Regel den Mordtatbestand er­
füllt, liegt auf der Hand. Heimtücke (tödliche Spritze!) könnte allerdings nach der
umstrittenen Rechtsprechung des BGH zur fehlenden Arglosigkeit Bewußtloser 28

und Geisteskranker 29 entfallen 30; niedere Beweggründe müssen sich - jedenfalls für
die in der Literatur herrschende Ansicht - (auch) in der Person des Haupttäters
finden (§ 28 II bzw. § 29 StGB) 31.

Spezifische Probleme bereiten diese fälschlich sC? genannten Euthanasiefälle - wenn man den
allgemeinen Fragenkreis des Handeins auf Befehl einmal außer acht läßt - nur insoweit, als
sich an~klagte Arzte - wir wollen einmal unterstellen zu Recht - darauf berufen haben, sie
hätten Tötungen deshalb angeordnet bzw. ausgeführt, weil im Wei~erungsfalle ein anderer
Arzt an ihre S-telle getreten wäre und mehr Kranke vernichtet hätte . Tunstisch müssen wir
hier nun zunächst einmal sorgfältig differenzieren: Ist davon auszugeIien, daß im Falle der
Weigerung zwar mehr, aber andere Patienten umgebracht worden wären, oder ist (wohl
wahrscheiiilicher) anzunehmen, daß eine größere zahl von Patienten unter Einschluß der
auch von dem sich so verteidigenden Arzt ausgesuchten Kranken vernichtet worden wären?

(N:ur 33) im ersteren Fall entspricht die Konstellation exakt der in dem berühmten, von
dem Strafrechtler und Rechtsphiiosophen Hans Wetzel erdachten "Bahnwärter-Fall" 34, wo
ein zufällig anwesender Weicliensteller den garantiert vielfach tödlich endenden Zusammen­
stoß zweier vollbesetzter Personenzüge geistesgegenwärtig dadurch verhindert, daß er einen
Zug blitzschnell auf ein Nebengleis umleitet, wissend, dafS" dort ein Gleisarbeiter kaum wird
ausweichen können. Hier geht die herrschende Ansicht von einem "übergesetzlichen Not­
stand" mit der Folge des Schuldausschlusses aus 35/ während andere, etwa der Münchener
Strafrechtslehrer Gaus Roxin, die allerdings "gewiß zu mildernde ... Strafbarkeit" anneh­
men36

•

Die zweite Fallgestaltung (die getöteten Patienten waren ohnehin verloren) entspricht
dagegen der des von dem ~roßenKnminalrechtler AdolfMerkel vor einem Jahrhundert erson­
nenen "Bergsteiger-Falles 37; in dem der eine von zwei abgestürzten Kletterern den anderen,
mit ihm Verbundenen abscnneidet, um zumindest sich selbst retten zu können. Bei dieser
Konstellation wird von einigen Autoren eine Rechtfertigt1!1g angenommen: "Ein vernünfti­
ges Recht kann nicht verbieten, daß wenigstens ein Menschenleoen gerettet wird, wenn die
Rettung beider unmöglich ist." 38 Die wohl herrschende Gegenmeinung, der sich auch der
BGH in seinem "Euthanasie-Urteil" angeschlossen hat 39, meint dagegen es widersIJfeche der
"von der christlichen Sittenlehre her bestimmten Kulturanschauung ..., den für dier:rhaltung
von Sachwerten an~emessenen Grundsatz des kleineren Ubels anzuwenden und den rechtli­
chen Unwert der Tat nach dem sozialen Gesamtergebnis abzuwägen, wenn Menschenleben
auf dem S2iele stehen". Dogmatisch kann man dies damit stützen, daß "auch die Tötung eines
ohnehin Verlorenen eine eigenmächtige Verkürzun~ seines Lebens ist. Würde man sie zulas­
sen, so würde der Grundsatz auf&.e~oen, daß auch aas Leben des Todgeweihten unter dem
Schutze der Rechtsordnung steht . Wer so argumentiert, sieht zwiscnen Bergsteiger- und
Bahnwärter-Fall keine prinzipiellen Unterschiede mehr.

Es sei allerdings darauf hingewiesen, daß man es sich zu einfach machen würde,
die Vernichtung angeblich lebensunwerten Lebens als ein bloßes Phänomen des

27 Siehe hierzu Ehrhardt, Euthanasie und Vernichtung "lebensunwerten" Lebens, 1965, S. 24 H.
28 BGH, NJW 1966, 1823.
29 BGH,]ZI974,511.
30 So auch BGH, NStZ 1997,490.
31 BGH, JZ 1974, 511 ist insoweit überholt!
32 Siehe BGH, NJW 1953,513; OGHSt 1,321; 2,117; SchwurG Köln, NJW 1952,358.
33 Dies verkennt SchwurG Köln, NJW 1952, 358 (359).
34 Wetzet, ZStW 63 (1951), 51 f.
35 Siehe näher Roxin, Strafrecht AT/I, 3. Auf!. 1997, § 22 Rn. 146 H. mwN.
36 Roxin, Strafrecht AT/I, § 22 Rn. 157.
37 A. Merket, Die Kollision rechtmäßiger Interessen und die Schadensersatzpf!icht bei rechtmäßigen

Handlungen, 1895, S. 48.
38 v. Weber, Das Notstandsproblem und seine Lösungen in den deutschen Strafgesetzentwürfen von

1919 und 1925,1925, S. 30.
39 BGH, NJW 1953, 513.
40 Roxin, Strafrecht AT/I, § 16 Rn. 34.
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Dritten Reiches anzusehen. Nicht nur, daß diese ,Euthanasie" bei vielen Naturvöl-
kern durchaus nicht unüblich gewesen ist ar; selbst bei Platon kann man lesen: "'S0er
siech ist am Körper, den sollen sie sterben lassen. 

'Wer 
an der Seele mißraten oder

unheilbar ist, den sollen sie töten." a2 Plutarcb berichtet vom Infantizid in Sparta nl,

Seneca hat die Kindestötung verteidigt #. Später finden sich beim heiliggesproche-
nen Thomas Monrsa5 sowie bei Francis Bacon $ befürwonende Außerungen zur Al-

ten- und Krankentötunga7.

Nun muß man bei der Abqualifizierune solcher Auffassunsen aus völlig anderen Kulturkrei-
sen als inhuman etwas voröichtie sein o{ Eine Uberflußeesöllschaft wie*die unsere hat es ein-
fach. sich zur Nichtdurchfütteärne -unnützer Esser" Zu positionieren, die anderswo eine
Existenzfraee sein kann. ImmerhinTraben auch bundesdeutiche Gerichte die Tönrng Geistes-
kranker rm"2. \(eltkries. um sie der Gefahr des Verhunserns infolge der ,,katastlophden
Versorgungslage" zu enäiehen, zwar als strafbar, aber ,,käinen Versioß gegen die Mensch-
lichkeit"" bäzeiöhnet ae.

Insofern ist es viel problematischer, daß sich entsprechende Gedanken seit der

Jahrhundertwende bei uns in Deutschland mehrten s0. Vor allem ist die ideologische

Grundlage ftir die Naziverbrechen durch das Buch ,Die Freigabe der Vernichtung
lebensunwerten Lebens" von Binding und Hocbe aus dem Jahre 1920 bereitet wor-

den. Der berühmte Jurist Karl Binding führte hier kurz vor seinem Tode aus, daß

auch bei ,,unheilbar Blödsinnigen" ein "absolut zweckloses Leben" vorläge, so daß

ihr Tod ,,nicht die geringste Lücke" risse, ihr Leben aber ftir die Gesellschaft ,,eine
furchtbar schwere Belastung" bildete: So wäre etwa ein ,,Menschenberuf" erforder-

lich, ,,der darin aufgeht, absolut lebensunwertes Leben für Jahre und Jahrzehnte zu

fristen" 5r. Der Psychiater Adolf Hoche sprach etwa von ,,Ballastexistenzen" 
5r.

Trotzdem muß darauf hinsewiesen werden. daß man es sich zu leicht machen würde , Bindinp
und Hocbe einfach als Geiitesverwandte der Nazis hinzust ellen. Hoche xab 1933 aus Protesi
segen die Machtersreifunq seinen Lehrsruhl auf sr und wurde später vonäen Nationalsoziali-
iteln -infam verfolät" 5': Bindinp, bei Abfassune der Schrift schon fast 8Oi:ihrie, stand unter
dem Ein{luß des Massensterbeni'im 1. \üelthrie"e 5s. Große Passaqen sind durchäus als Bemü-
hen um Humanität aus Mitleid zu verstehen. Daneben stehen äber auch die hier zitierten
mehr als fracw'ürdieen Formulierungen. Größeres Befremden ruft bei mir iedenfalls hervor,
wenn in den"sechziferJahren in der E_undesrepublik Schriften in weitgelender Anlehnung an
die Thesen Bindinös oubliziert wurden und etwa -wesen ihres bemlrkenswerten gerstrgen
rurd medizinischenNiveaus lesenswert" senannt wuidena6 - verfa{3t von dem Medizinörofesior
lV',emer CatelsT, einem ma{Sgeblichen Be"teiligten an der nationalsozialistischen ,Euthanasie'1
Aktion s8.

41 Siehe Koty,Die Behandlung der Alten und Kranken bei den Naturvölkern, 1932.
42 Platon.Päliteia.
43 Plutarch,Lykurg.
44 Smeca,De tra.
45 Morus,Utopia.
46 Bacon. Novä Atlantis.
47 Näher Eid. in Erl (Hrss.), Euthanasie oder Soll man auf Verlanqen töten, 2. Aufl. 1985, S. 12 ff.
48 Siehe dazu auch lVundäli, Eurhanasie oder Über die rVürde des Sterbens, 1974,5.76 f .; Buschendorf

in Valentin (Hrsg.), Diä Euthanasie, 1969, S. 46; Ebrhardr, Euthanasie und Vernichtung
-lebensunwenen" Lebens. S. 7.

49
) U

f t

53

54
5 5

) b

VGH Bremen, NI\ü 1960,400; VGH Mannheim, zit. b. BVerwG, NJ\ü 1964' 2220.
/osr, Das Recht auf den Tod, 1895; E. Mann, Moral der Kreft, 1920; Die Erlösung der Menschen
vom Elend. 1922.
Bindinp/Hocbe, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwenen Lebens, 1920, S. 31 f.
Bindinä/Hoche, Die Freiäabe der Vernichtunl leb..t.,r.t*..ten Lebens, S. 55; 56 f.
HellbisRe in Forster (Hisg.) Aktuelle Probläme des Lebensschutzes durch die Rechtsordnung,
1964, Sl79; siehe euch'Ehrharlr, Euthanasie und Vernichtung "lebensunwenen" Lebens, S. 53.
Sinrsoz. Festsch ritt fir S cbuinpe, 197 3, S. 92 F n. 7 .
Ysl. Bindins/Hoche,Die Freiiabe der Vernichtung lebensunwenen Lebens, 5.27 f.; siehe dazu
Gö ilm. Eur(anasie und Sel bstbestimmung, 197 5, S.- 6 F n. 7 .
Sizzsoz, Festschrift f,ür Scbuinge, S. 90; iiehe auch Kebler, Zentrilblatt für Kinderheilkunde 90
(1964 ) ,  S .  9Z  f . :  - an th ropo läq i sch  bes ründe te r  Human i smus ' ;  Ge i l en ,  Eu thanas ie  und
Selbstbestimmune. S. 17 Fn'. 29: Isubiektiie Ernsthaftiekeit seines Anliesens'.
Catel, Grenzsituaiionen des LebJns, i9e2; Leidminderring richtig verstaiden, 1966.
Näher dazu Ebrhardt, Euthanasie und Vernichtung "lebänsunwinen Lebens", S. 2:28 l.;45 fI.;
Lohmann. Euthanasie in der Diskussion,  1975,5.70.
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Dritten Reiches anzusehen. Nicht nur, daß diese "Euthanasie" bei vielen Naturvöl­
kern durchaus nicht unüblich gewesen ist 41; selbst bei Platon kann man lesen: "Wer
siech ist am Körper, den sollen sie sterben lassen. Wer an der Seele mißraten oder
unheilbar ist, den sollen sie töten." 42 Plutarch berichtet vom Infantizid in Sparta 4\

Seneca hat die Kindestötung verteidigt 44. Später finden sich beim heiliggesproche­
nen Thomas Morus45 sowie bei Francis Bacon 46 befürwortende Äußerungen zur Al­
ten- und Krankentötung47

•

Nun muß man bei der Abqualifizierunpsolcher Auffassungen aus völlig anderen Kulturkrei­
sen als inhuman etwas vorsichtig sein 4 • Eine Uberflußgesellschaft wie die unsere hat es ein­
fach, sich zur Nichtdurchfütterung ,unnützer Esser" zu positionieren, die anderswo eine
Existenzfrage sein kann. Immerhin haDen auch bundesdeutsche Gerichte die Tötung Geistes­
kranker im 2. Weltkrieg, um sie der Gefahr des Verhungerns infolge der "katastrophalen
Versorgungslage" zu entziehen, zwar als strafbar, aber "k:einen Verstoß gegen die Mensch­
lichkeit" bezeichnet 49.

Insofern ist es viel problematischer, daß sich entsprechende Gedanken seit der
Jahrhundertwende bei uns in Deutschland mehrten 50. Vor allem ist die ideologische
Grundlage für die Naziverbrechen durch das Buch "Die Freigabe der Vernichtung
lebensunwerten Lebens" von Binding und Hoche aus dem Jahre 1920 bereitet wor­
den. Der berühmte Jurist Kar! Binding führte hier kurz vor seinem Tode aus, daß
auch bei "unheilbar Blödsinnigen" ein "absolut zweckloses Leben" vorläge, so daß
ihr Tod "nicht die geringste Lücke" risse, ihr Leben aber für die Gesellschaft "eine
furchtbar schwere Belastung" bildete: So wäre etwa ein "Menschenberuf" erforder­
lich, "der darin aufgeht, absolut lebensunwertes Leben für Jahre und Jahrzehnte zu
fristen" 51. Der Psychiater Ado/fHoche sprach etwa von "Ballastexistenzen" 52.

Trotzdem muß darauf hingewiesen werden, daß man es sich zu leicht machen würde, Binding
und Hoche einfach als Geistesverwandte der Nazis hinzustellen. Hoche gab 1933 aus Protest
gegen die Machtergreifung seinen Lehrstuhl auf 53 und wurde später von aen Nationalsoziali­
sten "infam verfolgt" 54; Binding, bei Abfassung der Schrift scnon fast 80jährig, stand unter
dem Einfluß des Massensterbens im 1. Weltkrieg 55. Große Passagen sind durcliaus als Bemü­
hen um Humanität aus Mitleid zu verstehen. Daneben stehen aber auch die hier zitierten
mehr als fragwqrdigen Formulierun~en. Größeres Befremden ruft bei mirJ'edenfalls hervor,
wenn in den sechziger Jahren in der Bundesrepublik Schriften in weitgehen er Anlehnung an
die Thesen Bindings_publiziert wurden und etwa "we~en ihres bemerkenswerten geistigen
und medizinischen NIveaus lesenswert" genannt wurden 6 - verfaßt von dem Medizinprofessor
Werner Catel 57 , einem maßgeblichen Beteiligten an der nationalsozialistischen "Euthanasie"­
Aktion 58.

41 Siehe Koty, Die Behandlung der Alten und Kranken bei den Naturvölkern, 1932.
42 Platon, Politeia.
43 Plutarch, Lykurg.
44 Seneca, De ira.
45 Morus, Utopia.
46 Bacon, Nova Atlantis.
47 Näher Eid in Eid (Hrsg.), Euthanasie oder ~.oll man auf Verlangen töten, 2. Auf!. 1985, S. 12 H.
48 Siehe dazu auch Wunderli, Euthanasie oder Uber die Würde des Sterbens, 1974, S. 76 f.; Buschendor/

in Valentin (Hrsg.), Die Euthanasie, 1969, S. 46; Ehrhardt, Euthanasie und Vernichtung
.lebensunwerten" Lebens, S. 7.

49 VGH Bremen, NJW 1960,400; VGH Mannheim, zit. b. BVerwG, NJW 1964,2220.
50 Jost, Das Recht auf den Tod, 1895; E. Mann, Moral der Kraft, 1920; Die Erlösung der Menschen

vom Elend, 1922.
51 Binding/Hoche, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, 1920, S. 31 f.
52 Binding/Hoche, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, S. 55; 56 f.
53 Hellbrügge in Forster (Hrsg.) Aktuelle Probleme des Lebensschutzes durch die Rechtsordnung,

1964, S. 79; siehe auch Ehrhardt, Euthanasie und Vernichtung .lebensunwerten" Lebens, S. 53.
54 Simson, Festschrift für Schwinge, 1973, S. 92 Fn. 7.
55 Vgl. Binding/Hoche, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, S. 27 f.; siehe dazu

Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, 1975, S. 6 Fn. 7.
56 Simson, Festschrift für Schwinge, S. 90; siehe auch Kehler, Zentralblatt für Kinderheilkunde 90

(1964), S. 97 f.: "anthropologisch begründeter Humanismus"; Geilen, Euthanasie und
Selbstbestimmung, S. 17 Fn. 29: "subjektive Ernsthaftigkeit seines Anliegens".

57 Catel, Grenzsituationen des Lebens, 1962; Leidminderung richtig verstanden, 1966.
58 Näher dazu Ehrhardt, Euthanasie und Vernichtung "lebensunwerten Lebens", S. 2; 28 f.; 45 H.;

Lohmann, Euthanasie in der Diskussion, 1975, S. 70.
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Ebenfalls als Befurwortung der Vernichtung lebensunwerten Lebens werden in
den letzten Jahren von manchen die Thesen des australischen Philosophen Peter
Singer angesehen, der in seiner "Praktischen Ethik" ausgeführt hat, für die Frage, ob
es verwerflich sei zu töten, hätte nicht die Zugehörigkeit eines menschlichen \üüe-

sens zur Spezies Homo sapiens allein Bedeutung; entscheidend seien vielmehr Ei-
genschaften wie Rationalität, Autonomie und Selbstbewußtsein. Diese Attribute
hätten Säuglinge oder Altere, die auf dieser geistigen Reifestufe beharren, sowie
mancher aufgrund von Unfall, Krankheit oder hohem Alter Geschädigte nicht se.

Folge sei, daß deren Tötung grundsätzlich zuldssig wäre 60. So problematisch diese
Thesen sind, so sei Singer doch in einem Punkt hier in Schutz genommen: ol-ebens-
unwert' wird von ihm nicht auf den Wert des Lebens ftir die Gesellschaft bezogen,
sondern für den betroffenen Menschen selbst {'r.

Es steht seit einieer Zeit zu befurchten. daß sich in Zukunft der Gedanke des
eines Kranken für die Gesellschaft doch wieder einschleichen könnte' Ansatz
Es steht seit einieer Zeit zu befurchten. daß sich in Zukunft der Gedanke des Lebenswertes
.in.s Kr*ken für die Gesellschaft doch wieder einschleichen könnte. Ansatzpunkt hiefir
wäre die Ressourcenverteilune in einem unterfinanzienen Gesundheitssystem. So wird etwa
aus Großbritannien heute scEon berichret, es sei "offizielle policy, P{tiente.n mit \ieren-aus GrolSbntannren heute schon benchtet, es ser -ottrzrelle pollcy, l'atlenten mlt l\leren-
versasen über einer gewissen Altersgrenze die Finanzierune'der ... erforderlichen Dialyse
vorzrienthalten und ifadurch sierben"zu lassen" 62 - Verteilun"g nach dem Lebenswen für die
Gesellschaft?

II. KrnNsrRficH

Im folgenden soll versucht werden, den Bereich der eigentlichen Sterbehilfe zu ord-
nen. Ich will hier, in leichter Abwandlung von gängiger Einteilung, grob zwischen
aktiver, aktiv-indirekter, passiver und quasi-passiver Sterbehilfe unterscheiden.

1. Aktioe Sterbehilfe

Die aktive Sterbehilfe sei in der Bundesrepublik Deutschland verboten, heißt es
stereotyp mit Blick auf $ 216 SIGB, der Tötung auf Verlangen. Auch auf den Eid des
Hippokrates wird immer wieder hingewiesen, in dem es u.a. heißt: ,,Ich werde an

niemanden ein tödlich wirkendes Gift abgeben, auch auf Verlangen nicht." Man
sollte hier allerdings etwas genauer differenzieren:

a) Tötung aus Mitlei.d

Die sog. Mitleidstötung fällt zunächst einmal eindeutig aus dem Bereich der Tötung

,,auf Verlangen" heraus, weil sie nicht auf \(iunsch des Opfers, sondern in dessen
(vermeintlich) wohlverstandenem Interesse vorgenommen wird. Sie ist genaugenom-
men "aufgedrängte Sterbehilfe". Der bekannteste Fall in den letzten Jahren hierzu
ist der ,,Wuppertaler Todesengel-F"tt" 6, in dem eine Fachschwester für Andsthesie
und Intensivpflege mehreren schwerstkranlcen Patienten heimlich tödliche Injek-
tionen verabreichte, um ihnen aus Mitleid 6a weiteres, von ihr als sinnlos angesehe-
nes Leiden und einen langen Todeskampf zu ersparen. Spätestens wenn man in den
Uneilsgründen liest, was für von Sachverständigen als ,,irrsinnige Aktivitäten" be-
zeichnete Viederbelebungsmaßnahmen die Schwester miterleben mußte, bei denen

Slzger, Praktische Ethik, 2. Il.fi' 1993/94, S. 115 ff.
.Siz!er, Praktische Ethik, S. 232 ff .
Yxf. Sinser, Praktische Ethik, S. 256 f.
Birnbac6er in Hegselmann/Merkei (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, 1991, S. 44.
BGHST 37, 376.
Zweifelnd.'Geilen Festschrift für Spendel, 1992,S.52ff.;Eisenberg, MschrKrim 80(1997),253.
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Ebenfalls als Befürwortung der Vernichtung lebensunwerten Lebens werden in
den letzten Jahren von manchen die Thesen des australischen Philosophen Peter
Singer angesehen, der in seiner "Praktischen Ethik" ausgeführt hat, für die Frage, ob
es verwerflich sei zu töten, hätte nicht die Zugehörigkeit eines menschlichen We­
sens zur Spezies Homo sapiens allein Bedeutung; entscheidend seien vielmehr Ei­
genschaften wie Rationalität, Autonomie und Selbstbewußtsein. Diese Attribute
hätten Säuglinge oder Ältere, die auf dieser geistigen Reifestufe beharren, sowie
mancher aufgrund von Unfall, Krankheit oder hohem Alter Geschädigte nicht 59.

Folge sei, daß deren Tötung grundsätzlich zulässig wäre 60. So problematisch diese
Thesen sind, so sei Singer doch in einem Punkt hier in Schutz genommen: "Lebens­
unwert" wird von ihm nicht auf den Wert des Lebens für die Gesellschaft bezogen,
sondern für den betroffenen Menschen selbst 61.

Es steht seit einiger Zeit zu befürchtenhdaß sich in Zukunft der Gedanke des Lebenswertes
eines Kranken rur die Gesellschaft doc wieder einschleichen könnte. Ansatzpunkt hierfür
wäre die Ressourcenverteilung in einem unterfinanzierten Gesundheitssystem. So wird etwa
aus Großbritannien heute scIlon berichtet, es sei »offizielle policy, Patienten mit Nieren­
versagen über einer gewissen Altersgrenze die Finanzierung der ... erforderlichen Dialy.se
vorzuenthalten und dadurch sterben zu lassen" 62 - Verteilung nach dem Lebenswert für die
Gesellschaft?

H. KERNBEREICH

Im folgenden soll versucht werden, den Bereich der eigentlichen Sterbehilfe zu ord­
nen. Ich will hier, in leichter Abwandlung von gängiger Einteilung, grob zwischen
aktiver, aktiv-indirekter, passiver und quasi-passiver Sterbehilfe unterscheiden.

1. Aktive Sterbehilfe

Die aktive Sterbehilfe sei in der Bundesrepublik Deutschland verboten, heißt es
stereotyp mit Blick auf § 216 StGB, der Tötung auf Verlangen. Auch auf den Eid des
Hippokrates wird immer wieder hingewiesen, in dem es u.a. heißt: "Ich werde an
niemanden ein tödlich wirkendes Gift abgeben, auch auf Verlangen nicht." Man
sollte hier allerdings etwas genauer differenzieren:

a) Tötung aus Mitleid

Die sog. Mitleidstötung fällt zunächst einmal eindeutig aus dem Bereich der Tötung
"auf Verlangen" heraus, weil sie nicht auf Wunsch des Opfers, sondern in dessen
(vermeintlich) wohlverstandenem Interesse vorgenommen wird. Sie ist genaugenom­
men "aufgedrängte Sterbehilfe". Der bekannteste Fall in den letzten Jahren hierzu
ist der "Wuppertaler Todesengel-Fall" 6\ in dem eine Fachschwester für Anästhesie
und Intensivpflege mehreren schwerstkranken Patienten heimlich tödliche Injek­
tionen verabreichte, um ihnen aus Mitleid 64 weiteres, von ihr als sinnlos angesehe­
nes Leiden und einen langen Todeskampf zu ersparen. Spätestens wenn man in den
Urteilsgründen liest, was für von Sachverständigen als "irrsinnige Aktivitäten" be­
zeichnete Wiederbelebungsmaßnahmen die Schwester miterleben mußte, bei denen

59 Singer, Praktische Ethik, 2. Auf!. 1993/94, S. 115 ff.
60 Singer, Praktische Ethik, S. 232 H.
61 Vgl. Singer, Praktische Ethik, S. 256 f.
62 Birnbacher in HegselmannlMerkel (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, 1991, S. 44.
63 BGHSt 37, 376.
64 Zweifelnd Geilen, Festschrift für Spendei, 1992, S. 52 H.; Eisenberg, MschrKrim 80 (1997), 253.
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es etwa zur ,Hinzufugung von Rippenserienbrüchen" kam, kann man verstehen,
daf$ sich der BGH gegen die Annahme des Mordtatbestandes wehrte. Es bliebe bei
Totschlag, weil in dieser Konstellation nicht nur keine niedrigen Beweggründe gege-
ben seien, sondern da es auch ftir das Heimtückemerkmal an der feindseligen Hal-
tung gegenüber dem Opfer gefehlt habe 65; es wäre ergänzend zu erinnern, d"ß j.-
denfalls nach der Rechtsprechung die heimtückische Tötung Bewußtloser ohnehin
nicht möglich ist 66.

In einer etwas dlteren Entscheidung ist der BGH sogar noch einen Schritt weitergegangen
und hat einen minder schweren Falldes Totschlaees äemiß $ 213 2. Nt. SIGB in efre"m Fall
angenorlmen, in dem eine Mutter -aus falsch veritanäener Fürsorge" ihr Kind, ,an dem sie
mif großer Liebe hing", tötete, um ihm ein von ihr "als unenräg'lich und unausweich]ich
empfundenes Schicksäl zu ersparen" 67. Auch der StGB-Entwur[-von 1962 fE 62) sah aus-
driicklich Mitleid als Milderuieserund bei Totschlag vor. Diese Auffassune äürffe solanse
zustimmunsswürdis sein 6, wie"ta"tsächlich (altruistisöhes) ,,Mit-Leiden" undnicht nur (eqo"i-
stisches) ..Mcht-mef,r-mit-ansehen-Können"'den Motivschwemunkt bildet 6e. Ist die M<itiva-
tion abäi'soear, wie kürdich hinsichtlich einer äcyptischen Kr^ankenschwester berichtet, die
18 Patienteri'in einem Krankenhaus tötete, "me6'rRuhe" während der Schicht zu haben t0,

dürfte Mord aus niedrigen Beweggründen nicht mehr zu verneinen sein.

Nun sei selbst das Ergebnis der Totschlagsbestrafung doch einmal etwas provo-
zierend hinterfragt: Im Bereich des Tierschutzes hat der BGH einmal ausdrücklich
formuliert, die Gnadentötung eines schwer leidenden Tieres sei ein "sittliches Ge-
bot" 71. Gegen einen Vergleich kann man nun natürlich sofort einwenden, daß der
Mensch, anders als das Tier, in der Lage ist, selbst Entscheidungen zu treffen - jeden-
falls grundsätzlich. Vas ist nun aber, wenn etwa bei einem zerebral schwerst Ge-
schädigten diese Fähigkeit endgiiltig ausgefallen ist? Sittliches Gebot beim Tier -

strafrechtliches Verbot beim Menschen?

Kriminoloeisch bemerkenswert ist es übrisens, daß Mitleidstötuneen in der Bevölkerung re-
lativ weiteähend auf ein gewisses Verstdnänis zu stoßen scheineö 72. So sind kürzlich Zum
Zweck eöer Kautionsstellung ftir eine Krankenschwester, verurteilt v/egen versuchten Mor-
des an einer 85-iährieen Frau.-eine Million DM sesammelt worden 7r. Erfoähtt sei, daß selbst
M4hatm.a Go"4bl, tiot-z seiner.Ablehnung jeglicher Gewalt, spekulativ die Mitleidstötung
seiner eigenen Kinder fur richtig erachtet hdt 7t.

b) Todesraunsch aus Konflikt

Kommen wir zur (aktiven) Sterbehilfe im eigentlichen Sinne, nämlich der Tötung

"auf Verlangen". In der Suizidforschung wird im allgemeinen hinsichtlich der Moti-
vation zwischen dem Bilanz- und dem Konfliktsuizid unterschieden. Der Terminus
Bilanzselbstmord stammt übrigens von dem schon erwähnten Alfred Hoche, der ihn
wie folgt umschrieb: ,,Eine kaltbewußte Abwägung des Für und Wider, die sachlich
und logisch zum endgültigen Entschluß frihrt, ist die Ausnahme, aber sie kommt
vor; ich kenne derartige Fälle - der Bankier, der es sich aus dem Depot seiner Kun-
den wohl sein läßt, solange es gehen will, aber das Gift bei sich führt, das er im
Momente der Verhaftung vorsatzgemäß schluckt, Arzte, denen klar wird, daß sie
am beginnenden Krebs leiden, gebildete, feinfühlige Persönlichkeiten, die zuZucht-
haus verurteilt werden, Kleinrentner, die ohne Aussicht auf Anderung vor dem

65 Siehe dazu Roxin, NSIZ 1992, 35 f .; Geilm, Festschrift fld.r Spendel, S. 522 ff .
66 Siehe ndher Geilen, Festschrift f.ür Spendel,S.524; Kutzer, NSIZ 1994, 111.
67 BGHST 27, 298 Q99).
68 So etwa auchArzt/lVebar, Strafrecht BT/1,3. Aufl. 1988, Rn. 165.
69 Vgl. Kutzer,NStZ 1994, l1l; Geilm,Festschrrk ftr Spndel, S. 520 ff.
70 Märkische Oderzeitung vom16./17. August 1997, S.i.
71 BGH, NI\ü 1982, 1327 (1327 t.).
72 Ygl. auc[ G"ilen, Euthanasie urid Selbstbestimmung, S. 5.
73 Die Zeit 22/ 1997. S. 12.
74 M. Gandhi. All Men are Brothers. 1958. S. 92.
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es etwa zur "Hinzufügung von Rippenserienbrüchen" kam, kann man verstehen,
daß sich der BGH gegen die Annahme des Mordtatbestandes wehrte. Es bliebe bei
Totschlag, weil in dieser Konstellation nicht nur keine niedrigen Beweggründe gege­
ben seien, sondern da es auch für das Heimtückemerkmal an der feindseligen Hal­
tung gegenüber dem Opfer gefehlt habe 65; es wäre ergänzend zu erinnern, daß je­
denfalls nach der Rechtsprechung die heimtückische Tötung Bewußtloser ohnehin
nicht möglich ist 66.

ln einer «';twas älteren EntscheidU1!g ist der BGH sogar noch einen Schritt weitergeganzen
und hat eIDen minder schweren Fall des Totschlages gemäß ~ 213 2. Alt. StGB in eIDem Fall
angenommen, in dem eine Mutter »aus falsch verstanQener Fürsorge" ihr Kind, »an dem sie
nut großer LIebe hin~", tötete, um ihm ein von ihr »als unerträglich und unausweichlich
e~'p~dene~ Sc:hicksaJ. ?u ersparen" 67. A)lch der StGB-Ent:vurf von 1962 (l;. 62) sah aus­
druckhch MItleId als Milderungsgrund bel Totschlag vor. DIese Auffassung dürfte solange
zustimmunzswürdig sein 68, wie tatsächlich (altruistisches) "Mit-Leiden" und~nicht nur (egoi­
stisches) "Nicht-mehr-mit-ansehen-Können" den Motivschwerpunkt bildet 69. Ist die MotIva­
tion aber sogar, wie kürzlich hinsichtlich einer ägy~tischen Krankenschwester berichtet, die
18 Patienten in einem Krankenhaus tötete, »mehr~uhe" während der Schicht zu haben 70,

dürfte Mord aus niedrigen Beweggründen nicht mehr zu verneinen sein.

Nun sei selbst das Ergebnis der Totschlagsbestrafung doch einmal etwas provo­
zierend hinterfragt: Im Bereich des Tierschutzes hat der BGH einmal ausdrücklich
formuliert, die Gnadentötung eines schwer leidenden Tieres sei ein "sittliches Ge­
bot" 71. Gegen einen Vergleich kann man nun natürlich sofort einwenden, daß der
Mensch, anders als das Tier, in der Lage ist, selbst Entscheidungen zu treffen - jeden­
falls grundsätzlich. Was ist nun aber, wenn etwa bei einem zerebral schwerst Ge­
schädigten diese Fähigkeit endgültig ausgefallen ist? Sittliches Gebot beim Tier ­
strafrechtliches Verbot beim Menschen?

Kriminologisch bemerkenswert ist es übrigens, daß Mitleidstötungen in der Bevölkerung re­
lativ weitgehend auf ein gewisses Verständnis zu stoßen scheinen 72. So sind kürzlich zum
Zweck einer Kautionsstellung für eine Krankenschwester, verurteilt wegen versuchten Mor­
des an einer 85-jährigen Frau, eine Million DM gesammelt worden 73. Erwähnt sei daß selbst
Mahatma Gandhi, trotz seiner Ablehnung je~hcher Gewalt, spekulativ die Mitfeidstötung
seiner eigenen Kinder für richtig erachtet hat 4.

b) Todeswunsch aus Konflikt

Kommen wir zur (aktiven) Sterbehilfe im eigentlichen Sinne, nämlich der Tötung
"auf Verlangen". In der Suizidforschung wird im allgemeinen hinsichtlich der Moti­
vation zwischen dem Bilanz- und dem Konfliktsuizid unterschieden. Der Terminus
Bilanzselbstmord stammt übrigens von dem schon erwähnten AlfredHoche, der ihn
wie folgt umschrieb: "Eine kaltbewußte Abwägung des Für und Wider, die sachlich
und logisch zum endgültigen Entschluß führt, ist die Ausnahme, aber sie kommt
vor; ich kenne derartige Fälle - der Bankier, der es sich aus dem Depot seiner Kun­
den wohl sein läßt, solange es gehen will, aber das Gift bei sich führt, das er im
Momente der Verhaftung vorsatzgemäß schluckt, Ärzte, denen klar wird, daß sie
am beginnenden Krebs leiden, gebildete, feinfühlige Persönlichkeiten, die zu Zucht­
haus verurteilt werden, Kleinrentner, die ohne Aussicht auf Änderung vor dem

65 Siehe dazu Roxin, NStZ 1992,35 f.; Geilen, Festschrift für Spendel, S. 522 H.
66 Siehe näher Geilen, Festschrift für Spendel, S. 524; Kutzer, NStZ 1994, 111.
67 BGHSt 27,298 (299).
68 So etwa auch Arzt/Weber, Strafrecht BT/l, 3. Aufl. 1988, Rn. 165.
69 Vgl. Kutzer, NStZ 1994, 111; Geilen, Festschrift für Spendel, S. 520 H.
70 Märkische Oderzeitung vom 16./17. August 1997, S. 8.
71 BGH, N]W 1982, 1327 (1327 f.).
72 Vgl. auch Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 5.
73 Die Zeit 22/1997, S. 12.
74 M. Gandhi, All Men are Brothers, 1958, S. 92.
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wirtschaftlichen Nichts stehen usw. ..." 75 Diese Unterscheidung ldßt sich durchaus
vom Suizid auf die Tötung auf Verlangen übertragen.

aa) Kein,,ernsth afte s" Wrlangen

Zunächst einmal ist eindeutig, daß ein Totschlag und nicht nur eine Tötung auf
Verlangen vorliegt, wenn der Todeswunsch nicht nur aus einem Konflikt heraus
erwächst, sondern darüber hinaus das Verlangen sich nicht einmal als ,ernstlich"
i.S.v. $ 216 SIGB darstellt. Dies wird insbesondere dann angenommen, wenn auf-
grund von alters- oder krankheitsbedingten Mängeln (oder infolge eines Irftums:
,,Sirius-Fall" 7o!) der natürlichen Einsichts- oder Urteilsfähigkeit Grenzen gesetzt sind.

Jedenfalls scheidet zwar bei einer Bestimmung des Sterbehelfers durch das nicht
ernsthafte Verlangen die Anwendung von $ 216 SIGB aus; eine Milderung der
Totschlagsstrafe gemdß S 213 2. Alt. SIGB liegt allerdings nahe $5 - mit der Konse-
quenz des gleichen Strafrahmens.

Dies ist freilich Tatfraser es ist durchaus selbst eine Bestrafung wesen Mordes denkbar. Ein
Beisoiel hierfür wäre eiwa der in der Presse berichtete Fall des Sterb*ehelfers ,4 trotr. der offen-
bar äegen ein hohes Enteelt (Habeier?) einem Rechtsanwalt. der sich in dem krankhaften
Vahäbefand, an Aids erErankt zu-sein, Zyankali gab 86.

b b),, Ern sth afte s " Ver knge n

Venn aber ein ,,ernsthaftes Verlangen" vorliegt, ist der Tatbestand des $ 216 SIGB
einschlägig. Soweit es sich hierbei um jemanden handelt, dessen Tötungswunsch
nicht auf ,,Bilanz" beruht, ist die Norm heute praktisch unumstritten. Selbst ihre
Kritiker konstatieren, daß sie insoweit zu Recht vor einem übereilten Tod schützen
soll st und somit den Sterbewilligen ,,wie ein unvernünftiges Kind" 88 behandeln
darf. Es gehe um den Schutz des ,wahren" \üillens 8'. 

S 216 SIGB mit seiner weiter-
gehenden Pönalisierung sei deshalb ein abstraktes Gefährdungsdelikt. Es gehe hier,

75 Hoche in Hocle (Hrsg.) Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie, 3. Aufl. 1934, S. 352; siehe auch/.-
E. Meyer, MedR'1985,'2lo ff.

76 BGHST 32. 38.
77 BGHST 19, 135; siehe auch BGH, JR 1955, 104.
78 S 215 II AE-Sterbehilfe; siehe auch RGSI 72, 399.
79 BGHST 19. 135.
80 Bottke, GA 1983,3lf . ;Roxin in l40JahreGoltdammer'sArchiv, 1993,S. 118.
81 Siehe auch Geilm,JZ 1974, 149; Hom in Systematischer Kommentar, 5. Aufl. 1993, $ 212 Rn. 14.
82 Jähnhe in Leipziger Kommentar, vor $ 211 Rn. 29.
83'Bringeuatin^Esei(Hrsg.),Suizid'undEuthan*ie,1976,5.368ff.;LangerinKruse/lYagner(Hrsg.),

Sterbende brauchen Solidarität, 1986, S. 118.
84 So auch Otto,Yerh.56. DJT, 5.77 f.;R. Scbmitt, Festschrift [ijr Mauracb,1972,S. 118.
85 Vel. RGSI 72,399 (400).
86 Tägeszeituns tom i4. ithn tgg+, S. 20; siehe auch BGH, NI\ü 1981, 932.
87 Siehe etwa.Jähobs, Festschrift Iür Arth. Kaufmann, 5.467 ff:
88 Herzberp, NIW 1996,3047.
89 EngischlFesischrift fl.j,r Dreher, 1977 , S. 317.
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wirtschaftlichen Nichts stehen usw...." 7, Diese Unterscheidung läßt sich durchaus
vom Suizid auf die Tötung auf Verlangen übertragen.

aa) Kein "ernsthaftes" Verlangen

Zunächst einmal ist eindeutig, daß ein Totschlag und nicht nur eine Tötung auf
Verlangen vorliegt, wenn der Todeswunsch nicht nur aus einem Konflikt heraus
erwächst, sondern darüber hinaus das Verlangen sich nicht einmal als "ernstlich"
i.S.v. § 216 StGB darstellt. Dies wird insbesondere dann angenommen, wenn auf­
grund von alters- oder krankheitsbedingten Mängeln (oder infolge eines Irrtums:
"Sirius-Fall" 76!) der natürlichen Einsichts- oder Urteilsfähigkeit Grenzen gesetzt sind.

Ein typischer Todeswunsch dieser Art wird etwa in dem schon erwähnten "Gisela-Fall" be­
schrie5en77, in dem eine Sechzehnjähri~edeshalb sterben möchte, weil die Eltern ihre intimen
Liebesbeziehungen mißbilligten und ihrem Freund verboten hatten, zu ihrer Tochter noch
einmal Kontakt aufzunehmen. Ent~egen dem BGH würde ich mit dem AE-Sterbehilfe bei
Minderjährigen ausnahmslos mangefude Einsichts- und U rteilsfähi~eit annehmen 78 und nicht
darauf abstellen, ob der Suizident "über sein Alter hinaustereift 79 sei (~ 3 TGG analog 80?);
die rechtlichen Wertungen etwa von §§ 106 ff. BGB oder 12 I Nr. 1 BWalilG dürften hier
näher liegen81 . UmgekeIirt freilich gent es nicht an, abweic end von der allgemeinen Dogma­
tik jeglicIiepsychische Ausnahmesltuation - regelmäßig konstitutiv für einen Todeswunsch ­
als ror die Einsichts- und Urteilsfähigkeit relevant anzusehen mit der Folge, daß in 95% 82
oder gar mehr) aller Sterbeverlangen die Anwendung von § 216 StGB nicht in Betracht käme84.

Jedenfalls scheidet zwar bei einer Bestimmung des Sterbehelfers durch das nicht
ernsthafte Verlangen die Anwendung von § 216 StGB aus; eine Milderung der
Totschlagsstrafe gemäß § 213 2. Alt. StGB liegt allerdings nahe 85 - mit der Konse­
quenz des gleichen Strafrahmens.

Dies ist freilich Tatfrage; es ist durchaus selbst eine Bestrafung wegen Mordes denkbar. Ein
Beispiel hierfür wäre etwa der in der Presse berichtete Fall des Sterl:iehelfers Atrott, der offen­
bar gegen ein hohes Entgelt (Habgier?) einem Rechtsanwalt, der sich in dem krankhaften
WaliU befand, an Aids erkrankt zu sein, Zyankali gab 86.

bb) "Ernsthaftes" Verlangen

Wenn aber ein "ernsthaftes Verlangen" vorliegt, ist der Tatbestand des § 216 StGB
einschlägig. Soweit es sich hierbei um jemanden handelt, dessen Tötungswunsch
nicht auf "Bilanz" beruht, ist die Norm heute praktisch unumstritten. Selbst ihre
Kritiker konstatieren, daß sie insoweit zu Recht vor einem übereilten Tod schützen
soll S7 und somit den Sterbewilligen "wie ein unvernünftiges Kind" 88 behandeln
darf. Es gehe um den Schutz des"wahren" Willens 89. § 216 StGB mit seiner weiter­
gehenden Pönalisierung sei deshalb ein abstraktes Gefährdungsdelikt. Es gehe hier,

75 Hoche in Hoche (Hrsg.) Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie, 3. Auf!. 1934, S. 352; siehe auchJ-
E. Meyer, MedR 1985,210 ff.

76 BGHSt 32, 38.
77 BGHSt 19, 135; siehe auch BGH, JR 1955, 104.
78 § 215 II AE-Sterbehilfe; siehe auch RGSt 72,399.
79 BGHSt 19, 135.
80 Bottke, GA 1983, 31 f.; Roxin in 140 Jahre Goltdammer's Archiv, 1993, S. 118.
81 Siehe auch Geilen, JZ 1974, 149; Horn in Systematischer Kommentar, 5. Auf!. 1993, § 212 Rn. 14.
82 ]ähnke in Leipziger Kommentar, vor § 211 Rn. 29.
83 Bringewat in Eser (Hrsg.), Suizid und Euthanasie, 1976, S. 368 H.; Langer in Kruse/Wagner (Hrsg.),

Sterbende brauchen Solidarität, 1986, S. 118.
84 So auch Otto, Verh. 56. DJT, S. 77 f.; R. Schmitt, Festschrift für Maurach, 1972, S. 118.
85 Vgl. RGSt 72, 399 (400).
86 Tageszeitung vom 14. März 1994, S. 20; siehe auch BGH, NJW 1981,932.
87 Siehe etwa]akobs, Festschrift für Arth. Kaufmann, S. 467 ff.
88 Herzberg, NJW 1996,3047.
89 Engisch, Festschrift für Dreher, 1977, S. 317.
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wie schon llocäe formulierte ec, um die ,,Überschätzung der Episode". Beispielhaft el

wird in diesem Zusammenhang auf Situationen wie die des ehemaligen schleswig-
holsteinischen Ministerprdsidenten Uwe Barschel hingewiesen, der sich, politisch
schwer gestürzt, (vermutlich) deshalb selbst umbrachte, währen d Richard Nixon sei-
nen ähnlichen tiefen Fall infolge der ,'Watergate-Affäre" nach einiger Zeit gut über-
standen hatte e2.

qrus ces ivlenscnen uDer seln elgenes Leoetr zu Des[relten '-, wle es
än Kirche mit Blick auf die Löhre vonThornas oon Aquin setan
ür auch nicht das 5. Gebot -..Du sollst nicht töten"- häranz-uzie-
e hebrdische Urfassune der Bibel den Ausdnrck .ratsach', was
rachsüthtigg5 Jöte4" heß1 ".) 

Eine religiöse..Auffassung bllrn
hen sein. be'inhaltet d,
soviel wie "heimtücki
nicht Grundlase fi.ir
und Art. I I GG die elhaft. steht doch

(An.2  t r  2  GG)das -Recht auf Leben"
und sind Grundrechte

Nun könnte die Verfiigungslefggry1{le-r das eigene T,eben aber apc! durghNun könnte dre Verfücungsbetugms uber clas ergene Leben aber aucn durcn vorranqrqe
Staatsinteressen eineeschrääkt'sein el $ 109 SIGB ve-rbietet etwa zum Schutz der EinsatZb-e-
reitschaft der Bun&swehr die Selbstvärstümmelung (.partieller Suizid" e8) und die Fremd-

iö Verfü
von der

wird.

reitschaft der Bun&swehr die Selbstvärstümmelung (,part
verstümmelune (dann vielleicht entsprechend: .paftiälle S
k_qmmer.r.auch äIge+.eit} fin?"zielle Bälasnrngen *ie.Unter!

reitschaft der Bun&swehr die Selbstvärstümmelung ("partieller Suizid" e8) und die Fremd-
versrümmeluns (dann vielleicht entsorechend: -paftiälle Sterbehilfe'l. AI's Staatsinteressen
kommen auchäIeemein finanzielle Bälasnrneen*ie Unterhalts- oder Pensionszahlungen für
Hinterbliebe-ne, iusbleibende Amonisieryn[ von Ausbil{qngskoste., usqr.in Betraöht. EsHinterbliebene. iusbleibende Amonisierunä von Ausbilduneskosten usw. in Betraöht. Es
sind die eleichei Erwäsunsen wie iene, aufen:nd derer die DDR Ausreisewillige mit Ausnah-
me der n"ur noch finadielftelastenden Reritner mit allen Mitteln zurückhielt e. Nimmr man

Hinterbliebene. iusbleibende AmonisierunE von Ausbrldunsskosten usw. in Betracht. Es
sind die eleichei Erwäsunsen wie iene, aufen:nd derer die DDR Ausreisewillige mit Ausnah-
me der n"ur noch finanäielaehstenden Reritner mit allen Mitteln zurückhielt e. Nimmt man

Staatsinteressen eiryesc\rift lt"sei

me def, nur noclr trnanzrell belastenden l(entner trut auen ryIrüeln ZurucKmell ". l\rmmt man
diese überlpgungeq.trotz ihres höchst zweifqlbaften Staatsverstärndnisses''m^etl$, erh$ qr?nu lcJc  uug l lcEuEc l l  L ruLu u lSJ  r l v l l l J l  zwLuLu

iedoch unübärwindliche Probleme mit dem Umstand, da{l der (versuchte) Suizid straffrei ist

Eine weitere Beeründune ist das Arzument der ,,schiefen Bahn" ("slippery slope"), die
Befürchtune also. wiederlanüsam zur -I{azi-Euthanasie" zu gelangen 10t. Mi-t din Vr'Snin des
Dramatikeri Eupöne lonesco:"-Wenn man im Prinzip beiaht,"dafl inan das Leben unheilbarer
Kranker verkürät. dann könn'en wir nicht sicher seih. wbhin uns das noch fühn, Vürde man
nicht dazu selansen, nach den unheilbaren Kranken, nach den unqeborenen Kindern auch
die Hilfloseä. die"Gr-eise. die lrren. die Asozialen. die Nutzlosen ausZulöschen? Und dann die
rothaarisen Kinder und die mit eihem Lockenk6pf?" r02 Vrarurn dann aber eerade die aktive
SterbehiTfe das Absleiten auslösen soll und ob diei.s nicht etwa schon durch äie Straflosiskeit
der Anstiftung zuÄ Suizid ldngst geschehen sein müßte, kann diese Auffassung kaum e-rklä-
ren tu ' .

Ein Hinweis hierauf scheint mir auch die weiteren Arzumente zu entschärfen, wonach
nur S 216 SIGB verhindern kö'.e. daß unliebsame KranKe dazu ,,überredet" werden, ihre
Tötuie zu verlansen rq. oder daß ein solcher'Süunsch als unwiderleeliche Schutzbehauptung
vorset;asen wirdaos. fDies müßte dann übrieens auch heute schon iegelmäßig vorkonimenl
wirä doch die Tötunj auf Verlangen gegenüber SS 211, 212 SIGB deullich privilegien 16.)

90 Hoche in Hoche (Hrse.), Handbuch der eerichtlichen Psychiatrie, S. 353.
9l Zu Unrecht *irä hie".'Äanchmal an einän "Bilanzselbstmord' gedacht (siehe Srern 42/97,5.43).
92 R. Merkel in Merkel/Hegselmann (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 83.
93 So etwa BGHSI, 147 (153).
94 Fletcher, Morals and Medicine, 1954, S. 195 f.
95 Siehe dazuR. Schmitt, Festschrift fiür Maurach, S. 117 f.
96 So etwa Schroed.er,ZStIü 106 (1994\, 573 f.i Otto,Verh. 56. DJT, S. 53 f.
97 So etwa lV'elzel,Deursches Strafrechi, 11. Aufl. 1969, S. 96; Schmidhäaser, Festschrift fld'r lVelzel,S.

ö L / .

98 Siehe Scheffler, Suizidprophylaxe 22 (1995),55; der Ausdruck kommt schon vor bei Kant,
Grundleeune zur Meta'phyiili der Sitten, 17i7 (-panialer Selbstmordl.

99 Vgl. v. Delliigshausm, Stärbehilfe und Grenzenäer Lebenserhaltungipflicht des Arztes, 1981, S.
2d4 f.

100 Vgl. M. Marx, Zur Definition des Begriffes "Rechtsgut", 1972, S. 65:,faschistische Auffassung";
äEnlich Gallas. IZ 1960,654.

101 So etwa Hirsch Festschrift fiJ'r Lachner,1987, S. 613; siehe dazu Hqgselmann in Merhel/Hegselmann
(Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 206 ff.; Henberg,NJV 1996, 3044 f .; Engisch, Fistschrift
fur  Sihaßtein,1975, S.  1f f .

lO2 lonescoil Saner/Holzbey (Hrsg.), Euthanasie, 1976, S. 27 .
103 Herzberp, NI\{/ 1996, 3045.
104 So etwa?ejlez, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 27; Tröndle,ZStV 99 (1984, 38 f.
105 So etw a A rzr, ZSIV 83 (L97 1\, 3 6; Venel, M.edR 1997, 249.
106 Siehe Arth. Kaufmanz, MedR 1983, 124; R. Merkel in Hegselmann/Merkel, Zur Debatte über

Euthanasie, S. 1i5 Fn. 5t; vgl. aber archAnt/Ul'eber, Strafrächt BTl1, Rn. 185.
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wie schon Roche formulierte 90, um die "Überschätzung der Episode". Beispielhaft 91

wird in diesem Zusammenhang auf Situationen wie die des ehemaligen schleswig­
holsteinischen Ministerpräsidenten Uwe Barschel hingewiesen, der sich, politisch
schwer gestürzt, (vermutlich) deshalb selbst umbrachte, während Richard Nixon sei­
nen ähnlichen tiefen Fall infolge der"Watergate-Affäre" nach einiger Zeit gut über­
standen hatte 92.

Andere Begründungen für § 216 StGB lassen sich schlechter halten. Insbesondere ist es nicht
zulässig, die VerfügungsbefUgnis des Menschen über sein eiiienes Leben zu bestreiten 93, wie es
vor alle.m von der katliolisclien Kirche mit Blick auf die Lehre von Thomas von Aquin getan
wird. (Ubrigens dürfte hierfür auch nicht das 5. Gebot -"Du sollst nicht töten"- heranzuzie­
hen sem, beinhaltet doch die hebräische Urfassung der Bibel den Ausdruck "ratsach" was
soviel Wie "heimtückisches, rachsüchtiges Töten" heißt 94.) Eine religiöse Auffassung kann
nicht Grundla~ für staatliches Strafen sein 95. Aber auch verfassungsrechtlich aus Art. 2 II 1
und Art. 1 I GG die Unantastbarkeit ableiten zu wollen 96, erscheint zweifelhaft, steht doch
das "Recht auf Leben" unter einem lediglich einfachen Gesetzesvorbehalt (Art. 2 II 2 GG)
und sind Grundrechte nicht dazu da, ihre Träger zu gängeln.

Nun könnte die Verfü~gsbefupnis über das eigene Leben aber auch durch vorrangige
Staatsinteressen einzeschrankt sein 9. § 109 StGB verbietet etwa zum Schutz der EinsatzDe­
reitschaft der Bundeswehr die Selbstverstümmelung (,,'partieller Suizid" 9~ und die Fremd­
verstümmelung [dann vielleicht entsprechend: "partielle Sterbehilfe''). Als Staatsinteressen
kommen auch aJ. gemein finanzielle Belastungen wie Unterhalts- oder Pensionszahluniien für
Hinterbliebene, ausbleibende Amortisierung von Ausbildungskosten usw. in Betracht. Es
sind die gleichen Erwä~genwie jene, aufgrund derer die DDR Ausreisewilliee mit Ausnah­
me deI: nur noch finanziellbelastenden Rentner mit allen Mitteln zurückhielt ~. Nimmt man
diese Uberlegungen trotz ihres höchst zweifelhaften Staatsverständnisses 100 ernst/ erhält man
jedoch unüberwmdliche Probleme mit dem Umstand, daß der (versuchte) Suizid straffrei ist

Eine weitere Begründung ist das J\r~ent der "schiefen Bahn" ~"slippery slope"), die
Befürchtung also, Wieder langsam zur "Nazi-Euthanasie" zu gelangen 10. Mit den Worten des
Dramatikers Eugene Ionesco: "Wenn man im Prinzip bejaht, daß man das Leben unheilbarer
Kranker verkürzt, dann können wir nicht sicher sein, wohin uns das noch führt. Würde man
nicht dazu gelangen, nach den unheilbaren Kranken, nach den ungeborenen Kindern auch
die Hilflosen, die Greise, die Irren, die Asozialen, die Nutzlosen auszulöschen? Und dann die
rothaarigen Kinder und die mit einem Lockenkopf?" 102 Warum dann aber gerade die aktive
Sterbehilfe das Abgleiten auslösen soll und ob dies nicht etwa schon durch die Straflosigkeit
der Anstiftung zum Suizid längst geschehen sein müßte, kann diese Auffassung kaum erklä­
ren 103.

Ein Hinweis hierauf scheint mir auch die weiteren Ar~ente zu entschärfen, wonach
nur § 216 StGB verhindern könne, daß unliebsame KranKe dazu "überredet" werden, ihre
Tötung zu verlangen 104, oder daß em solcher Wunsch als unwiderlegliche Sch,utzbehauptung
vorgetragen wird 05. (Dies müßte dann übrigens auch heute schon regelmäßig vorkommen,
wird doch die Tötung auf Verlangen gegenüber §§ 211, 212 StGB deutlich pnvilegiert 106.)

90 Hoche in Hoche (Hrsg.), Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie, S. 353.
91 Zu Unrecht wird hier manchmal an einen "Bilanzselbstmord" gedacht (siehe Stern 42/97, S. 43).
92 R. Merkel in Merkel/Hegselmann (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 83.
93 So etwa BGHSt, 147 (153).
94 Fletcher, Morals and Medicine, 1954, S. 195 f.
95 Siehe dazu R. Schmitt, Festschrift für Maurach, S. 117 f.
96 So etwa Schroeder, ZStW 106 (1994), 573 f.; Otto, Verh. 56. DJT, S. 53 f.
97 So etwa Welzel, Deutsches Strafrecht, 11. Auf!. 1969, S. 96; Schmidhäuser, Festschrift für Welzel, S.

817.
98 Siehe SchefJler, Suizidprophylaxe 22 (1995), 55; der Ausdruck kommt schon vor bei Kant,

Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, 1797 ("partialer Selbstmord").
99 Vgl. v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Grenzen der Lebenserhaltungspf!icht des Arztes, 1981, S.

204 f.
100 Vgl. M. Marx, Zur Definition des Begriffes "Rechtsgut", 1972, S. 65: "faschistische Auffassung";

ähnlich Gallas, JZ 1960, 654.
101 So etwa Hirsch, Festschrift für Lackner, 1987, S. 613; siehe dazu Hegselmann in Merkel/Hegselmann

(Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 206 ff.; Herzberg, NJW 1996,3044 f.; Engisch, Festschrift
für SchalJstein, 1975, S. 1 ff.

102 Ionesco In Saner/Holzhey (Hrsg.), Euthanasie, 1976, S. 27.
103 Herzberg, NI.W 1996,3045. '
104 So etwa Gei en, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 27; Tröndle, ZStW 99 (1987),38 f.
105 So etwa Arzt, ZStW 83 (1971),36; Verrel, MedR 1997,249.
106 Siehe Arth. Kaufmann, MedR 1983, 124; R. Merkel in Hegselmann/Merkel, Zur Debatte über

Euthanasie, S. 115 Fn. 51; vgl. aber auch Arzt/Weber, Strafrecht BT/l, Rn. 185.



258 Uwe Scheffler

lO7 Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 25 Fn 44.

c) Todeswunsch aus Bilanz

Ernsthaft in die Diskussion geraten ist das Verbot der aktiven Sterbehilfe jedoch

vermehrt in den letzten Jahren für die Fdlle, in denen ein Schwerstkranker wohl-
überlegt und aus nachvollziehbaren Gründen darum bittet, Sterbehilfe zu erhalten.

Bevor ..der Euthanasieeedanke seine iuristische Salonfähigkeit durch den Nationalsozialis-
;"r ;.?6;.nn6'lt-"lqliw3i wo.hl die'Zulä.ssigkeitder "Eüthanasie zur Ersparung schwerer
f;J.;[5--p,i; die im Eisebnis überwiegende Ansicht" '6; $ 216 SIGB verbiete nur] ndas Ver-

lnffi t;,*:lit*r,ug:'sff,ffd;*:"üi:lä?,*l?:iq"#.?#är"s:'"'Tff ä"lft ilH:
ä.l.tiJl.n.är-nä+{.rtig1räga:.4F{.quch nur Ents.chuldjgungsgrundn0, fe-rner selbst die sub-
i;üF; T;iü"h-^'*;i;[;;fe;ii B-.iÄil'f;t"m Suizid!) "'. Heutö könnte man daran denken, die
äitäi-f-AtJ üfiro d. l.L. lata aus dem Anwendüngqbgreic! der $.216 StGp auszunehmen
;'ff.r-lr'.ä;äJ"t"sir.-fi." Rid"Lti"" d.r Nö1tn "üf üb.r.ilte T.ödeswtins.che. Dies scheint
;i;Ji.;dd; iitt. "1.ht wenjger fragyürdige Konstruktion als die Versuct'e der'Weimarer
Z;ir;;.*lbiä Nor- sprichi zunäöhst eirimal gerade nicht nur vom ausdrücklichen, son-
d;;;[-;t- ernsthaftän Todesverlange4 -- nu?.danq soll sie privilegieren- Nun aber zu
ä;ilä;ff ;Jä SteStÖB;; ;;"rthrft ei abii doch nig.ht^ ganz Sesonders ernsthaft es
f3ä;;'."r1.il;;,ää-.d. al. a"rlegungsmöglichkeitgn sprensen. Zudem istder SinnundZweck
;;;( tiL=s?GB als abstraktem"Gelährdrnesdelikt ferade die ,,w.eite" Pönalisierung..Man
könrite allenfalls argumentieren, die Norm sei dann qrcht anwendbar, wenn nach Sachla&e
sicher feststeht. daß-eine Gefährdung des geschützten R_echtsgutg (etgenes !.eb.en vor ubererl-
;;;i;;.d;-üii"ieis.hl"ri." sei ",. Von- aäderen absrrakten Gefdhräungsdeliktgn, insbesqn-
ä.rä ä"^i'i."t'{'äi.H-ürä-Jütc"tis s.-ä$ 5 iÖaNi. 2 Stct, ist eine sofche, auf das Schuld-
prinzip rekurrierende Argumeniatron durchaus bekannt "'.

Vohl aufgescheucht durch die Fälle "Vittig" und ,,Hackethal( 
r14 schlugen der

56, Deutsche Juristentag 1986 und der AE-sterbehilfe aus dem gleichen Jahr für

diese Fälle de lege ferenda vor, die Möglichkeit des Absehens von Süafe innerhalb

von $ 216 SIGB zu schaffen r15. Die Forderung, in diesen Fdllen sogar den Unrechts-

tatbestand entfallen zu lassen, hat der DJT dagegen ausdrücklich und mit großer

Mehrheit abgelehnt. Sowohl die Deutsche Gesellschaft für Humanes Sterben

(DGHS)I16 alsauch etwa derRechtsphilosoph NorbertHoersterrlT habenjedochVor-

ichlage für eine entsprechende Vorschrift vorgelegt. Selbst der Vorsitzende Richter

am n-GH Kutzer hat eine solche Einschränkung des $ 216 stGB vor kurzem als

,nicht undenkbar" bezeichnet lrs; der ehemalige Prdsident des BVerfG \Volfgang

Zeidler sprach von der Norm sogar als ,Insel der Inhumanität als Folge kirchlichen

Einflusses auf unsere Rechtsordnung( lre.

108 R. v. üiooel,Deutsches Strafrecht, Bd' 2,1930, S. 259.
l}g M. E. Mäiet,Der allqemeine Teil des deutschen Strafre
1 1 O Näher Ehgtsch, Eut[anasie und Vernichtunq lebensun

Der allgemeine Teil des deutschen Strafrechts,2. Aufl. 1923, S. 290.
:0, Eutlianasie und Vernichtung lebensunwenen Lebens, S' 1-4 f.; GN,;h.t iitnruh, Eutlianasie und Vernichtung lebensunwenen Lebens, S.l4 f .; Geilm,.Euthanasie

;;J S"lb;i#ffii;;r"i, S. 25 Fn 4,; o. Dällingshar;sez, Sterbehilfe und Grenzen der Lebens-
l10 Näher Enptsch, Euthanasre und Vernrchtung lebensunwerten LeDens, J. r+ r.l wettf l '  Durflatrasrc-- 

"rJi"tUriU"riirn-urrg, S. 25 Fn 4,; o. Dällingshazsez, Sterbehilfe und Grenzen der Lebens-
erhaltunespflicht des Arztes, S. 280 t.

lll Hetmber"gä. Festgabe f-ür lrank,.B!, 1,.1930, Sr a.![ yfl auch Trockel, NJ\f 1975' 1445'l l ' l Heimberidr, Festgabe fir Frank, Bd. 1, 1930, S' 418; I
112 Siehe laäobs,Fes{schrift fur Arth' Kauftnann,S. 470 f
113 SieheBGHSL26, 121 (r24f . \ .113 Siehe-BGHSI26, 121 (r24{'.\.
I 1 1 Ycl Koch.in Eser/Kocb$JllsJ,lvlateridien zur Sterb.ehilk, *f9
i ii s€-t . "".f bäiaJ, ixf tst=s', g2. Arth' Kaufmann, MedR 1983, 124; LachnytlZ 1977 ,503 '
iie ä;;;;;b.tt - A.'-""", Sierbän 4/ 1997, 3. 3; siehe '.uch Detering,JuS 1983, 420 f'
117 Hoerster, NJ\f 1986, 1792;ZF.P 1988,4.
118 Katzer, ZW 1997, 119.
iii ii.h" ränt t"r,.i Allgemeine Zeitung vom 16. Januar 1986, S. 1; vom 18. Januar 1986, S. 5;- -- 

5tiia1".r.t " irirungväm 16. Januar 1"986, S. 6i väm 17. Januar 1986, S. 48; dazu Herzberg,Nl\l
1986, 1639 f.; siehe auch Hoerster, NJ\ü 1986' 1792.
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Ernsthaft in die Diskussion geraten ist das Verbot der aktiven Sterbehilfe jedoch
vermehrt in den letzten Jahren für die Fälle, in denen ein Schwerstkranker wohl­
überlegt und aus nachvollziehbaren Gründen darum bittet, Sterbehilfe zu erhalten.

Bevor "der Euthanasiegedanke seine juristische Salonfähigkeit durch den Nationalsozialis­
mus verloren" 107 hatte, war woW die Zulässigkeit der BsEuthanasie zur Ersparung schwerer
Todeskämpfe die im Ergebnis überwiegende Ansicht" 1 ; § 216 StGB verbiete nur, 1'4as Ver­
langen als Rechtfertigungsgrund ~useben, schweigt aber von den zum Verlangen ninzutre­
tenden Umständen:' was "wichtig für die EuthanaSIe" sei 109. Heranl!:ezogen wurde alles Er­
denkliche als Rechtlerti~gs- oder auch nur Entschul<!igungsgrund '1'10, ferner selbst die sub­
jektive Teilna1lme1ehre td~ Beihilfe zum Suizid!) 111. Heute Könnte man daran denken, die
Bilanz-Fälle schon de lege lata aus dem Anwendungsbereich des § 216 StGB auszunehmen
mittels einer teleologisdien Reduktion der Norm auf übereilte Todeswünsche. Dies scheint
mir allerdings eine nIcht weniger fragJI'Ürdige Konstruktion als die Versuche der Weimarer
Zeit zu sein: Die Norm spriCht zunächst einmal gerade nicht nur vom ausdrücklichen, son­
dern auch vom ernsthaften Todesverlangen - nur dann soll sie privilegieren. Nun aber zu
sagen, gemeint sei in ~ 216 StGB zwar ernsthaftes, aber doch nicht ganz oesonders ernsthaftes
Todesverlangen;.,dürfte die Ausle~gsmöglichkeiten sprengen. Zudem ist der S4m und Zweck
von § 216 StGtl als abstraktem Getährdungsdelikt gerade die "weite" Pönallsierung. Man
könnte allenfalls ar~entieren, die Norm sei dann nicht anwendbar, wenn nach SacWage
sicher feststeht, daß eine Gefährdung_des geschützten Rechtsguts (eigenes Leben vor übereil­
ter Preisgabe) ausgeschlosse!1 sei 112. VO? anderen abstrakten <?ef~rdungsdeliktenJ insbeson­
dere der schweren Brandsuftung gemäß § 306 Nr. 2 StGB, 1st eIDe sofche, auf aas Schuld­
prinzip rekurrierende Argumentauon durchaus bekannt 11l.

Wohl aufgescheucht durch die Fälle "Wittig" und "Hackethal" 114 schlugen der
56. Deutsche Juristentag 1986 und der AE-Sterbehilfe aus dem gleichen Jahr für
diese Fälle de lege ferenda vor, die Möglichkeit des Absehens von Strafe innerhalb
von § 216 StGB zu schaffen 115. Die Forderung, in diesen Fällen sogar den Unrechts­
tatbestand entfallen zu lassen, hat der DJT dagegen ausdrücklich und mit großer
Mehrheit abgelehnt. Sowohl die Deutsche Gesellschaft für Humanes Sterben
(DGHS)116 als auch etwa der Rechtsphilosoph Norbert Hoerster 117 haben jedoch Vor­
schläge für eine entsprechende Vorschrift vorgelegt. Selbst der Vorsitzende Richter
am BGH Kutzer hat eine solche Einschränkung des § 216 StGB vor kurzem als
"nicht undenkbar" bezeichnet 118; der ehemalige Präsident des BVerfG Wolfgang
Zeidler sprach von der Norm sogar als "Insel der Inhumanität als Folge kirchlichen
Einflusses auf unsere Rechtsordnung" 119.

107 Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 25 Fn 44.
108 R. v. Hippel, Deutsches Strafrecht, Bd. 2,1930, S. 259.
109 M. E. Mayer, Der allgemeine Teil des deutschen Strafrechts, 2. Aufl. 1923, S. 290.
110 Näher Engisch, Euthanasie und Vernichtung lebensunwerten Lebens, S. 14 L; Geilen, Euthanasie

und Selbstbestimmung, S. 25 Fn 4; v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Grenzen der Lebens­
erhaltungspflicht des Arztes, S. 280 L

111 Heimberger, Festgabe für Frank, Bd. 1, 1930, S. 418; vgl. auch Trockel, NJW 1975, 1445.
112 Siehe]akobs, Festschrift für Arth. Kaufmann, S. 470 L
113 Siehe BGHSt 26, 121 (124 f.).
114 Vgl. Koch in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 60.
115 Siehe auch Brändel, ZRP 1985, 92.; Arth. Kaufmann, MedR 1983, 124; Lackner, JZ 1977,503.
116 Humanes Leben - Humanes Sterben 4/1997, S. 3; siehe auch Detering, JuS 1983,420 f.
117 Hoerster, NJW 1986, 1792; ZRP 1988, 4.
118 Kutzer, ZRP 1997, 119.
119 Siehe Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. Januar 1986, S. 1; vom 18. Januar 1986, S. 5;

Süddeutsche Zeitung vom 16. Januar 1986, S. 6; vom 17. Januar 1986, S. 48; dazu Herzberg, NJW
1986, 1639 f.; siehe auch Hoerster, NJW 1986, 1792.



Sterbehilfe tnit Systern I 259

Allen diesen in- und ausländischen Vorstellungen ist zunächst einmal gemein,

daß sie möglichst hohe Anfordemngen ftir das (subjektive) Verlangen des Sterbe-

willigen und seine Dokumentation aufzustellen versuchen; ein Unterfangen, das

sowohl sicher vor Übereilung schützen will als auch sorgfdltig verhindern soll, daß

hier Interessen Dritter eine Rolle spielen können.

Freilich ist zu beachten. dafl durch diese erundsätdich richtiee Motivation ein problemati-
scher Nebeneffekt auseelöst wird: Ie mehr"diesbezüeliche Sich--erunqen eingebaut werden, in
desto srößerem Umfa"ne wird eiri schwerkranker,-schmerzgeplaq-ter, siclher verzweifelter
Mensch in einen lanewieiigen. reselrecht bürokratischen, quäIäddei Hürdenlauf getriebenr2T:
So hatte beisoielswe"rse das"Sterbähilfesesetz des Australisöhen Nordterritoriumi (i.d.F. von
1996) in einei Vorschrift (section 7), die aus 4 Unterabschnitten (rubsections) beständ, deren
erstei- wiederum in 16 Paiagrapheä mit teilweise weiteren Subparagraphen unterteilt war,
eine umständliche Prozedur"eelreeelt. Im einzelnen war bei ieniandöm, der sterben wollte,
dieser Vunsch von zwei ..meücal"practitioners" und einem ,,qualified psychiatrist" zu unter-
suchen: Der Sterbewilliee hatte^ zunächst senau über seine Kranl.heit, die Heilunqs-
möelichkeiten, über Alteäativen zum Sterbeä u.ä. aufgeklän zu werden. Danach mußte er
sein"en Sterbe#unsch wiederholen: er wurde daraufhin äuf möeliche Implikationen für seine
Familie hineewiesen. Hiernach waren sieben Tase abzuwaneä, bevor äer Sterbewillige sei-
nen SterbeqXmsch nunmehr schriftlich festzuleeeä hatte. Daraufhin mußte der Fall nochmals
vom Patienten mit den zwei *medical practitio"ners" diskutiert werden. Sodann war wieder-
um eine Frist von 48 Srunderi abzuwaiten (,,cooline-off period"r2s). Der Vorgang war abzu-
brechen (und hätte von vorn beeinnen müsien?). wänn aluch nur iu irgendeüern- Zeitpunkt
der Sterbbwillige in seiner Entscheidung schwarikend geworden sein sotllte - "a macabrä final
exarn( 129)

Ferner wird in all den genannten "öffnenden" Ansätzen zur aktiven Sterbehilfe

verlangt, daß es um einen zum Tode frihrenden, nicht mehr zu ertragenden dauer-

haften Leidenszustand gehen muß, wie es in immer ähnlichen'$üorten formuliert
wird. Es soll also nicht ein noch so ernsthafter'Wunsch zu sterben genügen; der Tod
müsse vielmehr auch paternalistisch im - von Dritten definierten - ,,wohlverstande-
nen Interesse" des Sterbewilligen liegen - nämlich unabwendbares, qualvolles Ster-

ben abkürzen.

l2O Rights of the Terminally Ill Act_1995; Rights of the Terminally Ill Amendment Act 1996; siehe
daZu t. Münch, NJ\ü 1996, 3324 f.

121 Euthanasia Laws Act 1997.
122 Gesetz über die Meldeoflicht bei Sterbehilfe oder Hilfe bei Selbsttötuns vom 01.06.1994.
123 Siehe Der Spiegel 9/1997, S. 197; zu Oregon siehe Tolmein, Jahrbuclifür Kritische Medizin 25

(1995\.2rr f.f . 
-

124 iiehe'Hackerlal, Humanes Sterben, 1988; vgl. Koch in EselKocä (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe,
S. 40: 45 ff.

125 Stern 49/96, 5. 70; 72.
126 Siehe näher Koch in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 71; Geilez, Euthanasie und

Selbstbestimmung, S. 5; eine Emniil-Umfrage im Auftrag der DGHS ergab im September 1997
eine Befürwonung, v on 77,1o/o.

127 Siehe auch v. Delllngsbausm,srcrbehilfe und Grenzen der Lebenserhaltungspflicht des Arztes, S.
488 i .

128 Trollope, (Australian) Journal of Law and Medicine 3 (1995),26.
129 Duggin, Australian Lawyer 32 099n, 9.
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1995/96 führte zu Aufsehen, daß im australischen Nordterritorium ein Gesetz verabschiedet
und mehrfach angewendet wurde, das die aktive Sterbehilfe durch Arzte gestattete 120. (pas
Gesetz ist inzwiscllen vom Parliament of Australia "gekippt" worden 121.) In den Niederlan­
den wird seit 1994 aktive Sterbehilfe durch Arzte reChtlich aeduldet, was aufgrund des dort
geltenden Oj)J?ortunitätsprinzips ~!1IDdsätzlich möglich ist 2. Aktive Sterbeliilfe wird auch
aus einigen US-Staaten (Oregon New York) gemefdet 12). In diesen Ländern haben manch­
mal als "Dr. Death" bezeichnete SterbehilfesreZialisten (Philip Nitschke/Australien, Boudewijin
Chabot/Niederlande.. Jack Kevorkian/USA verßleichoar der Rolle des vor kurzem verstor­
benen Julius Hack.etIJal in der Bundesrepu lik 4 die Entwicklung maßgeblich beeinflußt.
Unter deutschen Arzten befürwortet nach einer Umfrage 1996 rund ein Drittel die aktive
Sterbehilfe, etwa jeder 20. räumt die Vornahme einer solchen Tötung sogar ein 125; in der
Bevölkerung findet sich immer wieder eine deutliche absolute Mehrheit dafür 126. Freilich ist
bei entsprechenden Berichten insoweit Vorsicht geboten, als daß sich dort mitunter die Mit­
hilfe des Arztes auf das beschränkt, was wir nocK als Suizidbeihilfe einordnen würden.

Allen diesen in- und ausländischen Vorstellungen ist zunächst einmal gemein,
daß sie möglichst hohe Anforderungen für das (subjektive) Verlangen des Sterbe­
willigen und seine Dokumentation aufzustellen versuchen; ein Unterfangen, das
sowohl sicher vor Übereilung schützen will als auch sorgfältig verhindern soll, daß
hier Interessen Dritter eine Rolle spielen können.

Freilich ist zu beachten, daß durch diese grundsätzlich richtige Motivation ein problemati­
scher Nebeneffekt ausgelöst .wird.: Je mehr diesbezügliche Sidierungen e4Igebaut werd;enl in
desto größerem Umfang Wird em schwerkranker, schmerzzeplagter, Sicher verzweifelter
Mensch in einen langwierigen, regelrecht bürokratischenl quälenden Hürdenlauf getrieben127:
So hatte beispielsweise das Sterbehilfegesetz des Australischen Nordterritoriums (i.d.F. von
1996) in einer Vorschrift (seetion 7), die aus 4 Unterabschnitten (subsections) bestanql deren
erster wiederum in 16 Paragraphen mit teilweise weiteren Subparagraphen unterteilt war,
eine umständliche Prozedur geregelt. Im einzelnen war bei jemandem, der sterben wollte,
dieser Wunsch von zw~i 'lmedical pract~tioners" und ~inem "qualified psyc~iatr~st" zu; unter­
suchen: Der Sterbewilhge hatte zunächst genau uber seme Krankheit, die Heilungs­
möglichkeiten, über Alternativen zum Sterben u.ä. aufgeklärt zu werden. Danach mußte er
seinen Sterbewunsch wiederholen; er wurde daraufhin auf mögliche Implikationen für seine
Familie hingewiesen. Hiernach waren sieben Tage abzuwarten... bevor der Sterbewillige sei­
nen Sterbewunsch nunmehr schriftlich festzulegen hatte. Daraurnin mußte der Fall nochmals
vom Patienten mit den zwei "medical practitioners" diskutiert werden. Sodann war wieder­
um eine Frist von 48 Stunden abzuwarten ("cooling-off period"128). Der Vorgang war abzu­
brechen (und hätte von vorn beginnen müssen?) wenn auch nur zu irgendeinem Zeitpunkt
der Sterbewillige in seiner Entscheidung schwankend geworden sein s01lte - "a macabre final
exam"129?

Ferner wird in all den genannten "öffnenden" Ansätzen zur aktiven Sterbehilfe
verlangt, daß es um einen zum Tode führenden, nicht mehr zu ertragenden dauer­
haften Leidenszustand gehen muß, wie es in immer ähnlichen Worten formuliert
wird. Es soll also nicht ein noch so ernsthafter Wunsch zu sterben genügen; der Tod
müsse vielmehr auch paternalistisch im - von Dritten definierten - "wohlverstande­

nen Interesse" des Sterbewilligen liegen - nämlich unabwendbares, qualvolles Ster­
ben abkürzen.

120 Rights of the Terminally III Act 1995; Rights of the Terminally III Amendment Act 1996; siehe
dazu v. Münch, NJW 1996, 3324 f.

121 Euthanasia Laws Act 1997.
122 Gesetz über die Meldepflicht bei Sterbehilfe oder Hilfe bei Selbsttötung vom 01.06.1994.
123 Siehe Der Spiegel 9/1997, S. 197; zu Oregon siehe Tolmein, Jahrbuch für Kritische Medizin 25

(1995),211 H.
124 Siehe Hackethai, Humanes Sterben, 1988; vgl. Koch in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe,

S. 40; 45 H.
125 Stern 49/96, S. 70; 72.
126 Siehe näher Koch in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 71; Geilen, Euthanasie und

Selbstbestimmung, S. 5; eine Emnid-Umfrage im Auftrag der DGHS ergab im September 1997
eine Befürwortung von 77,1%.

127 Siehe auch v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Grenzen der Lebenserhaltungspflicht des Arztes, S.
488 f.

128 Trollope, (Australian) Journal of Law and Medicine 3 (1995),26.
129 Duggan, Australian Lawyer 32 (1997), 9.
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Problematisch kann zunächst einmal das Erfordernis &r letalen P1ogngs.e bei einigen Er-
kt*k tt e.o r.in, bei deren Heilung die Medizin.rasante Fortschrine füi nicht ausgeschlossen
;?;.üä1äß;ür;i.-i"iZ.iiti.tt.iE[rim Bereich von Aids. lheodor Storm beschäeb 18q.q in
iäitiäil.f6rJti. -e;"b.-tirüUr"d;S.hi.kr.l si'les Arztes, der seine verme^rntlich unleil-ba1
ffit-rfi;üFä";"Ta;;;*iiderholtin Vunsch tötete, 'iT -sie von ihreq Qualen zu befrei-
gn,üäT;;;a;;",J-;f"h;."-r""ßtJ, daß seit neuestem'solche Geschwülstä erfolgreich zu
oPerleren waren.

Darüber hinaus bedeutet die Beschränkung nicht nur auf den ,wahren', sondern

auch auf den "richtigen" 
'Willenlr1, 

dafl von vornherein die Fälle von der Möglich-

keit der Sterbehilfe ausgeschlossen bleiben, in denen der aufgrund einer Bilanzie-

nrng gewonnene Todeswunsch auf anderen Ursachen als der Vermeidung von To-

d.tqn"l"tt beruht. Die oschmerzlose Hoffnungslosigkeit" r32 wird zurückgewiesent3s;

hieisoll es nicht einmal mehr um Sterbehilfe im Wortsinn gehen rra.

So wäre etwa Sterbehilfe auch ftir die Refoqner nicht n!öglich,in Fällen.wie dS"t "?. Hackethal-
FAt" us. in dem eine iunge Frau nr-ens Diana, seitlallren infolge ernes Verkehrsuntdls ab
äiÄ.rriä ürk*lä?ü*i.triiijgilahmt, dlesen Zustand qichinoch mglicherweise meh-
ä. i;ü;;;d;ä;ü.ä-;;är.. E;1fes*äem Bi4_irlisgericht von West Falm Beach/Flori-
ää;t6ii.-uä3i.''üäüttFJ".iu-äiäi uliEi'i.- frv-�Gliii.{e', r,o' dem^Endsta{ium der Krank-
[äit. t[i"äii";ir;;F"U *ii di- d.r niederldndischen Medizrgrers Qhlfot, der einer Patien-
;üääSä6;i'un;il *.[ä.äT.Jihi.i bei{e"söh+-. q"{4gr Scheidung von ihrem Ehe-
ääö^.*äti.'i,1 E;;i-*.htunzulässie wäre Sterbehilfe in Flilen wie deö, den Lessing tn
seinem Trauerspiel Emilia Galotti.darstellte: Dort tötete ern Valer serne Iochter aut cleren
ä;ääääffifi:','äii.lo-t-f "t;fü;;n ;.hii zer. Auch. Saul hätte. nicht sterben.dürfen,
i;;?-eä t--ffi;h S"-""1 r"folge i.inEn \üaffenträger.auffor.derte,.ihT zu töten, damit es
nicht die ,,Ungläubigen" tun, die-,Spoft' mit serner Lerche trerben wrirden'

Schließlich wird durch die Beschränkung auf die ultima ratio bei schwerstem

Leidenszusrand die zu erlaubende Sterbehilfe durch die fortschreitende Entwick-

lung der Schmerzmedizin etwaim Bereich der Nervenblockadetherapie rr8 ohnehin

f"rt!.g"rrrt"ndslos, weil sie eigentlich heute schon praktisch jedes Leiden (edenfalls

kOrpeitictr; lre erträglich machen kann 1a0; Berichte über unsägliche Schmerzen beru-

hen-zumeist darauf, daß Arzte die palliativen Möglichkeiten unzureichend anwen-

den 1al.

lnsofern ist ohnehin mehr als fraelich, inwiewqit die so heftig umstrittene.Reform überhaupt
eine solche wäre. lü(/ill man eine vbrsichtige Otfaqng !r+.295 ausnahmswersen aktlven Sterbe-
[iä ;ü;?iö;ä;;;i.Tt.i.tit 'i"ti diii."1i" Blick äuf -die (in pgutschlan/) straflose Teilnah-
ä.ä$;iiä;;J;;;-öil,öJitätä"ä &' "t tivln Steröehilfe als "S^elpitmord durch eine
itil#i;;#;;n'iä'n, "b.r nur dann, fi'enn dem Ster^bewilligen eine Selbstlöq*F Physisch
nicht (äehr) möelich ist rai, wie auch in dem nerresten_Gesetzesvorschl_ag der UU|l) angeoeu-
tet wiid t{.'In dän sonstigen Fdllen, insbesondere ber psychrschem UnvermöReq, so konnte
;"o'rü.";6ä'i."fr.ü2*-3üJt-;-ü E;;ili"fri[t.it des'Todeswunsches, wirä der'üfleg des

ljO Siehe dazu Mö llerine,schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 97 f.; tt. Dellingshausm, Sterbehilfe
',.d Grenzen d.r LäLenserhaltunpsoflicht des Arztes. S. 15 ff.und Grenzen der Läbenserhaltungspflicht des Arztes, S. 15 ff.und Urenzen der Lebensernaltungsprilcnt o

13 1 Siehe Enpisch, Festschrift fur Dreber,S. 317.
117 Bindins./Hoche. Die Freieabe der Vernichtu132 Btndtnp/Hocbe, Drc Fretgabe der vernlchtung leDensunwerten Leoens' J' z7'

i i i lUä.i f iC. i iüu'bn,DaiguteEnde-\üideräieAbschaffungdesTodes, 1997,5.214f.
1\4 ,)tt^ Verh 56 DfT- S- 72: siehe zuch Möllerizs. Schutz des-Lrbens - Recht auf Sterber

11)Ei"i;ig/noche, Die Freigabe der Vernichtunqlebe.nsunwenen,Lebens, S'.29

I 3 4 Otto, Verh. 5 6. DJT : S. 7 2:i siehe euch -Möllering,v J , , e .  t

135 BVerfGE 76,248iVG Karlsruhe, JZ 1988' 208.
f Sterben, S. 5 f.

116 Der Spieeel 9/1997, S. 196.
137 Der Spieäel S/ tgSl, S. 197 f.; Die \üelt vom 23. Juni 1994' S. 12' .
iib si;h;";;?';Ä tii'tlioi":,/päises in Eser (H'rg.), Suizid und Euthanasie als human- und

sozialwissensch"filichäs Problem, 1976,5. l2l ff .
139 Siehe d*u Möllerinp, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 98.
140 Ahnlich Geilen,Eulhrnrsie und Selbstbestimmung, S. 28'
l4l Siehe Kutzer,Z\P 1993,404 ff.
7+iArti. koufrion ,MedR'1983, 124; siehe ruchEngisch, Festschrift fwr Dreher,S.319.
i;i';;i,.'i{äniü.]l/rran tiei, tzi [.; Sch,oederiZSt,lü toe (1ee4),57ei.!irzs-oz, Festschrift für

Scbwinge,'i. 108 f.; vgl. auch Jonas, Technik, Medizin und Ethik' 1987 ' S' 249 I'
144 S 216 I ia.E. des Entwurfs.
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Problematisch kann zunächst einmal das Erfordernis der letalen Prognose bei einig~n Er­
krankungen sein, bei deren Heilung die Medizin rasante Fortschritte für nicht ausgeschlossen
erachten1äßt130 wie zur Zeit vielleicht im Bereich von Aids. Theodor Storm beschneb 1888 in
seiner Novelle "Ein Bekenntnis" das Schicksal eines Arztes, der seine vermeintlich unheilbar
krebskranke Frau auf deren wiederholten Wunsch tötete, um sie von ihren Qualen zu befrei­
en, ~d kurz darauf erfahren mußte, daß seit neuestern solche Geschwülste erfolgreich zu
openeren waren.

Darüber hinaus bedeutet die Beschränkung nicht nur auf den»wahren", sondern
auch auf den »richtigen" Willennl, daß von vornherein die Fälle von der Möglich­
keit der Sterbehilfe ausgeschlossen bleiben, in denen der aufgrund einer Bilanzie­
rung gewonnene Todeswunsch auf anderen Ursachen als der Vermeidung von To­
desqualen beruht. Die »schmerzlose Hoffnungslosigkeit" 132 wird zurückgewiesenl3.J;
hier soll es nicht einmal mehr um Sterbehilfe im Wortsinn gehen 134.

So wäre etwa Sterbehilfe auch für die Reformer nicht möglich in Fällen wie dem »2. Hackethal­
Fali" 135, in dem eine junge Frau namens Diana, seit lallren infolge eines Verkehrsunfalls ab
dem ersten Halswirbel querschnittsgelähmt, diesen Lustand nicht noch mödicherweise meh­
rere Tahrzehnte ertragen wollte. Entgegen dem Bezirksgericht von West P'alm Beach/Flori­
da 13G'bliebe Sterbehilfe verboten bei einem HIV-Infizierten vor dem Endstadium der Krank­
heit, ferner in einem Fall wie dem des niederländischen Mediziners Chabot, der einer Patien­
tin den Sterbewunsch nach dem Tod ihrer beiden Söhne und der Scheidung von ihrem Ehe­
mann erfüllte 137. Erst recht unzulässig wäre Sterbehilfe in Fällen wie dem, den Lessing in
seip,em Trau~rspiel Emi).ia Galotti darstellte: D~rt tötete ein Vate~. sein~ Tochter auf .~eren
drmgendes Bltten

h
um sie vor Entehrung zu schutzen. Auch Saul hatte wcht sterben durfen,

als er dem 1. Buc Samuel zufolge seinen Waffenträger aufforderte, ilm zu töten, damit es
nicht die "Ungläubigen" tun, die "Spott" mit seiner Leiche treiben würden.

Schließlich wird durch die Beschränkung auf die ultima ratio bei schwerstem
Leidenszustand die zu erlaubende Sterbehilfe durch die fortschreitende Entwick­
lung der Schmerzmedizin etwa im Bereich der Nervenblockadetherapie 138 ohnehin
fast gegenstandslos, weil sie eigentlich heute schon praktisch jedes Leiden Gedenfalls
körperlich) 139 erträglich machen kann 140; Berichte über unsägliche Schmerzen beru­
hen zumeist darauf, daß Ärzte die palliativen Möglichkeiten unzureichend anwen­
den 141.

Insofern ist ohnehin mehr als fraglich, inwie:weit die so heftig umstrittene Reform überhaupt
eine solche wäre. Will man eine vorsichtige Offnung hin zur ausnahmsweisen aktiven Steroe­
hilfe schaffen/ wäre vielleicht statt dessen ein Blick auf die (in DeutscWand) straflose Teilnah­
me am Suizia zu werfen: Die Gestattung der aktiven Steroehilfe als "Selbstmord durch eine
Mittelsperson" 142 dann, aber nur dann, wenn dem Sterbewilligen eine Selbsttötung physisch
nicht (mehr) möglich ist 143, wie auch in dem neuesten GesetzesvorscWag der DGHS angedeu­
tet wird 144. In den sonstigen Fällen, insbesondere beipsy'chischem Unvermögen, so könnte
man sagen, bestehen Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Todeswunsches, wira der Weg des

130 Siehe dazu Möllering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 97 f.; v. Dellingshausen, Sterbehilfe
und Grenzen der Lebenserhaltungspflicht des Arztes, S. 15 H.

131 Siehe Engisch, Festschrift für Dreher, S. 317.
132 Binding/Hoche, Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Lebens, S. 29.
133 Kritisch H. Schreiber, Das gute Ende - Wider die Abschaffung des Todes, 1997, S. 214 f.
134 Dtto, Verh. 56. DJT, S. 72.; siehe auch Möllering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 5 f.
135 BVerfGE 76, 248; VG Karlsruhe, JZ 1988,208.
136 Der Spiegel 9/1997, S. 196.
137 Der Spiegel 9/1997, S. 197 f.; Die Welt vom 23. Juni 1994, S. 12.
138 Siehe schon MayrhoferlPorges in Eser (Hrsg.), Suizid und Euthanasie als human- und

sozialwissenschaftliches Problem, 1976, S. 121 H.
139 S,iehe dazu Möllering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 98.
140 Ahnlich Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 28.
141 Siehe Kutzer, ZRP 1993,404 H.
142 Arth. Kaufmann, MedR 1983,124; siehe auch Engisch, Festschrift für Dreher, S. 319.
143 Arth. Kaufmann, MedR 1983, 123 f.; Schroeder, ZStW 106 (1994), 579; Simson, Festschrift für

Schwinge, S. 108 f.; vgl. auch]onas, Technik, Medizin und Ethik, 1987, S. 249 f.
144 § 216 II a.E. des Entwurfs.
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Suizides als -eine An sich selbst geleistet. 51.öshiUe" '4s nicht bepchritqen ra6. Eine solche
R;s.t""i!.d"4ri Abglig!.r*.ifiog"r manche Selbsttötung krankgr_.9der. aJternder Men-
i.h?" ä"i n"r.hq deg'.richtigen' Zeitpunkt vor Eintrin der,ägenen Hilflo;lgkeit zu verDas-
;ä, ;.;[ild;;;t.ääJtdhst ttent hrer zunacnst ernmal de-rgleöhc Eigw.and iä Raum: \üänn
;;;Fa;;olC Mtincten im schon erwähnten "1. Fläckethal-Fall" --noch von einem
S-*ia f.i- fri"k.n daig-t.iiht n Giftes drgch 91ge.-{alg.abyirts gelähmte Person a-usgehtla8,
itiEum noch ein Anweädunesbereich denkbarrae. (Freilich ist schon von eroem Vor-sitzen-
ä-.ri-niÄi.i-ü.i nqtts.ttanlyogden, dafl. je{enfalls er dieses ,,Slerbehiffqarrarlgemenr"l50
U.rträ-iätiJ51)Ü"ä-fäi"." M"f mair si.ti {en Verzicht daraäf,.diaHilfe ernes anderen
;;i;.-h-;; "iit-a.i Begründung abnötigen lassen, man könne sein Ziel auch selbst errei-
chen152?

d) Todesuunscl) aus Wmichtungsschrnerzen

Unabhängig von diesen Überlegungen bleibt zu prüfen, inwieweit aktive Sterbehil-
fe heute schon straflos sein kann, wenn die Möglichkeit, unerträgliche Schmerzen
zu lindern, gerade nicht gegeben ist.

Diskutierr wird hier immer der Fall des von seinem Beifahrer ergchl4genen skandinavischen
LK\ii-Frir;.r;. d.i ""ih .i".* Unfall eingeklernmt in seinem Führerh--aus F-quer flrtg *d +*
Eüti*"e iihii.'ai. fDi. schwedische Staäsanwaltschatt haf in diesem Fall übrigöns keine
Arit iis.%iloben'sf Auch der Gnadenschuß im Krieg für den schwerverletzten Kameraden
gehört-hierherr55.

In dieser Konstellation wird häufig ein entschuldigender bzw. ein übergesetzlicher

Notstand angenommen oder ein Absehen von Strafe gefordert156. Es dürfte aber

wohl möglich sein, sogar einen rechtfertigenden Notstand gemZß $ 34 SIGB zu

bejahenrs'. Zwar gehtes auch hier um die immer rundweg abgelehnte Abwägung im

Bereich des Lebensschutzes - aber im Bereich ein und desselben Lebensr5s. Es wird

also nicht ,,Leben gegen Leben" abgewogen, sondern eine Wertung vorgenommen,

die uns in norm"len Lebenssituationen völlig selbstverständlich ist. Konkret auf

unseren Fall bezogen, bedeutet dies, wie es der 3. BGH-Senat ktirzlich in einem

obiter dictum formuliertel5e: ,, ... die Ermöglichung eines Todes in .'. Schmerzfrei-

heit gemäß dem erklärten ... \ü/illen ... ist ein höherwertiges Rechtsgut als die Aus-

sicht, unter ... sog.Vernichtungsschmerzen noch kurze Zeitlänger leben zu müs-

sen." Orto betotti daß dies (erst recht?) auch dann gelten müsse, wenn der Tod des

Schmerzgepeinigten nicht einmal zu erwarten sei16c - spätestens jetzt wird deutlich:

Überspielen wir mit Hilfe von s 34 stGB nicht die gesetzliche Vorgabe der

Unbeachtlichkeit des Sterbeverlangens mit einem "Taschenspielertrick"? Denn ohne

das Flehen des Verbrennenden nähmen wir selbstverständlich rechtswidrigen Tot-

145 Verrel, lZ 1996, 226.
i+L V*t. näi i^ Systematischer Kommentar, S 212 Rn. l6i Engiscb, Festschrift fir-Dreher,S.3l8i.- - 

)"iri;rii,#;f;;;h, STlt, R". 2t5t Röxin in Blaha r.a. firsg.), Schutz des Lebens - Recht auf
fJ, fszs, S. 93i o. Dellingshar.rsen, Sterbehilfe und Grenzen der Läbenserhaltungspflicht des Anzes,
s. 488.

747 Siehe Brändel, ZRP 1985, 92;; Scbroeder, ZSt\f 106 (1994),579 f.
148 OLG München, NI\f 1987,2940.
149 lakobs, Festschrift iur Arth. Kaufmann,S.471.
150- Iah obs, Festschrift f nr A rt h. K auftnann, S. 47 l.
tst'K*rö, NSIZ 1994, 111 f.; siehjauch Henberg,NJ\f 1986' 1635 ff-
152 lakobs, Festschri{t f.ir Arth. Kaufmann,S.47l.
La'O;;r,üerh. 56. DIT, S. 60; Ä. Merhel,lZ 1996, 1150; Henberg, NJ\üü 1996' 3046 ff.
154 Simson in Eser (Hlse.), Suizid und Euthanasie, 1976'5.324 t'
155 Siehe 8/ass, Die TOtirng des Verlangenden, Diss. iur. Heidelberg 1916' S. 8'
iil 5i;ä; e;;;'ö;;":n;i'lse ,olr, sTeo r.; b'e, in scbönhe/schrider, vor SS 211 ff' Rn. 25 fieweils

1s, *X*; Schroeder,ZStr0 106 (199a), 5so;Blei, Strafrecht BT, 12. Aufl. 1983, S 5 vI 2'
iib ai"h; ä.i toitt i in Bottke,/'Fritsibe,/Huber/Scbreiler, Lebensverlängerung aus medizinischer,

rechtlicher und ethischer Sicht, 1995, S. 113 Fn. 25.
159 BGHST 42,Jll;siehe auch (dessen Senatsvorsitzenden) Kutzer,TRP 1997' 119'
160 otto, verh. 56. DJT, S. 74 f.
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Suizides als "eine Art sich selbst geleistete Sterbehilfe" 145 nicht beschritten 146. Eine solche
Regelung könnte möglicherweise sogar manche Selbsttötung, kranker oder alternder Men­
sdien aus Furcht~ den "richtigen" Zettpunkt vor Eintritt der etgenen Hilflosigkeit zu v~1J>as­
sen, verhindern14 • Allerdings steht hier zunächst einmal deI~leicheEinwand im Raum: Wenn
man - wie das OLG München im schon erwähnten ,,1. ffackethal-Fall" - noch von einem
Suizid beim Trinken dargereichten Giftes durch eine halsabwärts gelähmte Person ausgeht148,

ist kaum noch ein Anwendungsbereich denkbar149
• (Freilich ist scnon von einem Vorsitzen­

den Richter des BGH erklärt worden, daß jedenfalls er dieses "Sterbehilfearrangement"!50
bestraft hätte!5!) Und ferner: Muß man sicn den Verzicht darauf, die Hilfe eines anderen
anzunehmen, mit der Begründung abnötigen lassen, man könne sein Ziel auch selbst errei­
chen!52?

d) Todeswunsch aus Vemichtungsschmerzen

Unabhängig von diesen Überlegungen bleibt zu prüfen, inwieweit aktive Sterbehil­
fe heute schon straflos sein kann, wenn die Möglichkeit, unerträgliche Schmerzen
zu lindern, gerade nicht gegeben ist.

Diskutiert wird hier immer der Fall des von seinem Beifahrer erschlagenen skandinavischen
LKW-Fahrers, der nach einem Unfall eingeklemmt in seinem Führerliaus Feuer fing und um
Erlösung schrie!5J. (Die schwedische Staatsanwaltschaft hat in diesem Fall übrigens keine
Anklag,e .erhobenI54.) Auch der Gnadenschuß im Krieg für den schwerverletzten Kameraden
gehört-hterherI55.

In dieser Konstellation wird häufig ein entschuldigender bzw. ein übergesetzlicher
Notstand angenommen oder ein Absehen von Strafe gefordert l56

• Es dürfte aber
wohl möglich sein, sogar einen rechtfertigenden Notstand gemäß § 34 StGB zu
bejahen1S7

• Zwar geht es auch hier um die immer rundweg abgelehnte Abwägung im
Bereich des Lebensschutzes - aber im Bereich ein und desselben Lebens l58

• Es wird
also nicht "Leben gegen Leben" abgewogen, sondern eine Wertung vorgenommen,
die uns in normalen Lebenssituationen völlig selbstverständlich ist. Konkret auf
unseren Fall bezogen, bedeutet dies, wie es der 3. BGH-Senat kürzlich in einem
obiter dictum formulierte159: " '" die Ermöglichung eines Todes in ... Schmerzfrei­
heit gemäß dem erklärten ... Willen ... ist ein höherwertiges Rechtsgut als die Aus­
sicht, unter ... sog. Vernichtungsschmerzen noch kurze Zeit länger leben zu müs­
sen." atto betont, daß dies (erst recht?) auch dann gelten müsse, wenn der Tod des
Schmerzgepeinigten nicht einmal zu erwarten sei l60 • spätestens jetzt wird deutlich:
Überspielen wir mit Hilfe von § 34 StGB nicht die gesetzliche Vorgabe der
Unbeachtlichkeit des Sterbeverlangens mit einem"Taschenspielertrick"? Denn ohne
das Flehen des Verbrennenden nähmen wir selbstverständlich rechtswidrigen Tot-

145 Verrel, JZ 1996,226.
146 Vgl. Horn in Systematischer Kommentar, § 212 Rn. 16; El!iSCh, Festschrift für Dreher, S. 318;

Arzt/Weber, Strafrecht BT/l, Rn. 215; Roxin in Blaha u.a. rsg.), Schutz des Lebens - Recht auf
Tod, 1978, S. 93; v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Grenzen er Lebenserhaltungspf!icht des Artzes,
S.488.

147 Siehe Brändel, ZRP 1985,92; Schroeder, ZStW 106 (1994), 579 f.
148 OLG München, NIW 1987,2940.
149 Jakobs, Festschrift für Arth. Kaufmann, S. 471.
150 Jakobs, Festschrift für Arth. Kaufmann, S. 471.
151 Kutzer, NStZ 1994, 111 f.; siehe auch Herzberg, NJW 1986, 1635 H.
152 Jakobs, Festschrift für Arth. Kaufmann, S. 471.
153 Otto, Verh. 56. DJT, S. 60; R. Merkei, JZ 1996, 1150; Herzberg, NJW 1996, 3046 H.
154 Simson in Eser (Hrsg.), Suizid und Euthanasie, 1976, S. 324 f.
155 Siehe Blass, Die Tötung des Verlangenden, Diss. iur. Heidelberg 1916, S. 8.
156 Siehe dazu Otto, Verh. 56. DJT, S. 60 f.; Eser in Schönke/Schröder, vor §§ 211 ff. Rn. 25 Geweils

mwN).
157 So etwa Schroeder, ZStW 106 (1994), 580; Blei, Strafrecht BT, 12. Auf!. 1983, § 5 VI 2.
158 Siehe auch Bottke in Bottke/Fritsche/Huber/Schreiber, Lebensverlängerung aus medizinischer,

rechtlicher und ethischer Sicht, 1995, S. 113 Fn. 25.
159 BGHSt 42,301; siehe auch (dessen Senatsvorsitzenden) Kutzer, ZRP 1997, 119.
160 Otta, Verh. 56. DJT, S. 74 f.
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schlag und nicht Notstand an, der nur in "Kombination" mit ,,Elementen der Ein-

willigung" 16r funktionieren kann 162'

2. A ktia - in dire kt e Ste rbeh ilfe

Folgt man diesen Überlegungen trotz einig.er Bedenken, zeichnet sich ein möglicher

dogäatischer Lösungswei für air aktiv-inäirekte Sterbehilfe ab. Es geht hier um die

i"t"rr',r"rkü*.rng i'1, värhergesehene .Nebenwirkung" von eigentlich nur die

i"id"nr-irrd"r.rrig bez*eckäden Behandlungsmaßnalmen' insbesondere 1{'a

schmerzmedikationen (,,somarische sterbehilfe" ies;. In dieser.Konstellation fallen

die ärztlichen Pflichten, sowohl Leben zu erhalten als auch Schmerzen zu lindern,

"rrs.in"rrd.l. tr.. Hierbei handelt es sich durchaus nicht nur um ein "akademisches

s.iröt.Ur.m", weil es bisher kein hinreichend wirksames Analgetikum gibt, das

ir.i .,rär, gefahrliche. Nebenwirkungen (vor allem Atemdepressionen und

S";ß.r"ärstörungen) wäre 167, werrngl.ich gelegentlich betont wird, daß dennoch

;;";;;i.b.r,rrräarrg.*ng durch d1e eehebung der körperlichen und seelischen

stieß-situation Folge ,e"in kontt. (mit der Konsequenz, daß nicht vorgenommene

Sril;a;kämpfurig ihrerseits .ir,, Töt.trrg durch Unterlassen darstellen kann!) '68'

akti.,r-indirekte SteÄehilfe wird heute fasiallgemein anerkannt t6L 6O 7o befragter

Jl"rr.frl,. arzte haben angegeben, sie schon piaktiziert zu haben rzc. Der Bundesge-

richtshof hat im Norr.rribä, ß96 in einer Aufsehen erregenden Entscheidung

("Dolantin-Fall') die Zul:issigkeit der aktiv-indirekten Sterbehilfe erstmals beiahtr'l;

;il;il; d*J., g.lrg"n h"1, k"r,n man dem Eingeständnis des.Senatsvorsitzenden

Kutn, "ntn h*.rr,"a"fli.r dortige Fall - es ging um eine Überdosierung von Dolantin

"", i"Ugi", - ,., Anrftih*rrg.n Li.rr., "sichgr nicht der geeignetste" war t7r. Der 56.

DJT hat"sich einstimmig ftiriie aktiv-indirekte Sterbehilfe ausgesprochen; auch der

Aä-Sterbehilfe mochte lhre gesetzliche Festschreibung. Diese einhellige Meinungs-

tild""g ist weitgehend daduich initiiert wordenlii, daß 1957 Pius XII' den überlie-

t61 Döllins, MedR 1987, 7; Schöch, NSIZ 1997' 410'
162 Siehe Venel'lZ 1996'226.
163 Henberp, NT\ü 1996,3048.
;Z:rX;i:ä;'frL;:'Ei r'".ä" ".äs"lbstbestimmuns, S. 23 Fn. 40: "Kaschiene" aktiv-indirekte Euthanasie'

wenn zur u..rn.,orrrr 'äi i 'ä;"; ; ; t ; ; ; i l ."  ö.t ' i r . i i . tens eine operation mit hohem

ö,.iüii.ttt "ii*iilo g.di"t.ht und vorgenommen wird'
,esä"bäiääil",;,'i 3;ü;i,ff.;;Jö;;;t;;;;;'i-"t.n'".h"l,""sspflicht des Arztes, S.21 f.

166 Stratenu"ertb, SchwZStrR 95 (1978)'74' -- ^
i;t ai"h; Krev, Strafrecht BTl1, 10. Aufl' 1996' Rn 12.' .
iZbi:."i-"ti",äi;;;il 0rÄs:i,ijJ;ii;;äf;;h;;"'i" ai n"-""-"nd sozialwissenschaftliches Problem'

5.2e4; Lanserin K*rr/ü)8;;;'H;;;i il;üä" Ü'"".["" soua"'ität' S. 136 t.; Möllering,schutz

des Lebens-- Recht auf Sterben, S' 1 1 t'
16e i;d;;;;"'l.t'i""ica"ri, Si'"fr""ht BT/r, re87, $ 2 Rn' 30 ff'

170 Stern 49/96,5.72-

th?rjY::yt|ort;rr, rrr,vgl. auch ree3,4o5: ,-.leider noch keine Gerichtsentscheidungen"; siehe
''' 

;;i'' n; ;J.r,',r"ut rst, ias; otto, JK I eez;-stcB S 2r2/ 3'
173 Siehe Sirnsoz, Festschrifttij,r Scbuinge' S' 96 t'
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schlag und nicht Notstand an, der nur in "Kombination" mit "Elementen der Ein­

willigung" 161 funktionieren kann 162.

§ 34 StGB scheitert allerdin~ nicht daran, wie aber der Bochumer Strafrechtslehrer Ralf

Dietrich Herzberg vor kurzerLeit ausgeführt hat 163, daß hier keine widerstreitenden Interes­

sen vorlä~en, weil der LKW-Fahrer am Weiterleben überhaupt kein Interesse hätte. Lassen

wir einmal aUßer Betracht,~ es formalistisch wäre, zu sagen, kein Interesse sei nicht weni­

ger, sondern etwas anderes als wenig Interesse, so bleibt dodi entgegenzuhalten, daß der LKW­

.fahrer sehr woW ein von ihm zuruckl!:estelltes Interesse am qualvollen Brennen hat: Unter­

stellt, wir könnten ihm glaubhaft zuruFen, daß ihn höchstwahrscheinlich die Feuerwehr noch

lebend retten könnte, würde er die Schmerzen in Kauf nehmen. Er will nur deshalb sofort

sterben, weil ihm eine solche Rettungsmöglichkeit völlig unwahrscheinlich erscheint.

2. Aktiv-indirekte Sterbehilfe

Folgt man diesen Überlegungen trotz einiger Bedenken, zeichnet sich ein möglicher

dogmatischer Lösungsweg für die aktiv-indirekte Sterbehilfe ab. Es geht hier um die

Lebensverkürzung als vorhergesehene "Nebenwirkung" von eigentlich nur die

Leidensminderung bezweckenden Behandlungsmaßnahmen, insbesondere 164

Schmerzmedikationen ("somatische Sterbehilfe" 1(5). In dieser Konstellation fallen

die ärztlichen Pflichten, sowohl Leben zu erhalten als auch Schmerzen zu lindern,

auseinander 166. Hierbei handelt es sich durchaus nicht nur um ein "akademisches

Scheinproblem", weil es bisher kein hinreichend wirksames Analgetikum gibt, das

frei von gefährlichen Nebenwirkungen (vor allem Atemdepressionen und

Bewußtseinsstörungen) wäre 167, wenngleich gelegentlich betont wird, daß dennoch

sogar eine Lebensverlängerung durch die Behebung der körperlichen und seelischen

Streß-Situation Folge sein könne (mit der Konsequenz, daß nicht vorgenommene

Schmerzbekämpfung ihrerseits eine Tötung durch Unterlassen darstellen kann!) 16K.

Aktiv-indirekte Sterbehilfe wird heute fast allgemein anerkannt 169; 60 % befragter

deutscher Ärzte haben angegeben, sie schon praktiziert zu haben 170. Der Bundesge­

richtshof hat im November 1996 in einer Aufsehen erregenden Entscheidung

("Dolantin-Fall") die Zulässigkeit der aktiv-indirekten Sterbehilfe erstmals bejaht17l;

wieviel ihm daran gelegen hat, kann man dem Eingeständnis des Senatsvorsitzenden

Kutzer entnehmen, daß der dortige Fall- es ging um eine Überdosierung von Dolantin

aus Habgier - zu Ausführungen hierzu "sicher nicht der geeignetste" war 172. Der 56.

DJT hat sich einstimmig für die aktiv-indirekte Sterbehilfe ausgesprochen; auch der

AE-Sterbehilfe möchte ihre gesetzliche Festschreibung. Diese einhellige Meinungs­

bildung ist weitgehend dadurch initiiert worden17 >, daß 1957 Pius XII. den überlie-

161 Dölling, MedR 1987,7; Schöch, NStZ 1997,410.

162 Siehe Verrel, JZ 1996, 226.
163 Herzberg, NJW 1996,3048.
164 Vgl. Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 23 Fn. 40, .Kaschierte" aktiv-indirekte Euthanasie,

wenn zur Vermeidung eines sonst langsamen Dahinsiechens eine Operation mit hohem

Sterblichkeitsrisiko gewünscht und vorgenommen wird.

165 v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Grenzen der Lebenserhaltungspf!icht des Arztes, S. 21 f.

166 Stratenwerth, SchwZStrR 95 (1978), 74.
167 Siehe Krey, Strafrecht BT/1, 10. Auf!. 1996, Rn 12.

168 v. Lutterotti in Eser (Hrsg.), Suizid und Euthanasie als human- und sozialwissenschaftliches Problem,

S. 294; Langer in Kruse/Wagner (Hrsg.), Sterbende brauchen Solidarität, S. 136 f.; Möllering, Schutz

des Lebens - Recht auf Sterben, S. 11 f.
169 Anderer Ansicht nur Gössel, Strafrecht BT/1, 1987, § 2 Rn. 30 ff.

170 Stern 49/96, S. 72.
171 BGHSt 42, 30l.
172 Kutzer, ZRP 1997, 117; vgl. auch 1993,405: •... leider noch keine Gerichtsemscheidungen"; siehe

auch Verrel, MedR 1997, 248; Otto, JK 1997, StGB § 212/3.

173 Siehe Simson, Festschrift für Schwinge, S. 96 f.
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ferten Standpunkt der katholischen Kirche einer Modifikation unterzog und die
aktiv-indirekte Sterbehilfe billigrel'�a.

Letzteres mas aufgrund der Stellune der katholischen Kirche zur ,,Heiligkeit des Lebens"
;;ä;lil "ät#,rrrd"r". ldßt sich abef damit erklären, daß die Arsuäentat"ron ftir die akiv-
i"diiilit. Stirbehilfe.äem auf._Thomas aon Aquin zurückge"hendä PSinzip,der Dogpelwir-
kung.entspricht,.das^dieser in Zusammenhang-mit der Rechttentgung,der tödhchen N otwehr
eni#i.k.ft hatti"t. Danach ,,steht nichts.im pege, dalt ern und dreselbe Handlung zye,i\üjr-
L"""." hit. "on denen nur die eine beabsichtift ist, wdhrend die andere nur-aul5erhalb der
ÄUii.trt ti.gr, Die -sittlicheq Handlunge^n "!.,t .1"pfilgp{ {5e Eiqenart tg.{l.d..*, w*as beab-
sichtigt ist,äicht aber von dem, was aüßerhalb dei AbSicht liegt, da es zuldlhg rst ...'-

Nun ist klar. daß die Zulässiekeit der indirekten Sterbehilfe sich nicht strafrechtsdogmatisch
aus dem subiekfiven Tatbestanil erklären läßtr76, erst recht nicht, wenn die LebensyerE-ürzrrng,
wie häufie. ioear als sichere Folge erkannt wird: Natürlich nehmen wir in dem Schulbersprel
des ..Massänmärder Thomas" aüch Tötungsvorsatz hinsichtlich der Be-satzung an, obw-o-hl er
nur'ein Schiff versenken wollte, um die Versicherung zu betrügen'". - Am Kande: wreso
bliibJ andir.nfalls nicht wenigsfens eine Strafbarkeit üegen fahrrissiger Tötungr78?

Dogmatisch versucht man die Zuldssigkeit der aktiv-indirekten Sterbehilfe heute
haufig damit zu legitimieren, daß hier keine Tötungshandlung vorläge, weil die
Schmerzmedikation die "einzige und letzte Möglichkeit" sei, ,,dem ohnehin
verlöschenden Leben noch zu dienen" 17e. Nun ist diese Argumentation fragwürdig,
weil sie genaugenommen mit einer Begründung, die strukturell zur Rechtfertigung
gehört, schon die Tathandlung durch ,,euphemistische Vernebelung" 183 verneinen
möchte. Zudem verschleieft sie die Unterscheidung dahingehend, ob die Todesfolge
(nur) in Kauf genommen wird oder sogar als sicher vorhergesehen wird; denn in
gewisser \Weise geht die aktiv-indirekte Sterbehilfe "nach und nach" in aktive, also
direkte Sterbehilfe über t81 - insbesondere, wenn der Todvom Helfenden sogar 'mehr
oder weniger erwünscht" 18? wird.

Rechtstatsächlich bliebe insofern zu frasen, ob und inwieweit heute gchon aktive Sterbehilfe
üüaem D;kmantel di. Schmerzbefr.ämpfunq vor allem in Krankenhäusern vorkommt.
:i;a;rA;;t *italiei"aiiqr"Jmit dem Problenider Sterbehilfe konfro4tiert," sagte einmal
6in hoher schweizeäscher Arztefunktionär; ,,ie wenjger man {avon sprlc[t, ugr so besser" 'o'.

$iüa; 
-ö;;piaä 

-itäJÄF;;i.";;", d.iiä" A"fklerung über dasTisiki, eigentlich unab:
.linebar ist. soll im dleemeinen nicht gesucht werden rEa. Lnlnerhin ist es bemerkenswqrt, dals
troiz der rälativ hoheä Akzepranz ak"tiver Sterbehilfe bei Arzten Verunellungeq n4ch $ 216
SIGB kaum zu verzeichnen siird. Tedenfalls sibt es keine Anhaltspqnkte dafür, tlalS ern Arzt m
äi"r;r K;;;r"nation .Äit der eriindlichsten"rechtlichen Überprii{ung rechnen" müsser85. Be-
;;i;h";Ji;i;".1i?iä siÄ.r(ine Rudolf Schmitts, eines Kritikers där Normr86, die-gesetzl-i-
;üR;g;l""g diiaktiv-indirekten"sterbdhilfe würäe nur ,,schlafende Hunde ... weck-en" 187.

263

174 Pius XII., Ansprache vom24. Februar 1957; siehe auchJohannes Paul It., Über den \flen und die

Un"ntasib"rkäit des menschlichen Lebens, 1995, S. 141 f.; Erklärung der Kongregation für die
Glaubenslehre zur Euthanasie vom 20. Mai 1980.

175 Thomas aon Aauin,Summa theologica.
176 Anderer Ansicht nur Bochelmann,Straft.cht des Arztes, 1968, S.25; Gol/' AR 1980'321.
177 Siehe Bind. ins.Die Normen und ihre Üb"nt" t . lns,  Bd. l I /2,2.  Auf l .  1916, S.  851 f f .
178 Goll,AR 198ö, 321; Möllering, schutz des Lebens --Recht auf Sterben, s. ll f .i Dölling, MedR 1987,

7.
179 lV'esseh, Strafrecht BTl1, Rn. 26.
l8O Herzbers. NI\ü 1986. 1640 Fn. 21r widerrufen in NI\üfl 1996' 3048'
18l Enstsch\; Eier (Hrse.), Suizid und Euthanasie als hurnan- und sozialwissenschaftliches Problem, S.

31i ähnlich H)nacE'in Hiersche (Hrsg.), Euthanasie, 1975, S. 145 ff.; schreiber, NSIZ 1986,341.;
Schäch,NSIZ 1997, 411Fn.25i G;ilen:futhanasie und Selbstbestimmung, S. 23; siehe arch Wrrel,

lZ 1996, 227; anders aber Tröndle,ZSt\l 99 (1984,32 f '
l82Trockel ,  Nl \0 1975, 1440;1443 f  .
183 Fien, zit.6. Gunzinger, Sterbehilfe und Strafgesetz, Diss. iur. Bern 1978, S. 165.
184 R. Scbmin,lZ 1986, 620.
185 Soaber Gieim,IZl '99Q,936;wiehierKocbin Eser/Koch (Hrsg.) ,Mater ia l ienzurSterbehi l fe,S.  19;

Hanachin Hiiische (Hrsg.), Euthanasie, S. 131;.Scröcr, NSIZ 1997,409; siehe auch Kutzer,ZF.P
1993.404.

186 Siehe nur Festschrift fi.j.r Masrach, S. 113 ff.
187 R. Schmitt, MDR 1986,620.
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ferten Standpunkt der katholischen Kirche einer Modifikation unterzog und die
aktiv-indirekte Sterbehilfe billigtel74

•

Letzteres mag aufgrund der Stellung der katholischen Kirche zur "Heiligkeit des Lebens"
zunächst verwundern, läßt sich aber damit erklären, daß die Argwp.entation für die aktiv­
indirekte Sterbehilfe dem auf 1homas von Aquin zurücki;ehenden Prinzip der Doppelwir­
kung ent~richt, das dieser in Zusammenhang_mit der Reditfertigung der todlichen Notwehr
entwickelt hatte175

• Danach "steht nichts im Wegel daß ein und dieselbe Handlung zwei Wir­
kungen hat, von denen nur die eine beabsichtigt 1st, während die andere nur außerhalb der
Abs1cht liegt. Die sittlichen Handlungen aber empfangen ihre Eigenart von dem, was beab­
sichtigt ist, nicht aber von dem, was aUßerhalb der Absicht liegt, da es zufällig ist ..."

Nun ist klar, daß die Zulässigkeit der indirekten Sterbehilfe sich nicht strafrechtsdogmatisch
aus dem subjektiven Tatbestand erklären läßtl76 erst recht nicht, wenn die Lebensverkürzung,
wie häufig, sogar als sichere Folge erkannt wird: Natürlich nehmen wir in dem Schulbei~piel
des "Massenmcirder Thomas" auch Tötungsvorsatz hinsichtlich der Besatzung an, obwolil er
nur ein Schiff versenken wollte, um die Versicherung zu betrügen177• - Am Rande: Wieso
bliebe anderenfalls nicht wenigstens eine Strafbarkeit wegen fahrlässiger Tötungl78?

Dogmatisch versucht man die Zulässigkeit der aktiv-indirekten Sterbehilfe heute
häufig damit zu legitimieren, daß hier keine Tötungshandlung vorläge, weil die
Schmerzmedikation die "einzige und letzte Möglichkeit" sei, "dem ohnehin
verlöschenden Leben noch zu dienen" 179. Nun ist diese Argumentation fragwürdig,
weil sie genaugenommen mit einer Begründung, die strukturell zur Rechtfertigung
gehört, schon die Tathandlung durch "euphemistische Vernebelung" 180 verneinen
möchte. Zudem verschleiert sie die Unterscheidung dahingehend, ob die Todesfolge
(nur) in Kauf genommen wird oder sogar als sicher vorhergesehen wird; denn in
gewisser Weise geht die aktiv-indirekte Sterbehilfe "nach und nach" in aktive, also
direkte Sterbehilfe über 181 - insbesondere, wenn der Tod vom Helfenden sogar "mehr
oder weniger erwünscht" 182 wird.

Rechtstatsächlich bliebe insofern zu fragen, ob und inwieweit heute schon aktive Sterbehilfe
unter dem Deckmantel der Schmerzbekämpfung vor allem in Krankenhäusern vorkommt.
"Jeder Arzt wird irgendeirunal mit dem Problem der Sterbehilfe konfrontiert," sagte einmal
em hoher schweizenscher Arztefunktionär; "je wenjger man davon s2!icht, um so besser" 183.

Selbst das Gespräch mit dem Patienten, dessen Autklärung über das-Risiko eigentlich unab­
dingbar ist, soll im allgemeinen nicht gesucht werden 184. InUnerhin ist es bemerkenswert daß
trotz der relativ hohen Akzeptanz aktiver Sterbehilfe bei Arzten Verurteilungen nach §216
StGB kaum zu verzeichnen smd. Jedenfalls gibt es keine Anhaltsp'unkte dafür, daß ein Arzt in
dieser Konstellation "mit der i;rimdlichsten rechtlichen Uberpnifung rechnen" müsse l85

• Be­
zeichnend ist auch die Bemerkung RudolfSchmitts, eines Kritikers der Norml86

, die gesetzli­
che Regelung der aktiv-indirekten Sterbehilfe würde nur "schlafende Hunde ... wecKen" 187.

174 Pius XII., Ansprache vom 24. Februar 1957; siehe auch Johannes Paul II., Über den Wert und die
Unantastbarkeit des menschlichen Lebens, 1995, S. 144 f.; Erklärung der Kongregation für die
Glaubenslehre zur Euthanasie vom 20. Mai 1980.

175 Thomas von Aquin, Summa theologica.
176 Anderer Ansicht nur Bockelmann, Strafrecht des Arztes, 1968, S. 25; Golt, AR 1980,321.
177 Siehe Binding, Die Normen und ihre Übertretung, Bd. II/2, 2. Auf!. 1916, S. 851 H.
178 Golt, AR 1980, 321; Möltering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 11 f.; Dölting, MedR 1987,

7.
179 Wesseis, Strafrecht BT/l, Rn. 26.
180 Herzberg, NJW 1986, 1640 Fn. 21; widerrufen in NJW 1996, 3048.
181 Engisch in Eser (Hrsg.), Suizid und Euthanasie als human- und sozialwissenschaftliches Problem, S.

319; ähnlich Hanack in Hiersche (Hrsg.), Euthanasie, 1975, S. 145 H.; Schreiber, NStZ 1986,341;
Schöch, NStZ 1997,411 Fn. 25; Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 23; siehe auch Verrel,
JZ 1996,227; anders aber Tröndle, ZStW 99 (1987),32 f.

182 Trockel, NJW 1975, 1440; 1443 f.
183 Fierz, zit. b. Gunzinger, Sterbehilfe und Strafgesetz, Diss. iur. Bern 1978, S. 165.
184 R. Schmitt, JZ 1986,620.
185 So aber Giesen, JZ 1990,936; wie hier Koch in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 19;

Hanack in Hiersche (Hrsg.), Euthanasie, S. 131; Schöch, NStZ 1997,409; siehe auch Kutzer, ZRP
1993,404.

186 Siehe nur Festschrift für Maurach, S. 113 H.
187 R. Schmitt, MDR 1986, 620.
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a) Sicher enpd.rtete Lebensaerkürzung

Dennoch - oder gerade deshalb - verwundert es nicht, daß einige bei sicherem Vor-

hersehen der ToJesbeschleunigung von der Strafbarkeit aktiv-indirekter Sterbehilfe

ausgehenrss; denn der Unterschied zur direkten liegt eigentlich nur.noch in der Dau-

er Jes Sterbens infolge der mehraktigen Schmerzmittelgabe (nicht ,,die" tödliche

Spritzerse!). Genaugenommen ist zumindest diese Konstellation aus dem Bereich der

altirren Sierbehilfe schlichtweg "hinausdefinieft" wordenleo; der Kriminologe Heinz

Schöch spricht von einer ,,gewohnheitsrechtlichen Ausnahme"tel. Allerdings liegt

nach deÄ, was wir oben für den .LKV-Fahrer-Fall" entvrickelt haben, bei dieser

Form aktiv-indirekter Sterbehilfe ebenfalls ein rechtfertigender Notstand gem?ß $
34 SIGB nahe: Die Abwägung eines kürzeren, aber schmerzfreieren Lebens gegen

ein langes, aber qualvoll.r L.b"tt wäre danach zuldssig, das Überwiegen des ersteren

durch äen \rillen des Todkranken belegt. Es stellte den geringstmöglichen Eingriff

dar: Gerade die hier gegebene Möglichkeit der Schmerzlinderung ist es ja, die diese

Konstellation der akiv-indirekten Sterbehilfe vom ,,LK\üfl-Fahrer-Fall" unterschei-

det.
problematisch ist die .Notstandslösung" allerdings dann, w.9nn der Sterbehelfer statt der b!9-
ffi"i:'iä;:äüä.'iö'ü;ai!-V.iRqä""gf,* quäY.olleq sterbens. mitleidend erhofft:
V.?tääää-ä;ä;--""äil;itün.nbllit.chtipreclring'er, daß.Ab;ick im eigentlichen Sinn
i;äblStti;; fl;;tttilrci-n-itit.Äi"t vorliegeri muß, reichi dalbloße.\(issen tün die Schmelz-
ffiää.iräääiätrli;ilÄ;"rtr"1;.i"äiNotrt"tides aus - m-it der Folge der Strafbarkeit gemäß $
)16 Siöf ;a;; **igttini ""ch Versuchsgrundsätzen re'.

b) Für möglich eracbtete Lebensaerkürzung

praktisch relevanter dürfte aber der Fall der vom Arzt lediglich für möglich erachte-

ten Lebensverkürzung schon deshalb sein, weil sich Arzte unwiderlegbar demenl

sprechend einlassen Jütft"tt re5. Hier scheint mir eine Verortung in die geltende-

öogmatik möglich zu sein, die sogar den objektiven Tatbestand entfallen ldßt - auf

d"tiVill.tt käme .s also gar nicht mehr an: Denn betrachtet man die Situation

einmal genau, fällt auf, daff sie sich in die Fallgruppe der ,,einverständlichen Fremd-

gefahrdirng" einordnen läßt re6; strukturell unterscheidet sich der Arzt, der mit lVil-

i.n d., Pali.nten das Leben gefährdende Schmerzmittel gibt, nicht von dem Fähr-

mann im ,,Memel-Fall", der auf Bitten eines Fahrgastes über den tosenden Fluß

setztteT,oder dem Chirurgen, der eine Risikooperation (nur) zur Leidensminderung

durchftihrt 1e8. Bei dieser fallgruppe, die ,noch weiterer dogmatischer Durchdrin-

gung ... harrt" lee, wird angenb-men, daß es im Falle des Erfolgseintritts an einer

Sorffalt.pflichtverletzung dem Gefährdeten gegenüber bzw. an der objektivenZu-

rechenbarkeit fehlt 2oc.

188 Strdtene)erth, SchwZStrR 95 (1978),80 f.; Arth. Kaufmann, MedR 1983, 122; siehe atch Scböch'
NSIZ 1997, 410 f.

f gf Si"h. abet Geilen,Euthanasie undSelbstbestimmung,.S. 22 f'
äoötti,Verh. 56. O1T, S. sz; Hanachin Hiersche ftIrsg.), Euthanasie, S' 146'
191. Scböch, NSIZ 1997,411.
1ü Säi"'Äi"i-H;)irh in L"'prig"r Kommentar, 1 1. Aufl . 1992, S 14 Rn 45 ff' mwN'
193 Siehe etwa BGH, MDR 1979, 1039.
1 94 Näher Scheflet, Jura 1993, 622 f't'
iss R. iit ^atiiz igtg,465i 467; Herzberg' NJ\ü 1986, t640t schöch, NSIZ 1997' 411
196 Siehe dazu iuch Weigend, ZSt\ü 98 (1986)' 69 ft.
197 RGSI 57,172.
i;b V*1.;;;il^is G"ilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S.23, Fn. 40 zur "kaschienen'aktiv-

inäirekten Euthanasie!
199 Roxin,Strafrecht ATl1, S 11 Rn. 110'
200 Näher Roxiz, Strafrecht ATl1' S 11 Rn. 105 11.
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a) Sicher erwartete Lebensverkürzung

Dennoch - oder gerade deshalb - verwundert es nicht, daß einige bei sicherem Vor­
hersehen der Todesbeschleunigung von der Strafbarkeit aktiv-indirekter Sterbehilfe
ausgehen188; denn der Unterschied zur direkten liegt eigentlich nur noch in der Dau­
er des Sterbens infolge der mehraktigen Schmerzmittelgabe (nicht "die" tödliche
SpritzeI89!). Genaugenommen ist zumindest diese Konstellation aus dem Bereich der
aktiven Sterbehilfe schlichtweg "hinausdefiniert" worden190; der Kriminologe Heinz
Schöch spricht von einer "gewohnheitsrechtlichen Ausnahme"191. Allerdings liegt
nach dem, was wir oben für den "LKW-Fahrer-Fall" entwickelt haben, bei dieser
Form aktiv-indirekter Sterbehilfe ebenfalls ein rechtfertigender Notstand gemäß §
34 StGB nahe: Die Abwägung eines kürzeren, aber schmerzfreieren Lebens gegen
ein langes, aber qualvolles Leben wäre danach zulässig, das Überwiegen des ersteren
durch den Willen des Todkranken belegt. Es stellte den geringstmöglichen Eingriff
dar: Gerade die hier gegebene Möglichkeit der Schmerzlinderung ist es ja, die diese
Konstellation der aktiv-indirekten Sterbehilfe vom "LKW-Fahrer-Fall" unterschei­
det.

Problematisch ist die "Notstandslösung" allerdings dann, wenn der Sterbehelfer statt der blo­
ßen Leidensmindemng sogar die Verkürzung cfes qualvollen Sterbens mitleidend erhofft:
Verlang! man mit der - umstrittenen l92

- Rechtsprechung193
, daß Absicht im eigentlichen Sinn

als subjektives Rechtfertigt}llgselement vorliegen muß, reicht das bloße Wissen um die Schmerz­
linderun~ nicht zur AnnahIDe eines Notstandes aus - mit der Folge der Strafbarkeit gemäß §
216 StGB oder wenigstens nach Versuchsgmndsätzen 194.

b) Für möglich erachtete Lebensverkürzung

Praktisch relevanter dürfte aber der Fall der vom Arzt lediglich für möglich erachte­
ten Lebensverkürzung schon deshalb sein, weil sich Ärzte unwiderlegbar dement­
sprechend einlassen dürften 195. Hier scheint mir eine Verortung in die geltende
Dogmatik möglich zu sein, die sogar den objektiven Tatbestand entfallen läßt - auf
den Willen käme es also gar nicht mehr an: Denn betrachtet man die Situation
einmal genau, fällt auf, daß sie sich in die Fallgruppe der "einverständlichen Fremd­
gefährdung" einordnen läßt 196; strukturell unterscheidet sich der Arzt, der mit Wil­
len des Patienten das Leben gefährdende Schmerzmittel gibt, nicht von dem Fähr­
mann im "Memel-Fall", der auf Bitten eines Fahrgastes über den tosenden Fluß
setzt197, oder dem Chirurgen, der eine Risikooperation (nur) zur Leidensminderung
durchführt 198. Bei dieser Fallgruppe, die "noch weiterer dogmatischer Durchdrin­
gung ... harrt" 199, wird angenommen, daß es im Falle des Erfolgseintritts an einer
Sorgfaltspflichtverletzung dem Gefährdeten gegenüber bzw. an der objektiven Zu­
rechenbarkeit fehlt 200.

188 Stratenwerth, SchwZStrR 95 (1978), 80 f.; Arth. Kaufmann, MedR 1983, 122; siehe auch Schöch,
NStZ 1997,410 f.

189 Siehe aber Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 22 f.
190 Otta, Verh. 56. DJT, S. 52; Hanack in Hiersche (Hrsg.), Euthanasie, S. 146.
191 Schöch, NStZ 1997,411.
192 Siehe dazu Hirsch in Leipziger Kommentar, 11. Auf!. 1992, § 34 Rn. 45 H. mwN.
193 Siehe etwa BGH, MDR 1979, 1039.
194 Näher Schelfler, Jura 1993, 622 H.
195 R. Schmitt, JZ 1979, 465; 467; Herzberg, NJW 1986, 1640; Schöch, NStZ 1997, 411.
196 Siehe dazu auch Weigend, ZStW 98 (1986), 69 ff.
197 RGSt 57,172.
198 Vgl. nochmals Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 23, Fn. 40 zur .kaschierten" aktiv­

inairekten Euthanasie!
199 Raxin, Strafrecht AT/I, § 11 Rn. 110.
200 Näher Raxin, Strafrecht AT/I, § 11 Rn. 105 H.
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Es könnte sogar darüber hinaus gefragt werden, ob nicht unterlassene aktiv-indi-
rekte Sterbehilfe eine Körperverletzung durch Unterlassen (bzw. unterlassene Hil-
feleistung) darstellen kann2c7, also ob sogar insoweit eine "Sterbehilfepflicht" be-
steht. Vährend man beim ,,LK\ü0-Fahrer-Fall" dies wohl eindeutig mangels Zumut-
barkeit verneinen kann, erscheint mir das bei sicher zu erwartender, vor allem bei
nur für möglich erachteter Lebensverkürzung als Nebenfolge der Schmerzmittel-
gabe naheliegender r08. Immerhin wird durch das Untätigbleiben des Arztes ein un-
nötig grausamer Tod herbeigeführt. Man bedenke unter diesem Gesichtspunkt die
'Worte 

des an Kehlkopftuberkulose gestorbenen Schriftstell ers Franz Ka/ka, mit de-
nen er zuletztvon seinem Arzt Morphium gefordert haben soll: ,, Töten Sie mich,
sonst sind Sie ein Mörder" 2ce.

Falls der Patient die vom Arzt darsereichten riskant dosienen Sch-erzmingl 5ellst sinnimmt,
lieer seitens des Arztes die Mitwiikung an einer vorsätzlichen Selbstsefährdung vor, die seit
def Aufsehen erresenden Vendune dei Rechtsprechuns im "Heroin-Fall" ebenTalls für straf-
los 6ehahen wird ffi. 

Pie Abgrenzriäg folgt hieidenselbän Regeln, die{ür die Unterscheidung
ctes surzrcles von der r onmg aut veflangetr etrtwrcKelt woroen slno'".

3. Passiae Sterbebilfe

Relativ unumstritten ist die Zuldssigkeit der passiven Sterbehilfe, also der Sterbehil-
fe durch lJntedassen. 83 o/o anon/m befragter Arzte wollen schon einmal einem
todkranken Patienten eine lebensnotwendige Behandlung vorenthalten haben 2r2,

kaum weniger Bundesbürger haben dies befürwortet r1r.

2Ol Eser in Schönhe/Schröder, vor $ 2 I 1 ff. Rn. 26r siehe auch Möllerinp, Schutz des Lebens - Recht auf
Sterben, S. l5 ff.; o. Dellingsbiusen, Sterbehilfe und Lebenserhaltu--ngspflicht des Arztes, S. 141.

202 Roxin, Strafrecht ATl1, S 11 Rn. 61.
201 Roxin, Strafrecht ATl1, S 11 Rn. 60.
204 Vel. Eser. lZ 1978.370 ff .
205 Si;he dazi Malleriinp. Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 10 f.
206 ledenfalls für die Rächtsprechung (seit RGSI 25,375), der hier und im folgenden gefolgt werden

ioll (vel. zu den Gründeir GeilenlEuthanasie und Selbstbestimmung, S. 11).
207 Yzl.'frocke[ NI\fl 1975, 1443 f .; Tröndle,ZStY/ 99 (1987),29; Giesen,Iz 1990,935 f .; Kutzer,ZRP

1993,404 {.; Verrel, MedR 1997, 250; siehe auch BGH, LM Nr. 6 zu $ 230 SIGB.
208 Siehe drzu Möllerinp, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 21 ff.
2o9 Brod, Über Franz K1{ka, 1974, S. 18.
210 BGFiST 32,262 (rnders noch BGH, NSIZ 1981,350).
211 Lackner/Kürl, SiGB, 22. Atfl.. 1997,vor S 211 Rn. 12 a.E.
212 Süddeutsche Zeituns vom 4. August 1994,5.24.
213 Näher Koch in Eser/Kocl (Hrsg.f, Materialien zur Sterbehilfe, S. 71.
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Diese Lösung kommt der des Freiburger Strafrechtslehrers Albin Esers nahe, für den ein Fall
des l'erlaubten Risikos" vorlierzol. Versteht man diese Rechtsfigt!r, deren "Ausarbeitung ...
nocn in den Anfängen steht"ZO ,jedoch mit Roxin so, daß sie ein"erhalten oetrifft, das zwar
ein rechtlich relevantes Risiko schafft aber unabhängig von einer konkrete~ Zustimmung
des Gefährdeten generell erlaubt istZ03 (z.B. den Regeln gemäßes Grätschen beun Fußballspie­
lenZQ.4), ergibt sicli für sie im Bereich der aktiv-indirekten Sterbehilfe lediglich ein eher gerin­
ger Anwendungsbereich: Die Lebensverkürzung wäre (nur) dann schon wegen erlaubten Ri­
Sikos objektiv tatbestandslos, wenn sich bei oranungsgemäßer Anwendung die generellen
Risiken des "Beipackzettels" - erwünscht oder nicht - realisierten, nicht aDer mehr, wenn
individuell höher an der Stärke der Schmerzen ausgerichtet dosiert wird.. was aufgeund des
Gewöhnungseffekts schnell der Fall sein kannZ05. Einwilli~gsmängelll:önnten älso beim
erlaubten Risiko im Unterschied zur einverständlichen FremdgefährdUng allenfalls die Straf­
barkeit wegen Körperverletzung (pikser der Spritze!)206 auslösen, nicht aber die wegen eines
Tötungsdeliktes.

Es könnte sogar darüber hinaus gefragt werden, ob nicht unterlassene aktiv-indi­
rekte Sterbehilfe eine Körperverletzung durch Unterlassen (bzw. unterlassene Hil­
feleistung) darstellen kann207

, also ob sogar insoweit eine »Sterbehilfepflicht" be­
steht. Während man beim "LKW-Fahrer-Fall" dies wohl eindeutig mangels Zumut­
barkeit verneinen kann, erscheint mir das bei sicher zu erwartender, vor allem bei
nur für möglich erachteter Lebensverkürzung als Nebenfolge der Schmerzmittel­
gabe naheliegender 108. Immerhin wird durch das Untätigbleiben des Arztes ein un­
nötig grausamer Tod herbeigeführt. Man bedenke unter diesem Gesichtspunkt die
Worte des an Kehlkopftuberkulose gestorbenen Schriftstellers Pranz Kafka, mit de­
nen er zuletzt von seinem Arzt Morphium gefordert haben soll: " Töten Sie mich,
sonst sind Sie ein Mörder" 209.

Falls der Patient die vom Arzt dargereichten riskant dosierten Schmerzmittel selbst einnimmt,
liegt seitens des Arztes die Mitwirkung an einer vorsätzlichen Selbst~fährdung vor}..die seit
der Aufsehen erre1?oenden Wendung der Rechtsprechung im "Heroin-Fall" ebenlalls tür straf­
los gehalten wird . Die Abgrenzung folgt hier denselben Regeln, die für die Unterscheidung
des ~uizides von der Tötung auf Ver1angen entwickelt worden sind ZII.

3. Passive Sterbehilfe

Relativ unumstritten ist die Zulässigkeit der passiven Sterbehilfe, also der Sterbehil­
fe durch Unterlassen. 83 % anonym befragter Ärzte wollen schon einmal einem
todkranken Patienten eine lebensnotwendige Behandlung vorenthalten haben 212,

kaum weniger Bundesbürger haben dies befürwortet 1I3.

201 Eser in Schönke/Schröder, vor § 211 H. Rn. 26; siehe auch Möllering, Schutz des Lebens· Recht auf
Sterben, S. 15 H.; v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Lebenserhaltungspflicht des Arztes, S. 141.

202 Roxin, Strafrecht AT/I, § 11 Rn. 61.
203 Roxin, Strafrecht AT/I, § 11 Rn. 60.
204 Vgl. Eser, JZ 1978, 370 H.
205 Siehe dazu Möllering, Schutz des Lebens· Recht auf Sterben, S. 10 f.
206 Jedenfalls für die Rechtsprechung (seit RGSt 25,375), der hier und im folgenden gefolgt werden

soll (vgl. zu den Gründen Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 11).
207 Vgl. Trockel, NJW 1975, 1443 f.; Tröndle, ZStW 99 (1987),29; Giesen, JZ 1990, 935 f.; Kutzer, ZRP

1993,404 f.; Verrel, MedR 1997,250; siehe auch BGH, LM Nr. 6 zu § 230 StGB.
208 Siehe 4ilZU Möllering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 21 H.
209 Brod, Uber Franz Kafka, 1974, S. 18.
210 BGHSt 32, 262 (anders noch BGH, NStZ 1981,350).
211 Lackner/Kühl, StGB, 22. Aufl. 1997, vor § 211 Rn. 12 a.E.
212 Süddeutsche Zeitung vom 4. August 1994, S. 24.
213 Näher Koch in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 71.
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Passive Sterbehilfe ist erundsätdich direkte Sterbehilfe. -Passiv-indirekt" ist sie eiqentlich nur
in d_er For_m denkbaridall lebensverlä"gemde Behandlung etwa wegen bewußiseins-beein-
trächtigender Nebeni'irkungen unterlas"sen wird.

a) L e bens be dro b end Er krankte

Die Zuldssigkeit versteht sich zunächst einmal von selbst fur den Bereich, in dem ein
Erkrankter eine lebensnotwendige Behandlung zurückweist. Hier kann man eigent-
lich kaum noch von Sterbehilfe sprechen.

Tvoisches Beisoiel hierfür wären etwa Zeueen Tehovas. die eine benötigte Bluttransfusion aus
relieiösen Grüäden ablehnen. Ein weitere"s, äüßerst tiagisches Exemöel ist das Sterben des
schfreizerischen Strafrechtsorofessors Peter No//. der ein tlreivienel lahir vor seinem Tod 1982
von seiner Krebserkrankuni erfuhr^und jegligh.e Berh,andlung verw-eigerte, um sein Sterben,
über das er ein Buch schriebl bewußt mit2üerleben

Behandelte hier der Arzt dennoch, käme strafbare Körperverletzung in Betracht.

$ 34 SIGB könnte ihn nicht rechtfertigen. Umgekehrt wiederum kann sein Nichts-
tun ihn nicht in die Gefahr der Bestrafung wegen lJnterlassens führen. (Daß nichts
anderes beim Eintritt der Bewußtlosigkeit gilt, wenn er aufgrund des !üillens des
Patienten weiter untätig bleibt, haben wir im Zusammenhang mit der Sterbe-
begleitung schon erörtert.)

Dies ist formal Ausdruck des Selbstbestimmungsrechts eines ieden Menschen, materiell Aus-
fluß der Erkenntnis. da{J, mit dem BGH im .fiIvom-Fall" säsprochen, ,ein selbst lebensge-
fdhrlich Kranker ... iriftiee Gründe haben lkannl eine Opeiation abzulehnen, auch wenn er
durch sie und nur durch"sie von seinem Le-iden Sefreit w'erden könnte"2rs. Dennoch besteht
ein se$/isser Vidersoruch zum strikten Verbot der aktiven Sterbehilfe selbst in den ,,Bilanz-
fillä". we.. dem Ärzt eine -oassive Sterbehilfepflicht" sosar in den Konstellationen aufer-
lest.üi'rd. in denen der Behandlungsverzicht unüberlegt ist2E. Ein Beispiel wäre der berichte-
t.Tall .iri.s 2lidhrieen. der sich aui Liebeskummer in äen Kopf schoß irnd ,bei völlig klarem
Bewußtsein" (fl einä Oberation ablehnte2'7. In der Praxis - so ajuch in diesem Fall - Iösisich der
Viderspruch'räeelmä{fie dadurch auf, daß der Arzt dennoch behandelt - und der Gerettete
hinterh^er froh iit und nicht zum Staatsanwalt läuft.

b) Sterbende

Ab Beginn des Sterbeprozesses, also wenn "die Krankheit oder die traumatische
Schädigung irreversibel ist und trotz Behandlung in absehbarer ZeitzumTode ftih-
ren wird" r1s, wird passive Sterbehilfe heute allgemein zugelassen r1e. Auf den Villen
des Sterbenden soll es dann überhaupt nicht mehr ankommen 2c1 "einseitige Sterbe-
hilfec 211. So formuliert etwa die entsprechende Richtlinie der Bundesärztekammer3x,
daß "beim Sterbenden, einem dem Tode nahe Erkrankten oder Verletzten, bei dem
das Grundleiden mit infauster Prognose einen irreversiblen Verlauf genommen hat
und der kein bewußtes und umweltbezogenes Leben mit eigener Persönlichkeits-
gestaltung" mehr führen können wird, die Lebensverlängerungsverpflichtung des

214 Noll, Diktate über Sterben 8c Tod, 1984.
215 BGHST 11.  111 (1 14)t  ähnl ich BGHZ 90,  103 (105 f . ) .
216 So auch R. MeÄel iÄ Hesselmann/Merhel (Hris.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 90 f.; ähnlich

Verrel,lZ 1996,230; vgllauch BGH, NJtü(/ 198-l; 350.
277 lVacbsmuth. DM\ü 1982. 1527.
218 So die schweizerischen medizinisch-ethischen Richtlinien {ür die ärztliche Betreuung sterbender

und zerebral schwerst geschädigter Patienten, NI\ü 1996,768.
219 Siehe BGHST 37, 376; Xnderer Ansicht nur Bochälmann Strafrecht des Arztes, 1968, S. I 14.
220 Siehe Otto, GK Strafrecht - Die einzelnen Delikte, 4. Aufl. 1995, S 6 Il 3 c; Koch.ht. Lutterotti,

DMW 1987, 1597 ff .; tA. Rieger, DM\f 1987, 565.
221 Kocb/o. Lutterotti. DM\f 1987. 1598.
222DÄBL 1979.e57. '
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passive Sterbehilfe ist grundsätzlich direkte Sterbehilfe',rPassiv-indirekt" ist sie eigentlich nur
rn der Form denkbar, daß lebensverlängemde BehanOJ.ung etwa wegen bewußtseins-beein­
trächtigender Nebenwirkungen unterlassen wird.

a) Lebensbedrohend Erkrankte

Die Zulässigkeit versteht sich zunächst einmal von selbst für den Bereich, in dem ein
Erkrankter eine lebensnotwendige Behandlung zurückweist. Hier kann man eigent­
lich kaum noch von Sterbehilfe sprechen.

Typisches Beispiel hierfür wären.etwa ZeugenJehovas, die eine benötigte Bluttransfusion aus
religiösen Gründen ablehnen. Ern weiteres, äUßerst tragisches Exempel ist das Sterben des
schweizerischen Strafrechtsprofessors Peter Noll, der ein areiviertel Jalir vor seinem Tod 1982
von seiner Krebserkrankung erfuhr und jegliche Behandlung verweigerte, um sein Sterben,
über das er ein Buch schrieo, bewußt mitzuerleben 214.

Behandelte hier der Arzt dennoch, käme strafbare Körperverletzung in Betracht.
§ 34 StGB könnte ihn nicht rechtfertigen. Umgekehrt wiederum kann sein Nichts­
tun ihn nicht in die Gefahr der Bestrafung wegen Unterlassens führen. (Daß nichts
anderes beim Eintritt der Bewußtlosigkeit gilt, wenn er aufgrund des Willens des
Patienten weiter untätig bleibt, haben wir im Zusammenhang mit der Sterbe­
begleitung schon erörtert.)

Dies ist formal Ausdruck des Selbstbestimmunzsrechts eines jeden Menschen, materiell Aus­
fluß der Erkenntnis, daß, mit dem BGH im »M~om-Fall" gesprochen ein selbst lebensge­
fährlich Kranker ... triftige Gründe haben [kann , eine Operation abz~e};:;:en, auch wenn er
durch sie und nur durch sie von seinem Leiden efreit werden könnte"215. Dennoch besteht
ein gewisser Widerspruch zum strikten Verbot der aktiven Sterbehilfe selbst in den »Bilanz­
fällen", wenn dem Arzt eine »passive Sterbehilfepflicht" s0\l,ar in den Konstellationen aufer­
legt wird, in denen der Behandlungsverzicht unüberlegt ist2 . Ein Beispiel wäre der berichte­
te""Fall eines 21.iährigen, der sich aus Liebeskummer in aen Kopf schoß und »bei völlig klarem
Be:wußtsein" (I) eine Qperation ablehnte217• In der Praxis - so auch in diesem Fall-löst sich der
Widerspruch regelmäfrtg dadurch auf, daß der Arzt dennoch behandelt - und der Gerettete
hinterlier froh ist und filcht zum Staatsanwalt läuft.

b) Sterbende

Ab Beginn des Sterbeprozesses, also wenn »die Krankheit oder die traumatische
Schädigung irreversibel ist und trotz Behandlung in absehbarer Zeit zum Tode füh­
ren wird" 218, wird passive Sterbehilfe heute allgemein zugelassen 219. Auf den Willen
des Sterbenden soll es dann überhaupt nicht mehr ankommen 220; »einseitige Sterbe­
hilfe" 221. So formuliert etwa die entsprechende Richtlinie der Bundesärztekammer222

,

daß »beim Sterbenden, einem dem Tode nahe Erkrankten oder Verletzten, bei dem
das Grundleiden mit infauster Prognose einen irreversiblen Verlauf genommen hat
und der kein bewußtes und umweltbezogenes Leben mit eigener Persönlichkeits­
gestaltung" mehr führen können wird, die Lebensverlängerungsverpflichtung des

214 Noll, Diktate über Sterben & Tod, 1984.
215 BGHSt 11, 111 (114); ähnlich BGHZ 90, 103 (105 f.).
216 So auch R. Merkel in Hegselmann/Merkel (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 90 f.; ähnlich

Verrel, JZ 1996, 230; vgl. auch BGH, NJW 1983,350.
217 Wachsmuth, DMW 1982, 1527.
218 So die schweizerischen medizinisch-ethischen Richtlinien für die ärztliche Betreuung sterbender

und zerebral schwerst geschädigter Patienten, NJW 1996,768.
219 Siehe BGHSt 37, 376; anderer Ansicht nur Bockelmann, Strafrecht des Arztes, 1968, S. 114.
220 Siehe Qtto, GK Strafrecht - Die einzelnen Delikte, 4. Auf!. 1995, § 6 11 3 c; Koch/v. Lutterotti,

DMW 1987, 1597 H.; a.A. Rieger, DMW 1987,565.
221 Ko.rh/v. Lutterotti, DMW 1987, 1598.
222 DABI. 1979,957.
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Arztes endet. Dies dürfte Konsens weit über die Bundesrepublik hinaus sein, scheint

es doch so, als wenn die unbedingte Sterbeverlängerung mit allen Mitteln der Medi-

zin das zweifelhafte Privileg für unersetzlich gehaltener Regenten ist (Franco, Mao,

Tito, Deng). Selbst Jobannes Paul II. erkennt die passive Sterbehilfe an; sie sei "Aus-
druck daftir, daß die menschliche Situation angesichts des Todes akzeptiert wird(22r.

Zumindest hier wird das &atholische) Dosma von der Heiligkeit des Lebens durch den Glau-
ffi;ä-üG;;pi.ti, a"n äs dem Men'schefi verwehrt sei, sich "Gones,Plan"- zu widerset4gn,
konkret dso riit Hilfe der Medizin gegen den "\(illen Goqes" anzukämpfen - eine Auftas-
sung, die etwa die eben erwähnten Zäu-gen Jehovas weilaus konsequenter vertreten.

Eine juristische Begründung ftir das Sterbenlassendürfen zu finden, ist nicht leicht.

Der immer wieder genannte Satz, die Behandlungspflicht ende dann, wenn das Rechts-

gut nicht mehr rettbar sei :24, steht ja gerade im \ü(iderspruch dtzu, daß wir eine

solche ,,Rettung" ansonsten schon bei jeglicher Lebensverlängerung annehmen. Dies

kann man auch nicht durch die Argumentation verbrämen, man verlängere "eigent-
lich nicht mehr das Leben, sondern nur noch die Leiden des Sterbens" 225. Auch die

Floskel, eine Behandlung sei nun dem Arzt nicht mehr zumutbar 226, ist fragwürdig:

\üird das Lebensrecht überwogen von dem Interesse des Arztes, von Zumutungen

verschont zu bleiben :r7) Am ehesten ist es wohl möglich, die Strafbarkeit wegen

eines Tötungsdeliktes mit der Entsprechensklausel in $ 13 SIGB zu verneinen :2s -

was freilich nicht nur bedeuten würde, daß passive Sterbehilfe beim Sterbenden

Unrecht bliebe, sondern auch, daß immer noch eine Bestrafung wegen unterlasse-

ner Hilfeleistung (S 323c SIGB) im Raum stünde 22e.

c) Irreuersibel Beuuftlose

Die ,,liberale" Haltung zur passiven Sterbehilfe gegenüber Sterbenden 12ßt freilich
ein Problem völlig unberührt: Vor allem durch die Reanimationsmedizin, die in

den letzten Jahrzehnten ungeahnte Fortschritte gemacht hat, gelingt es häufig, etwa
Opfer von Verkehrsunfdllen oder Herzinfarkten am Leben zu halten um den Preis
irreversibler, schwerster Hirnschädigungen, die dazu führen, daß die Patienten, re-
duziert auf die Stammhirnfunktionen, auf Dauer bewußtlos im Koma liegen; es sind
schon Übedebenszeiten von 37 und 41 Jahren beobachtet worden 2jc. Diese Patien'
ten befinden sich einerseits noch nicht im Sterben, haben aber andererseits unwider-
ruflich jegliche Reaktions- und Kommunikationsfähigkeit sowie jede Möglichkeit
weiterer Selbstwahrnehmung und Selbstverwirklichung verloren. Sie leben - aber

sie erleben nicht:rr. Auch das Schmerzempfinden ist (allem \üüissen nach) erloschen,
so daß auch der ,,Ausweg" der aktiv'indirekten Sterbehilfe verbaut ist'

223 [ohannes Parl II,über den \fen und die Unantastbarkeit des Lebens, S. 144.
224 So etwa lY?ssek,strtlrecht BTl1, Rn. 30.
225 Hirsch, Festschrift 6iir Lachner,1987, S. 598.
2265o etwrEser in Schönhe/Schröder,vor $$ 2ll ff. Rn. 29.
227 R. Merhel in Hepselmann/Merkel (Hrse.), Zur Debatte über Euthanasie' S. 98.
228 Mauracb,/Schroider, Strafrecht BT/1, 5'i n". +O; siehe auch R. Schtnitt, lZ 1979, 466; Möllering,

Schutz des Lebens - Recht auf Sterbe", S. e0 f.; Simson, Festschrift f:d'r Schu)inge,S.99.
229Ysl .  BGHST i4,213 (216);JR 1956,347;NJ\r  1961, 1981(1982)-
230 R:Merhel,ZSIYI 107 (1995),557 Fn. 35.
23r R. Merkel,ZSt\l r07 (1995),571.
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Arztes endet. Dies dürfte Konsens weit über die Bundesrepublik hinaus sein, scheint
es doch so, als wenn die unbedingte Sterbeverlängerung mit allen Mitteln der Medi­
zin das zweifelhafte Privileg für unersetzlich gehaltener Regenten ist (Franco, Mao,
Tito, Deng). Selbst ]ohannes Paul IL erkennt die passive Sterbehilfe an; sie sei "Aus­
druck dafür, daß die menschliche Situation angesichts des Todes akzeptiert wird"221.

Zumindest hier wird das (katholische) Dogma von der Heiligkeit des Lebens durch den Glau­
benssatz überspielt, daß es dem Menschen verwehrt sei, sich "Gottes Plan" zu widersetzen,
konkret also mit Hilfe der Medizin gegen den"Willen Gottes" anzukämpfen - eine Auffas­
sung, die etwa die eben erwähnten Zeugen Jehovas weitaus konsequenter vertreten.

Eine juristische Begründung für das Sterbenlassendürfen zu finden, ist nicht leicht.
Der immer wieder genannte Satz, die Behandlungspflicht ende dann, wenn das Rechts­
gut nicht mehr rettbar sei 124, steht ja gerade im Widerspruch dazu, daß wir eine
solche "Rettung" ansonsten schon bei jeglicher Lebensverlängerung annehmen. Dies
kann man auch nicht durch die Argumentation verbrämen, man verlängere "eigent­
lich nicht mehr das Leben, sondern nur noch die Leiden des Sterbens" 225. Auch die
Floskel, eine Behandlung sei nun dem Arzt nicht mehr zumutbar 226, ist fragwürdig:
Wird das Lebensrecht überwogen von dem Interesse des Arztes, von Zumutungen
verschont zu bleiben 127? Am ehesten ist es wohl möglich, die Strafbarkeit wegen
eines Tötungsdeliktes mit der Entsprechensklausel in § 13 StGB zu verneinen 22S ­
was freilich nicht nur bedeuten würde, daß passive Sterbehilfe beim Sterbenden
Unrecht bliebe, sondern auch, daß immer noch eine Bestrafung wegen unterlasse­
ner Hilfeleistung (§ 323c StGB) im Raum stünde 229.

c) Irreversibel Bewußtlose

Die "liberale" Haltung zur passiven Sterbehilfe gegenüber Sterbenden läßt freilich
ein Problem völlig unberührt: Vor allem durch die Reanimationsmedizin, die in
den letzten Jahrzehnten ungeahnte Fortschritte gemacht hat, gelingt es häufig, etwa
Opfer von Verkehrsunfällen oder Herzinfarkten am Leben zu halten um den Preis
irreversibler, schwerster Hirnschädigungen, die dazu führen, daß die Patienten, re­
duziert auf die Stammhirnfunktionen, auf Dauer bewußtlos im Koma liegen; es sind
schon Überlebenszeiten von 37 und 41 Jahren beobachtet worden 230. Diese Patien­
ten befinden sich einerseits noch nicht im Sterben, haben aber andererseits unwider­
ruflich jegliche Reaktions- und Kommunikationsfähigkeit sowie jede Möglichkeit
weiterer Selbstwahrnehmung und Selbstverwirklichung verloren. Sie leben - aber
sie erleben nicht 211. Auch das Schmerzempfinden ist (allem Wissen nach) erloschen,
so daß auch der "Ausweg" der aktiv-indirekten Sterbehilfe verbaut ist.

223 ]ohannes Paut H, Über den Wert und die Unantastbarkeit des Lebens, S. 144.
224 So etwa Wessets, Strafrecht BT/1, Rn. 30.
225 Hirsch, Festschrift für Lackner, 1987, S. 598.
226 So etwa Eser in Schönke/Schröder, vor §§ 211 H. Rn. 29.
227 R. Merket in Hegsetmann/Merket (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, S. 98.
228 Maurach/Schroeder, Strafrecht BT/1, § 1 Rn. 40; siehe auch R. Schmitt, TZ 1979,466; Möllering,

Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 60 f.; Simson, Festschrift für Schwinge, S. 99.
229 Vgl. BGHSt 14,213 (216);JR 1956,347; NJW 1961,1981 (1982).
230 R. Merket, ZStW 107 (1995), 557 Fn. 35.
231 R. Merket, ZStW 107 (1995), 571.
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Ein berühmtes Beispiel. das in den USA Tustizseschichte seschrieben hat232, ist der ,Fall Karen
Ann Ouinlan". Diö iuiee Frau erlitt 1975 m-rndestens äwei Atemstillstdnde von ieweils 15
Minurän und befandsic6 daraufhin 10 Tahre im Koma, bis sie verstarb. Ihr Vater hane beim

lgpl*.,9gYtYg"_ry:YJ:iTt-tg.g". äY,t^9h,Cjrt:17t,daß die künstliche Beatmung eingestellt
weiden dürfe; wider Erwa-nen genügte dies jädoch nicht, sie sterben zu lassen2

Freilich ist hier zu beachten, daß immer wieder berichtet wird, wie keine Reak-

tionen mehr zeigende Hirngeschädigte plötzlich nachJahren wieder "aufwachenc2i4,
Allerdings mag regelmäßig nicht eine Regenerierung von Hirnzellen, sondern ein

vermeidbarer diagnostischer Fehler bei der Einstufung als irreversibel komatös vor-

gelegen haben; im übrigen ist zu bemerken, daß dem Aufwachen in aller Regel nur

ein Dahindämmern in schvrerster Behinderung folgt235.

So hatte sich vor eut 20 Tahren die Züricher Staatsanwaltschaft im "Fatl Haemmerli'u.a. mit
ai* FAt i" UescEfftie.ä. daß eine Patientin nach 14 Tagen Entzris (kalorienhaltiger) Nah-
rune *völlie überrasct'end aus ihrem teilnehmslosen Zust-and" erwaihte und nach Essöq ver-
lÄf',ä'".Läehierwohl ein krasserKunstfehlervor, mag derbekannte englischeFall ,Anthony
Blaäd" nachäenklicher stimmen: Bhnd seriet senauso-wie ein iunger Mann namens Andrqw
Di"iit ipti i- n"AUdn"dion .rron Hißboroüeh bei einer Mässeäpanik unter die Füße der
Zuschauer. Beide erlitten schwere Verletzungeä, die Sauerstoffzuhrhr zum Gehirn wurdi
unterbrochen: sie fielen ins Koma. DieEltem"Aithon'y Bhnds erstritten 1993 vor dem briti-
schen Oberhius als oberstem Gericht. daß sie ihren Sähn sterben lassen durften 2t7. Andreu-Däi"t-*^ihle 

t9i7 wieder auf ... 23s Freilich ist auch hier zu bemerken, daß Bknds Hirn-
schädigung schlimmer, sein Koma tiefer gewesen sein soll.

ad) Mutnx aßliclt er Ste r be uun s ch

In einer aufsehenerregenden Entscheidung (,Kemptener Fall") bezüglich einer Kran-

ken mit apallischem Syndrom (,,\üachkoma") hat der 1. Strafsenat des BGH vor

einiger Zeit entschieden :3e, daß bei einem unheilbar kranken, nicht mehr

entscheidungsfähigen Patienten ein Behandlungsverzicht entgegen den Richtlinien

der Bundesärztekammer auch schon vor Beginn des Sterbevorganges unternommen

werden dürfe; wegen der fehlenden Todesnähe handele es sich jedoch nicht um "Ster-
behilfe im eigentlichen Sinn". Voraussetzung sei, daß ein sorgfältig zu ermittelnder

diesbezüglicher mutmafilicher \ü/ille des Patienten vorliege. Der BGH betont, daß

an die Voraussetzungen für die Annahme eines mutmaßlichen Villens zum Sterben

,,strenge Anforderungen" zu stellen seien; es komme hierzu vor allem auf frühere

mündliche oder schriftliche Außerungen (sog. Patiententestament) des Kranken, seine

religiöse Überzeugung, seine sonstigen persönlichen Vertvorstellungen, seine alters-

bedingte Lebenserwartung oder das Erleiden von Schmerzen an. Der BGH sieht

also die Problematik des Sihlusses auf den aktuellen Sterbewillen aus früheren Au-

ßerungen "0, ,... wie kann ich heute wissen, ob ich, wenn ich einmal im Apparat
liege, nicht plötzlich ... unfeige Hoffnung habe?" fragle der Schriftsteller Max Friscb

in seiner .Rede an Arztinnen und Arzte" 2ar.

232 Siehe ",r 4.- 1h"]ich gelagenen leading case "Nancy Cruzan" Duorkiz, Die Grenzen des Lebens,
1993 / e4,s. 2a7 ff .; 27ö ff .

233 Ndher lVeisend/Küschner in Eser/Koch (Hrse.), Materialien zur Sterbehilfe, S' 673 f ';712 ff
234 Srehe Schrefuerin Botthe/Frische/Huber/Schröiler, Lebensverlängerung aus medizinischer, ethischer

und rechtlicher Sicht, 1995, S. 136 f.
235 Siehe d*zu Mmzel in Auer/Menzel/Eser, Zwischen Heilauftrag und Sterbehilfe , 1977, S. 63 If .
236 Einstellunqsverfüzung der Staatsanwaltschaft des Kantons Ztriäh, zit. b. Heinein Eser/KocD (Hrsg.),

Materialieä zur Sierbähilfe, S. 615.
237 Näher Dutorkin,Die Grenzen des Lebens, 5.259 f .;288.
238 Märkische Oderzeitung vom 27./28. März 1997, S. 8.
239 BGHST 40.257.
240 Siehe drzrRoxin,Strafrecht ATl1, S 18 Rn. 25.
241 Frankfuner Allgemeine Zeitung vom 5. Januar 1985, Beilage .Bilder und Zeiten".
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Ein berühmtes Beispiel, das in den USA lustizgeschichte geschriebenhat232
, ist der "Fall Karen

Ann Quinlan". Die junge Frau erlitt 1~75 mmdestens zwei Atemstillstände von jeweils 15
Minuten und befand sich daraufhin 10 lahre im Koma, bis sie verstarb. Ihr Vater liatte beim
Supreme Court von New Jersey sogar aurch,gesetzt, daß die künstliche Beatmung eingestellt
werden dürfe; wider Erwarten genugte dies Jedoch nicht, sie sterben zu lassen213•

Freilich ist hier zu beachten, daß immer wieder berichtet wird, wie keine Reak­
tionen mehr zeigende Hirngeschädigte plötzlich nach Jahren wieder "aufwachen"234.

Allerdings mag regelmäßig nicht eine Regenerierung von Hirnzellen, sondern ein
vermeidbarer diagnostischer Fehler bei der Einstufung als irreversibel komatös vor­
gelegen haben; im übrigen ist zu bemerken, daß dem Aufwachen in aller Regel nur
ein Dahindämmern in schwerster Behinderung folgt23S.

So hatte sich vor gut 20 Jahren die Züricher Staatsanwaltschaft im "Fall Haemmerli" u.a. mit
dem Fall zu beschäftigen, daß eine Patientin nach 14 Tagen Entzug (kalorienhalti,ger) N ah­
rung "völlig überrascliend aus ihrem teilnahmslosen Zustand" erwachte und nach Essen ver­
langte 236. La~hier wohl ein krasser Kunstfehler vor, mag der bekannte englische Fall "Anthony
Bland" nachaenklicher stimmen: BlaruJ.geriet genauso wie ein junger Mann namens Andrew
Divine 1989 im Fußballstadion von Hilrsborough bei einer Massenpa,nik unter die Füße der
Zuschauer. Beide erlitten schwere Verletzungen, die Sauerstoffzutuhr zum Gehirn wurde
unterbrochen; sie fielen ins Koma. Die Eltern Anthony Blands erstritten 1993 vor dem briti­
schen Oberhaus als oberstem Gericht, daß sie ihren Sohn sterben lassen durften 237. Andrew
Divine wachte 1997 wieder auf ... 238 Freilich ist auch hier zu bemerken, daß Blands Hirn­
schädigung schlimmer, sein Koma tiefer gewesen sein soll.

aa) Mutmaßlicher Sterbewunsch

In einer aufsehenerregenden Entscheidung ("Kemptener Fall") bezüglich einer Kran­
ken mit apallischem Syndrom ("Wachkoma") hat der 1. Strafsenat des BGH vor
einiger Zeit entschieden 239, daß bei einem unheilbar kranken, nicht mehr
entscheidungsfähigen Patienten ein Behandlungsverzicht entgegen den Richtlinien
der Bundesärztekammer auch schon vor Beginn des Sterbevorganges unternommen
werden dürfe; wegen der fehlenden Todesnähe handele es sich jedoch nicht um "Ster­
behilfe im eigentlichen Sinn". Voraussetzung sei, daß ein sorgfältig zu ermittelnder
diesbezüglicher mutmaßlicher Wille des Patienten vorliege. Der BGH betont, daß
an die Voraussetzungen für die Annahme eines mutmaßlichen Willens zum Sterben
"strenge Anforderungen" zu stellen seien; es komme hierzu vor allem auf frühere
mündliche oder schriftliche Äußerungen (sog. Patiententestament) des Kranken, seine
religiöse Überzeugung, seine sonstigen persönlichen Wertvorstellungen, seine alters­
bedingte Lebenserwartung oder das Erleiden von Schmerzen an. Der BGH sieht
also die Problematik des Schlusses auf den aktuellen Sterbewillen aus früheren Äu­
ßerungen 240: " ... wie kann ich heute wissen, ob ich, wenn ich einmal im Apparat
liege, nicht plötzlich ... unfeige Hoffnung habe?" fragte der Schriftsteller Max Frisch
in seiner "Rede an Ärztinnen und Ärzte" 241.

232 Siehe zu dem ähnlich gelagerten leading case "Nancy Cruzan" Dworkin, Die Grenzen des Lebens,
1993/94, S. 247 H.; 270 H.

233 Näher Weigend/Küschner in Eser/Koch (Hrsg.), Materialien zur Sterbehilfe, S. 673 f.; 712 H.
234 Siehe Schreiber in Bottke/Fritsche/Huber/Schreiber, Lebensverlängerung aus medizinischer, ethischer

und rechtlicher Sicht, 1995, S. 136 L
235 Siehe dazu Menzel in Auer/Menzel/Eser, Zwischen Heilauftrag und Sterbehilfe, 1977, S. 63 ff.
236 Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft des Kantons Zürich, zit. b. Heine in Eser/Koch (Hrsg.),

Materialien zur Sterbehilfe, S. 615.
237 Näher Dworkin, Die Grenzen des Lebens, S. 259 L; 288.
238 Märkische Oderzeitung vom 27./28. März 1997, S. 8.
239 BGHSt 40, 257.
240 Siehe dazu Roxin, Strafrecht AT/1, § 18 Rn. 25.
241 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5. Januar 1985, Beilage "Bilder und Zeiten".



Nur so läßt sich auch erklären. in Fällen insbesondere des Patiententestaments nicht von
einem ausdrücklich eeäußerten lVillen auszueehen. was eieentlich. sieht man sich die allee-
meine Doematik an."beim Fehlen eines \(ideirufes'anzunelhmen iäre2a2. Denn ähnlich #iemeine Doematik anSeim Fehlen eines \(ide?rufes'anzunelhmen wäre2a2. Denn ähnlich #ie
lrn qngeklhnen Fall,.wenn also ftir eine wirks"-e aFsdrückliqhe Einwilligung in eine Be-
handluäe die entsprechende (ärztliche) Aufklärune erfolgen muß, kann man-ardirmentieren,
daß. eine-(Sterbg)Villensäul!!rung,.uirb.eraten etia.duröhlVlcdiziner oder Th-e^ologe.n, our

S ter be h i lfe m it Sy stem !

testamente
von der

"'.hl-J"iäuä-ul

hat, nicht ausräurien.

Man muß darüber hinaus problematisieren, ob der BGH nicht den falschen An-
satzpunkt gewählt hat, das Pferd quasi vom Schwanz her aufzäumt: Indem er nach
dem mutmaßlichen Villen zum Behandlungsabbruch sucht, übergeht er das Pro-

blem, ob denn überhaupt ein mutmafllicher Ville zur (\üTeiter)Behandlung besteht:as.
Diese Frage muß sich insbesondere deshalb stellen, weil der BGH an den mutmaßli-

chen \üillen für einen Behandlungsabbruch ,strenge Anforderungen" stellen will,

also im Falle eines non liquet oder eines lediglich "wahrscheinlich mutmaßlichen
\flillens" die Behandlung fortsetzen lassen will. \(ürde er in diesen Fillen die logisch
vorrangige Frage nach dem mutmaßlichen Villen zur Behandlung stellen, wäre dem
Sterbenlassen ein weitergehender Raum eröffnet. Dies kann man einfach mit dem

Sachverhalt im ,,Kemptener Fall" selbst illustrieren: Dem BGH reichte die Auße-
rung der Patientin Jahre vor ihrer Erkrankung, ,,so wolle sie nicht enden" 2a6, wegen

der "strengen Anforderungen" nicht aus. Kann aber andererseits bei dieser Lage von
einem (entgegengesetzten) Villen zur Behandlung ausgegangen werden? Machte sich
der behandelnde Arzt nicht eigentlich nach $ 223 SIGB strafbar 1o'?

Ketzerisch sei darüber hinaus sogar sefrast: \(ie ist bei irreversiblem Bewußtseinsverlust über-
haupt (von Ausnahmefällea v'ielläicht"abgesehen) ein mutmaßlicher Ville auf \ü(i eiter-
behandlung anzunehmen

Schließlich ist mehr als fraglich, inwieweit ftir die Berücksichtigung des mutmaß-

lichen \Willens eines nicht mehr Entscheidungsfähigen infolge des 1992 in Kraft ge-

tretenen Betreuungsgesetzes überhaupt Raum ist 2{e: Gemäß S 1904 BGB - den grund-

sätzlich auch der 1. Senat entsprechend anwenden will ("erst recht") r5c - können
lebensgefährdende ärztliche Eingriffe an einem Betreuungsbedürftigen (vgl. $ 1896 I
BGB) nur mit Einwilligung des Betreuers und Genehmigung des Vormundschafts-
gerichts durchgeführt werden. Diese Zustimmungen haben gemdß S 1901 II 1 BGB

den "Wünschen des Betreuten zu entsprechen, soweit dies dessen rüfohl nicht zuwi-

derläuft und dem Betreuer zuzumuten ist" - hieraus ergeben sich zur mutmaßlichen
Einwilligung inkongruente :51, ,,recht intrikate Probleme" 2s2. Allerdings: Der im

Mai 7997 erschienene Entwurf ne.rer Arzterichtlinien übernimmt die Auffassung

242 Sternbers-Liebm, NIYI 1985, 27 35.
243 Siehe daäu auch R. Merhel,ZSt\l 107 (1995),5. 566 f.; Bottke in Botthe/Fritsche/Huber/Schreiber,

Lebensverlängenrnq aus medizinischer, rechtlicher und ethischer Sicht, S. 100 f.
244 Ahnlich Geilät,EuThanrsie und Selbstbestimmung, S. 27.
245 Siehe R. Merkel,ZStYl 107 (1995), S. 559 ff.; vgl. auch Geilen,Euthantsie und Selbstbestimmung,

s. 20 f.
246 BGHST 40,257 (26r).
247 R. Merkel,ZStYl 107 (1995), S.560.
248 Döllinp. MedR 1987, 9: Roxin jn Blaba u.a. (Hrse.). Schutz des Lebens - Recht auf Tod, 5. 89;

Geilml,'Etthanasie und Selbstbestimmung, S. )O; ;iähe auch Tröndle, MedR 1988, 165; R. Merhel,
ZSt\ü 107 (1995), 559; vsl. aber Bernsmann,ZW 1996,91.

249 Näher dazri Bernsmann.2RP 1996.89 ff .
250 BGHST 40.257 Q6r f .\.
25 1 Anders woiil ZoSel, MbR 7995,338;340; Eser, NSIZ 1995, 156; siehe aber etw.* SchcoabinMünchener

Kommentar zuÄ BGB, 3. Aufl. 1992, S 1901 Rn. 8 ff.
252 Bernsmann,ZRP 1996,9; vgl. AG Neukölln, NJ\( 1987,2933.
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Nur so läßt sich auch erklären, in Fällen insbesondere des Patiententestaments nicht von
einem ausdrücklich geäußerten Willen auszugehen, was eigentlich, sieht man sich die allge­
meine Dogmatik an -beim Fehlen eines Widerrufes anzunehmen wäre 242. Denn ähnlich wie
im umgekehrten F:J.I, wenn also für eine wirksame ausdrückliche Einwilligung in eine Be­
handlung die entsprechende (ärztliche) Aufklärung erfolgen muß, kann man argw,nentieren,
daß eine (Sterbe-)Willensäußerung, unberaten etwa durch Mediziner oder Tlieologen, nur
Indizchanikter für den "wirklichen" Willen haben kann 243. Hinzu kommt, daß Patienten­
testamente häufig aus lediglich angekreuzten vorformulierten Erklärungen, propagiert etwa
von der DGHS,-bestehen 244. Ws sei dagegen an das umständliche Proceaere aer Willens­
ermittlungbeispielsweise nach dem oben D~.!''p'rochenen australischen Sterbehilf~g~setz erin­
nert.) Freilich Kann der BGH dadurch den Widerspruch dazu, daß er noch im ,Wittig-Fall"
den ausdrücklich geäußerten Sterbewillen der Suizidentin für praktisch unbeachtlich erklärt
hat, nicht ausräumen.

Man muß darüber hinaus problematisieren, ob der BGH nicht den falschen An­
satzpunkt gewählt hat, das Pferd quasi vom Schwanz her aufzäumt: Indem er nach
dem mutmaßlichen Willen zum Behandlungsabbruch sucht, übergeht er das Pro­
blem, ob denn überhaupt ein mutmaßlicher Wille zur (Weiter-)Behandlung besteht145•

Diese Frage muß sich insbesondere deshalb stellen, weil der BGH an den mutmaßli­
chen Willen für einen Behandlungsabbruch "strenge Anforderungen" stellen will,
also im Falle eines non liquet oder eines lediglich "wahrscheinlich mutmaßlichen
Willens" die Behandlung fortsetzen lassen will. Würde er in diesen Fällen die logisch
vorrangige Frage nach dem mutmaßlichen Willen zur Behandlung stellen, wäre dem
Sterbenlassen ein weitergehender Raum eröffnet. Dies kann man einfach mit dem
Sachverhalt im "Kemptener Fall" selbst illustrieren: Dem BGH reichte die Äuße­
rung der Patientin Jahre vor ihrer Erkrankung, "so wolle sie nicht enden« 246, wegen
der "strengen Anforderungen" nicht aus. Kann aber andererseits bei dieser Lage von
einem (entgegengesetzten) Willen zur Behandlung ausgegangen werden? Machte sich
der behandelnde Arzt nicht eigentlich nach § 223 StGB strafbar 247?

Ketzerisch sei darüber hinaus sogar gc;fragt: Wie ist bei i~reversiblem J3ewußts~insverlust ü:ber­
haupt (von Ausnahmefällen vielleicht abgesehen) em mutmaßltcher WIUe auf Welter­
behandlung anzunehmen 248?

Schließlich ist mehr als fraglich, inwieweit für die Berücksichtigung des mutmaß­
lichen Willens eines nicht mehr Entscheidungsfähigen infolge des 1992 in Kraft ge­
tretenen Betreuungsgesetzes überhaupt Raum ist 249: Gemäß § 1904 BGB -den grund­
sätzlich auch der 1. Senat entsprechend anwenden will ("erst recht") 150 - können
lebensgefährdende ärztliche Eingriffe an einem Betreuungsbedürftigen (vgl. § 1896 I
BGB) nur mit Einwilligung des Betreuers und Genehmigung des Vormundschafts­
gerichts durchgeführt werden. Diese Zustimmungen haben gemäß § 1901 II 1 BGB
den"Wünschen des Betreuten zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl nicht zuwi­
derläuft und dem Betreuer zuzumuten ist" - hieraus ergeben sich zur mutmaßlichen
Einwilligung inkongruente 251, "recht intrikate Probleme" m. Allerdings: Der im
Mai 1997 erschienene Entwurf neuer Ärzterichtlinien übernimmt die Auffassung

242 Stemberg-Lieben, NJW 1985,2735.
243 Siehe dazu auch R. Merkei, ZStW 107 (1995), S. 566 f.; Bottke in Bottke/Fritsche/Huber/Schreiber,

~ebensverlängerung aus medizinischer, rechtlicher und ethischer Sicht, S. 100 f.
244 Ahnlieh Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 27.
245 Siehe R. Merkei, ZStW 107 (1995), S. 559 H.; vgl. auch Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung,

S. 20 f.
246 BGHSt 40, 257 (261).
247 R. Merkei, ZStW 107 (1995), S. 560.
248 Dölling, MedR 1987, 9; Roxin in Blaha u.a. (Hrsg.), Schutz des Lebens - Recht auf Tod, S. 89;

Geilen, Euthanasie und Selbstbestimmung, S. 20; siehe auch Tröndle, MedR 1988, 165; R. Merkei,
ZStW 107 (1995), 559; vgl. aber Bemsmann, ZRP 1996,91.

249 Näher dazu Bemsmann, ZRP 1996, 89 H.
250 BGHSt 40,257 (261 0.
251 Anders woW Vogel, MbR 1995,338; 340; Eser, NStZ 1995, 156; siehe aber etwa Schwab in Münchener

Kommentar zum BGB, 3. Aufl. 1992, § 1901 Rn. 8 H.
252 Bemsmann, ZRP 1996,9; vgl. AG Neukälln, NJW 1987,2933.



)7o lJwe Scbelfler

des 1. Senats zur mutmaßlichen Einwilligung fast wörtlich rs - sie scheint sich also

durchzusetzen 25r.

Richtig ist iedenfallso {a$ (im Gegei-E11Y-T:Ther Laienmeinung) weder der Ville der

*:'i?äf.'"'H.Hä'f,:['.-f,"ftT-träii:1t'3trüöl'ü'.fiff;'i$]^ t'iftff;
[*;$*'ätir$#:riäiä,s.si*S:nrlff:iti,krn1;l6'*'*ggi:x.n,'e;Vlitäir"6.,i;;g.n der r;;;ä;ae; ryl;5s*try$äfrii'b?]1[X',:'i:iffäi:'f.:ftTffl
ht*s#i*ft *ti#{?h[ti$;'ii$ä:'i'.?'.t*T'i'.]i.if ä,.rffi :ffi r#i
nung der Angehöflgen ""äü""ä&i;e;; ffiG zurülkgegriffen werden mu{l'

bb) Ke in rnutma/?licber Sterbeutunsch

Kann von einem sterbewunsch bei irreversiblem Bewußtseinsvedust nicht ausge-

gangen werden, wäre also eigentlich nachbisher Gesagtem-Lebensverlängerung um

jeden preis zu leisten { Di";t geschieht iedoch nichi soll selbst bei ausdrücklich

geäußertem LebenswunsÄ d"'"P"titnten nicht gefoldgrt sein' Hier ist wohl der

i;.t.h;;; Sterbehilfe, in dem am wenigsten Kärheit herrscht, wo ,,buchstäblich

a* g.r"*fi.fre und das äogmatische Instrumentarium ausgeht" r57. Dies gilt zunächst

einmal für diejenigen n"gär,d',"gtn' in denen nebulös von der "sinnlosigkeit" o9:l

"Ürr",r*rrrU"rk"ir"" .io.r'*.itt'"tiltttn*erlängerung.gesprochen wird:53; der BGH

sprach im ,,Kempterr". F"ll" - an Vagheit untiÜerbieiba, - uottt "zurückhaltenden"

Rückgriff a,rf ,,allgemein" Vt*"o"'äilungen" 5e' Darüber hinaus gilt das auch für

die Art und \üüeise a.t p"rri""" Sterbehilfel Die grobe Linie hier ist wohl am kürze-

sten mit den haufig in äiestm Zusammenh""g z';tierten YoT:" 
von Artbur Clougb

26c, einem englischen Oiltr., des 19. Jahrhuiderts, umschrieben: 'Du sollst nicht

rören, aber oo br".r.irt Di.h "rr.h n"icht übereifrig zu bemühen, Leben zu erhal-
"-;-;i"J;f"lls 

wird ii.r, ,rrrti.kgehend auf die Andsthesisten-Ansprache von Pius

xll ausdem Jahre 6;i'r;,,".*är.rr, man brauche in dieser Konstellation keine

,,außergewöhnlichen' Maß""h*"" zur Lebenwerlängerung einzusetzen' Ferner wird

ö.;�**;n, daß di;;;h";drng interkurrenter Krankheiten, etwa einer durch

das Liegen "rrf.r"r.nd.r, i,r.tg.".iotindung, unterbleiben dürfe. Eine juristische

;;;;e;;g frr die "kr.pti.rtä Linie zu fr,nden, ist iedoch kaum möglich; die versu-

;d-*"p;.".hen den ,.ho' für den sterbenden berichteten; viel ist hier von der

tut".rr.hä*Urde des Schwerstkranken die Rede 262'

Greift man dieses 
'\üort auf,.ergibt sich, A,r$aß für eine tt*1 g::;i:}"1iv; F'raSe: fryi-ti

wirklich richtig sern, lemanäen",,eigentlich" sterben lassen zu wollen, ihm dann aber den

.-sanfren Tod,. mittels "iäi;;; $.?!,&tilE .'orrrr.oi[äi." ""a- tt.a desien darauf zu warten'

äaß er sich doch bittesciäilü;K.ä16.fii.i"ri.üää'ää8.,äi.;; dann durch ,,gezieltes"

ft.iäü1,"-t"ttgs"* rrr- Tod führen läßt'u'?

tt' t.,*^'r a"t Richtlinien der Bundesärztelramme I 
"l'r ärztlichen sterbebegleitung und den Grenzen

'-' 
;il;;ü;;; l;h;;Ji";; ;"- 25.0.4'tee7, DABI' e4 (ree7)' 1342'

l?i 3i:h: Z\::,"Xf'^ttrr'ilf;liä;r, Zwischen Helaurtrag undSterbehilre' s. l't61.;136r';Arth'
Kaufmann, lZ 1985'. 485'

zso's;l(" ä"'"'h.. unpä, ZSt\ü 107 (-199s)' s' s64 f'
'rä*i.K:!!;l,t;Y\,Y l!]lll;)#2lua*,vor gg,211 rr. Rn. 2e; lreft. Klufmann.Iz te82,484 tr';

Mölleline.schutz des Lebens - Recht auf sterb..l s.'sJ'i.'-r'o"lt;)g;lti"t*' SiJrbehilfe und die

L.-ü.n..ih"l,""gspflicht des Arztes' S' 384 tt'

trZ|"^7tf:#i;Ä71{i1?"*" o"calogue, 1862: "Thou shalt not kill; but need'st not strive / officiouslv

,6rn:"ffit::Xirp,".h" vom 24' November 1e57'
iä siti" Ä^:ü'üljti;i;s,'ül;;;'d;: i"ü""' - n*t" auf Sterben' S' 56 ff'

263 Siehe Bernsmann, Lä-tsso, 9l Fn. 67; vgl. auch Engisch, Euthanasie und Vernichtung

270 Uwe Scheffler

des 1. Senats zur mutmaßlichen Einwilligung fast wörtlich m - sie scheint sich also

durchzusetzen 254.

Richtig ist jedenfalls daß (im Gegensatz zu mancher Laienmeinung) weder der Wille der

Arzte noch der Angehörigen eine entscheidende Rolle spielt; beide Konnen nämlich ha,ndfe­

ste eigene lt;J.teressen ~aben: Für die. Herbeiführung ~~es f~.en Todes könnten .si~h Arzte

durdi Arbe1tsersparms oder das Fre1werden anderwe1tig benötigter Apparate motiv1eren las­

sen, Verwandte durch das Erbe und die Behandlungskosten; umgekehrt könnten letztere das

Weiterleben wegen der fortlaufenden Rentenzahlungen an den Schwerstkranken erstreben

oder Mediziner an ihr ansonsten versiegendes Honorar denken bzw. durch bloßes Forschun~s­

interesse geleitet werden 255. Freilich 1st zu beachten, daß bei der Ermittlung des mutmaiSli­

chen Wilfens (\?zw. der Wünsche und des Wohls des Bewußtlosen) doch wieaer auf die Mei­

nung der Angehörigen und behandelnden Arzte zurückgegriffen werden muß.

bb) Kein mutmaßlicher Sterbewunsch

Kann von einem Sterbewunsch bei irreversiblem Bewußtseinsverlust nicht ausge­

gangen werden, wäre also eigentlich nach bisher Gesagtem Lebensverlängerung um

jeden Preis zu leisten 256. Dies geschieht jedoch nicht, soll selbst bei ausdrücklich

geäußertem Lebenswunsch des Patienten nicht gefordert sein. Hier ist wohl der

Bereich der Sterbehilfe, in dem am wenigsten Klarheit herrscht, wo "buchstäblich

das gesetzliche und das dogmatische Instrumentarium ausgeht" 257. Dies gilt zunächst

einmal für diejenigen Begründungen, in denen nebulös von der "Sinnlosigkeit" oder

"Unzumutbarkeit" einer weiteren Lebensverlängerung gesprochen wird 25S; der BGH

sprach im "Kemptener Fall" - an Vagheit unüberbietbar - vom "zurückhaltenden"

Rückgriff auf "allgemeine Wertvorstellungen" 259. Darüber hinaus gilt das auch für

die Art und Weise der passiven Sterbehilfe: Die grobe Linie hier ist wohl am kürze­

sten mit den häufig in diesem Zusammenhang zitierten Worten von Arthur Clough

260, einem englischen Dichter des 19. Jahrhunderts, umschrieben: "Du sollst nicht

töten, aber Du brauchst Dich auch nicht übereifrig zu bemühen, Leben zu erhal­

ten." Jedenfalls wird hier, zurückgehend auf die Anästhesisten-Ansprache von Pius

XII. aus dem Jahre 1957 26\ vertreten, man brauche in dieser Konstellation keine

"außergewöhnlichen" Maßnahmen zur Lebensverlängerung einzusetzen. Ferner wird

angenommen, daß die Behandlung interkurrenter Krankheiten, etwa einer durch

das Liegen auftretenden Lungenentzündung, unterbleiben dürfe. Eine juristische

Begründung für die akzeptierte Linie zu finden, ist jedoch kaum möglich; die Versu­

che entsprechen den schon für den Sterbenden berichteten; viel ist hier von der

Menschenwürde des Schwerstkranken die Rede 262.

Greift man dieses Wort auf, ergibt sich Anlaß für eine etwas provokative Frage: Kann es

wirklich richtig sein, jemanden "eigentlich" sterben lassen zu wollen, ihm dann aber den

"sanften Tod" mittels aktiver Sterbehilfe vorzuenthalten und statt dessen darauf zu warten,

daß er sich doch bitteschön eine Krankheit zuziehen möge, die man dann durch "gezieltes"

Unterlassen langsam zum Tod führen läßt26J?

253 Entwurf der Richtlinien der BundesärztekamITler zur ärztlichen Sterbebegleitung und den Grenzen

zumutbarer Behandlung vom 25.04.1997, DABI. 94 (1997), 1342.

254 Siehe aber Dörner, ZRP 1996, 93 H.
255 Siehe dazu Eser in Auer/Menzel/Eser, Zwischen Heilauftrag und Sterbehilfe, S. 116 f.; 136 f.; Arth.

Kaufmann, JZ 1985, 485.
256 Siehe dazu R. Merkel, ZStW 107 (1995), S. 564 f.

257 R. Merkel, ZStW 107 (1995), 574 f.
258 Näher dazu Eser in Schönke/Schröder, vor §§ 211 H. Rn. 29; Arth. Kaufmann, JZ 1982,484 H.;

Möllering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 55 f.; v. Dellingshausen, Sterbehilfe und die

Lebenserhaltun~SPflicht des Arztes, S. 384 ff.
259 BGHSt 40,257 263).
260 Arthur Clough, he Latest Decalogue, 1862: "Thou shalt not kill; but need'st not strive / OHiciously

to keep alive."
261 Pius XI!., Ansprache vom 24. November 1957.

262 Siehe dazu Möllering, Schutz des Lebens - Recht auf Sterben, S. 56 H.

263 Siehe Bernsmann, ZRP 1996, 91 Fn. 67; vgl. auch Engisch, Euthanasie und Vernichtung
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Ein Ökonom allerdings hätte weniger Schwierigkeiten, eine Legitimation ftir die
Formen des praktizierten Sterbenlassens zu finden: "Außergewöhnliche" Maßnah-
men (was auch immer das heißen magtu*) wie auch die Behandlung interkurrenter
Krankheiten verursachen ,,unverhältnismäßige" Kosten, die über die des bloßen Pfle-
gens hinausgehen und sich nicht mehr "lohnen"265.
Folet man dem eedaoklich, wäre zu prognostizieren, daß infolge fortschreitender Unter-
finaäzierune des Gesundheiiswesens, eär ri'och bei weiteren Fonsöhritten der Reanimations-
medizin. sich die Meinunesbildune dfüineehend verschieben könnte, da{3, wie schon vom
AE-SIerbehilfe vorseschlaöen266, beiirrever"siblem Koma der Arzt in iedem Fall sterben lassen
darP6'. Zumtndest iteht dänn zu erwarten, da{l die (bislane) nur schamhaft kritisch hinter-
fraete alleemeine Ansicht, weitere Beatmung dürfe'bei eöem Koma-Patienten auch dann
nictrt untirlassen werden, vrenn ein neu eingäigferter Patielt_mit gi.instigerer Prognose den
(einzigen) Respirator dringendst benötigt, in"s Wanken gerät2d.

4. Quasi-passive Sterbehilfe

Im allgemeinen nicht gesondert von der passiven Sterbehilfe abgegrenzt wird die
hier mit Henbergso genannte quasi-passive Sterbehilfe26e. Gemeinhin heißt es' pas-
sive Sterbehilfe dtirfe grundsätzlich durch das lJnterlassen oder den Abbruch weite-
rer Behandlungsmaßnahmen geleistet werden. 63 o/o anonymbefragter europäischer
Arzte bekennen sich hierzu:io.

Nun ist zunächst einmal das Vort ,,Abbruch" doppeldeutig: Ist da$it gemeint, eine Bqhand-
lung dergesBlt nicht.mehr fonzusetzen, daß dann; wenn ätwa der Tröpf durchgelaufen ist,
nrcht wre ertorderlrch elne neue lnfuslon angelegt wrrd, so Uegt onnetrrn unc ernoeutrg Passl-
ve Sterbehilfe vof71.

a) Behandlungsabbruch

Problematisch sind aber die Fälle, in denen der Abbruch dadurch geschieht, daß zur

Lebensaufrechterhaltung notwendige Geräte ausgeschaltet werden. Eigentlich liegt

hier der Abbruch eines rettenden Kausalverlaufs, also aktives Tun vor. Im Anschluß

an den Aufsehen erregenden Fall des LG Ravensburg2T2, wo ein Ehemann dem

Leiden seiner Frau ein Ende bereitete, indem er den Respirator abstellte, wird aber

auch hier zumeist passive Sterbehilfe angenommen. Viele argumentieren, es läge die

Konstruktion des ,,unterlassens durch Tun" vor 2t3: Sei man rechtlich nicht mehr

verpflichtet, eine Behandlungsmaßnahme vorzunehmen, dürfe man also ihre Einlei-

tung unterlassen, so läge strukturell ebenfalls LJnterlassen vor, wenn man auf die
\Weiterführung dieser rechtlich nicht gebotenen Behandlung nunmehr verzichtete.

Andere sagen, es läge zwar aktives Tun, aber keine aktive Sterbehilfe vor ,entspre-
chend dem richtig verstandenen Schutzbereich der Norm" !'{. Man mag darüber

lebensunwenen Lebens in strafrechtlicher Betrachtung, S. 9 f.; R. Merkel,TStV 107 (1995)' S. 561
[.; B ro cker, ZRP 1997, 3 83.

264 Siehe dazu Kuhse, Die Heiligkeit des Lebens in der Medizin, S. 2O7 ff.; Häring in Eser ftIrsg.),
Suizid und Euthanasie als huhan- und sozialwissenschaftliches Problem, S. 265'

265 Ysl. R. Merkel in Hepselrnann/Merhel, Zur Debatte über Euthanasie, S. 97; siehe schon Engisch,
Eüthanasie und Vern'ichtung lebensunwenen Lebens, S. 9.

266 S 2l4I Nr. 2 AE-sterbehilfe.
267 Siehe R. Merhel, ZSIV/ lO7 (1995\,569 f. Fn. 58; 575.
268 Ygl. Eser in Schönhe/Scbrödir,vor $$ 2 I 1 ff. Rn. 30; siehe auch/ozas, Technik, Medizin und Ethik,

s.-262 ff .
269 Herzberp, NI\ü 1996, 3048.
270 Süddeut"sche-Zeitune vom 4. Ausust 1994,5.24.
27lYgI. o. Dellingshaus;1, Sterbehille und die Lebenserhaltungspflicht des Arztes, S. 430 ff'
272 LG Ravensbure. MedR 1987,196.
271 Siehe etwa Rox:"n, Festschrift flür Engisch, 1 969, S. 3 95 ff.; vgl. schon z. Overbech, GS 8 8 ( 1 922), 3 1 9

ff.
274 Jähnke in Leipziger Kommentar, 10. Aufl., vor $ 211 Rn. 17 mwN.
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Ein Ökonom allerdings hätte weniger Schwierigkeiten, eine Legitimation für die
Formen des praktizierten Sterbenlassens zu finden: "Außergewöhnliche" Maßnah­
men (was auch immer das heißen mag26+) wie auch die Behandlung interkurrenter
Krankheiten verursachen "unverhältnismäßige" Kosten, die über die des bloßen Pfle­
gens hinausgehen und sich nicht mehr "lohnen"265.

Folgt man dem ~danklich, wäre zu prognostizieren, daß infolge fortschreitender Unter­
finaJ:?z~erugg de~ Ge~dheits:wesens, ga~ noch bei weiter.en Fortschritten der ~eanimations­
medizm SIch dIe Memungsbildung dahmgehend verschIeben könnte daß, WIe schon vom
AE-Sterbehilfe vorgescWagen26", bel irreversiblem Koma der Arzt in jedem Fall sterben lassen
darF6? Zumindest steht dann zu erwarten, daß die (\?islang) nur schamhaft kritisch hinter­
fragte allgemeine Ansicht, weitere Beatmun~ dürfe bei einem Koma-Patienten auch dann
nicht unterlassen werden, wenn ein neu eingelieferter Patient mit günstigerer Prognose den
(einzigen) Respirator dringendst benötigt, ins Wanken gerät268 •

4. Quasi-passive Sterbehilfe

Im allgemeinen nicht gesondert von der passiven Sterbehilfe abgegrenzt wird die
hier mit Herzberg so genannte quasi-passive Sterbehilfe21

•
9

• Gemeinhin heißt es, pas­
sive Sterbehilfe dürfe grundsätzlich durch das Unterlassen oder den Abbruch weite­
rer Behandlungsmaßnahmen geleistet werden. 63 % anonym befragter europäischer
Ärzte bekennen sich hierzu27o

•

Nun ist zunächst einmal das Wort "Abbruch" doppeldeutig: Ist damit gemeint, eine Behand­
lung dergestalt nicht mehr fortzusetzen, daß dann, wenn etwa der Tropf durchgelaufen ist,
nicht wie erforderlich eine neue Infusion angelegt wird, so liegt ohnehiri und eindeutig passi­
ve Sterbehilfe vor71 •

a) Behandlungsabbruch

Problematisch sind aber die Fälle, in denen der Abbruch dadurch geschieht, daß zur
Lebensaufrechterhaltung notwendige Geräte ausgeschaltet werden. Eigentlich liegt
hier der Abbruch eines rettenden Kausalverlaufs, also aktives Tun vor. Im Anschluß
an den Aufsehen erregenden Fall des LG Ravensburg272

, wo ein Ehemann dem
Leiden seiner Frau ein Ende bereitete, indem er den Respirator abstellte, wird aber
auch hier zumeist passive Sterbehilfe angenommen. Viele argumentieren, es läge die
Konstruktion des "Unterlassens durch Tun" vor 273: Sei man rechtlich nicht mehr
verpflichtet, eine Behandlungsmaßnahme vorzunehmen, dürfe man also ihre Einlei­
tung unterlassen, so läge strukturell ebenfalls Unterlassen vor, wenn man auf die
Weiterführung dieser rechtlich nicht gebotenen Behandlung nunmehr verzichtete.
Andere sagen, es läge zwar aktives Tun, aber keine aktive Sterbehilfe vor "entspre­
chend dem richtig verstandenen Schutzbereich der Norm" 274. Man mag darüber

lebensunwerten Lebens in strafrechtlicher Betrachtung, S. 9 f.; R. Merke!, ZStW 107 (1995), S. 561
L; Brocker, ZRP 1997,383.

264 Siehe dazu Kuhse, Die Heiligkeit des Lebens in der Medizin, S. 207 H.; Häring in Eser (Hrsg.),
Suizid und Euthanasie als human- und sozialwissenschaftliches Problem, S. 265.

265 Vgl. R. Merke! in Heg,se!mann/Merke!, Zur Debatte über Euthanasie, S. 97; siehe schon Engisch,
Euthanasie und Vermchtung lebensunwerten Lebens, S. 9.

266 § 214 I Nr. 2 AE-Sterbehilfe.
267 Siehe R. Merke!, ZStW 107 (1995), 569 L Fn. 58; 575.
268 Vgl. Eser in Schönke/Schröder, vor §§ 211 H. Rn. 30; siehe auchjonas, Technik, Medizin und Ethik,

S. 262 H.
269 Herzberg, NJW 1996,3048.
270 Süddeutsche Zeitung vom 4. August 1994, S. 24.
271 Vgl. v. Dellingshausen, Sterbehilfe und die Lebenserhaltungspflicht des Arztes, S. 430 H.
272 LG Ravensburg, MedR 1987, 196.
273 Siehe etwa Roxzn, Festschrift für Engisch, 1969, S. 395 H.; vgl. schon v. Overbeck, GS 88 (1922), 319

H.
274 jähnke in Leipziger Kommentar, 10. Aufl., vor § 211 Rn. 17 mwN.
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streiten, ob dieses ,,Kategoriengeklapper" 
275 nicht einen bloßen "Taschenspieler-

trick" darstellt 276, um sicf, aus der Zwickmühle zu retten, einerseits die aktive Ster-

U.Htt "rrrn"h*rio, abzulehnen, andererseits aber nicht warten wollen zu müssen,

bis etwa die künstliche Beatmung endlich durch einen technischen Defekt beendet

wird277.

Ernstzunehmen ist.der {inw+4 vgn Paul Bochelmann in seinem Buch über Arztstrafrecht'

wo er srch gesen cue ,*fr;1ff;iää'ffi;ö;r;*ä s;;'b;hTI;--ii dem Hinweis sewandt
hat, wie es #äie, wenn "ein lrgenctwer aus p..tt"t ,,otL.ir "ur nm das Ende des Sterbe-nden zu

beschleunigen, den App.arat ab-stellt - karur wottt z*.rfllhäft si-in, äa{l das-ei"e Tötunqshandlung
wäre? Mü{lte man sre dr Ü;;;;i;r;t;;*.tt.o, so müßte man'sie straflos lassen '.." "o

iillen( 280 selbst mitleidlose Kran-
ruchs straflos bleiben' wentl zum
;;;h;; besonnen liattq, sie bei
" bzw. solchä zur Behandlung rn-rzw. solche zur öenan(uuog rn-

Sterbewille des Komatösen an-

Allerdings ist zu beachten, daß die unter Juristen verbreitete vorstellung über

den Ablauf äer "Apparare-Medizin" zu einfach sein mag. Für das Am-Leben-Bleiben

iri-ir Ai"r n.g"i rri.trr nur ein einmal angeschalteter Respirator ursächlich, sondern

auch die Voräh-. rrg"l-dßig zu wiedeiholender Handlungen wie etwa die ,,künst-

liche., Ernäh-rg, d.rin Abbruch ohnehin ein unterlassen wäre r81.

b) OrganexPlantation

Die Klärung des charakters der quasi-passiven sterbehilfe könnte iedoch in zu'

kunft eine aiß.rst weitgehende Brd!.tt,rng haben, weil sie über die Zul:issigkeit prak-

tisch aller Org"rrt."nrplantationen .rr,rlh"id.tt könntet In der bundesdeutschen

Diskussion haisich ,.ii tggs eine Tendenz dahingehend abgezeichnet, das Hirntod-

f.rir"ri"r" aufzugeben. Dieses Kriterium, entwickelt vor 30 Jahren an der Harvard-

Ü"i"rnir:ir ds frolge (und Legitimation) der ersten F{erzverpflanzung durch den

Südafrikaner christiaan Bamid,legt fest, daf3 ein Mensch tot sei, selbst wenn sein

H.* tJ*f. künstlicher Beatmung) 
-noch 

schlägt, iedoc! 1e1n.!irn 
irreversibel aus-

g.i"rr* isr, also insbesondere rein EBc eine sog. ,,Null-T-inie" aufweist 28r' Späte-

srens seitdem stimmt die Feststellu ng Friedrich öarl oon Saaignys nicht mehr, der

iod sei ,ein so einfaches Naturereignis, daß derselbe nicht, wie die Geburt, eine

g;. f.rrrtellung ihrer Element. ,iOtig macht" :8r. So ist es hier vor allem durch

äie affentliche Disf.ussion um das "Erlanger Baby", also den Fall, in dem eine Hirn-

tote über mehrere Monate ihr Kind austiagen sollte :s', zu einem neuen Nachden-

ken gekommen: Hirnrore, bei denen durch-einen Respirator die Körperfunktionen

aufrJchterhalten bleiben, .rrürr"r, ftünstlich) ernährt werden, haben Ausscheidun-

l.rr, ,.h*itten, können ri.h *.t.tdlitgen und altern' Zu dem Abort bei der "Edan-

275 Engisch, Festschrift {i.r Dreher, S. 315 --
276 Siehe näher Ogo, v.rrr.6ä.'öif", S. +z'ff.' vgl. Eser,JZ 1986,793:.Konstruktive Höchstleistungen

mit buchstäblich Orwell'schen Visionen''
277';;;,-t;-Ä;;;/M;r"iliii'z*;'.t'en Heilauftrag und sterbehilfe' S' 13e'

278 Bochelmann, Strafrecht des Arztes, S'.125'.
279 Siehedie Gegenpositr.ä t;i;"ö;il 

-iiiihour*, 
Sterbehilfe und die Lebenserhaltungspflicht des

Arztes, S. 459 tt .
280 !ili;ä;'-Mai|rh,pati"ntentötungen - Dem Sterben nachgeholfen, 1997i Eisenberg, MschrKrim

80 0e9n,239 tt .
2u"": Eäi;rig-äaä, Sterbrhilfe und Grenzen der Lebenserhaltungspflicht des Anzes, s' 430 ff';

466 t.
282 Siehe näher Hö/1ing,171995,28 f .
iäii-. ioois"',),Svsi"määs heutigen römische-n Rechts, Bd' 2' 1840' S' 17'

zäi ä.ä t"ü t(esecher,Die Scüwangerschaft einer Toten' 1996'
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streiten, ob dieses "Kategoriengeklapper" 275 nicht einen bloßen "Taschenspieler­

trick" darstellt 276, um sich aus der Zwickmühle zu retten, einerseits die aktive Ster­

behilfe ausnahmslos abzulehnen, andererseits aber nicht warten wollen zu müssen,

bis etwa die künstliche Beatmung endlich durch einen technischen Defekt beendet

wird 277.

Ernstzunehmen ist der Einwand von Paul Bockelmann in seinem Buch über Arztstrafrecht,

wo er sich gegen die Zulässigkeit der quasi-passiven Sterbehilfe mit dem Hinweis gewandt

hat, wie es wäre.. wenn "ein irgendwer aus purer Bosheit, nur um das Ende des Sterbenden zu

bescWeunigen, aen Apparat abstellt - kann woW zweifelhaft sein, daß das eine Tötun&shandlung

wäre? Müßte man sie äls Unterlassung werten, so müßte man sie straflos lassen '" ( 271l

Folgt man dem 279, müßten etwa in den l'Todesengel-Fällen" 280 selbst mitleidlose Kran­

kenschwestern oder -pfieger im Falle des Benandlungsabbruchs straflos bleiben, wenn zum

Zeitpunkt ihrer Hanalung der Sterbevorgang ges Getöteten schon begonnen hatt~l sie bei

irreversibel Bewußtlosen "außergewöhnliche~aßnahmen" bzw. solche zur Behan<l1ung in­

terkurrenter Krankheiten beendeten bzw. ein mutmaßlicher Sterbewille des Komatösen an­

zunehmen gewesen war.

Allerdings ist zu beachten, daß die unter Juristen verbreitete Vorstellung über

den Ablauf der "Apparate-Medizin" zu einfach sein mag. Für das Am-Leben-Bleiben

ist in aller Regel nicht nur ein einmal angeschalteter Respirator ursächlich, sondern

auch die Vornahme regelmäßig zu wiederholender Handlungen wie etwa die "künst­

liche" Ernährung, deren Abbruch ohnehin ein Unterlassen wäre 281.

b) Organexplantation

Die Klärung des Charakters der quasi-passiven Sterbehilfe könnte jedoch in Zu­

kunft eine äußerst weitgehende Bedeutung haben, weil sie über die Zulässigkeit prak­

tisch aller Organtransplantationen entscheiden könnte: In der bundesdeutschen

Diskussion hat sich seit 1995 eine Tendenz dahingehend abgezeichnet, das Hirntod­

kriterium aufzugeben. Dieses Kriterium, entwickelt vor 30 Jahren an der Harvard­

Universität als Folge (und Legitimation) der ersten Herzverpflanzung durch den

Südafrikaner Christiaan Barnard, legt fest, daß ein Mensch tot sei, selbst wenn sein

Herz (dank künstlicher Beatmung) noch schlägt, jedoch sein Hirn irreversibel aus­

gefallen ist, also insbesondere sein EEG eine sog. "Null-Linie" aufweist 282. Späte­

stens seitdem stimmt die Feststellung Friedrich Carl von Savignys nicht mehr, der

Tod sei "ein so einfaches Naturereignis, daß derselbe nicht, wie die Geburt, eine

genaue Feststellung ihrer Elemente nötig macht" 283. So ist es hier vor allem durch

die öffentliche Diskussion um das "Erlanger Baby", also den Fall, in dem eine Hirn­

tote über mehrere Monate ihr Kind austragen sollte 284, zu einem neuen Nachden­

ken gekommen: Hirntote, bei denen durch einen Respirator die Körperfunktionen

aufrechterhalten bleiben, müssen (künstlich) ernährt werden, haben Ausscheidun­

gen, schwitzen, können sich wundliegen und altern. Zu dem Abort bei der "Erlan-

275 Engisch, Festschrift für Dreher, S. 315.
276 Siehe näher Otto, Verh. 56. D]T, S. 42 H.; vgl. Eser,]Z 1986,793: "Konstruktive Höchstleistungen

mit buchstäblich Orwell'schen Visionen".
277 Eser in Auer/Menzel/Eser, Zwischen Heilauftrag und Sterbehilfe, S. 139.

278 Bockelmann, Strafrecht des Arztes, S. 125.
279 Siehe die Gegenpositionen bei v. Dellingshausen, Sterbehilfe und die Lebenserhaltungspflicht des

Arztes, S. 459 H.
280 Siehe dazu Maisch, Patiententötungen - Dem Sterben nachgeholfen, 1997; Eisenberg, MschrKrim

80 (1997), 239 H.
281 v. Dellingshausen, Sterbehilfe und Grenzen der Lebenserhaltungspflicht des Artzes, S. 430 H.;

466 f.
282 Siehe näher Höfling,]Z 1995, 28 f.
283 v. Savigny, System des heutigen römischen Rechts, Bd. 2, 1840, S. 17.

284 Siehe dazu Kiesecker, Die Schwangerschaft einer Toten, 1996.
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W
fu g* Mutter" kam es infolge einer Lungenenrzündung - bei einer Toten? selbst im
f, Bundestag ist zunächst in allen Entwürfen zu einem Transplantationsgesetz, die nach
' einer Expertenanhörung im sommer 1995 entstanden, nicht mehr vom Hirntod

geredet worden. Die Tendenz ging dahin, einen ,,dritten Zustand" rsi im Hinblick
- auf die Zulassigkeit von Organtransplantationen anzuerkennen, so daß neben Le-
ffi benden und (eindeutig) Totenvon "irreversibel Geschädigten mit dauerhaftem Hirn-
ffi-eusfall" gesprochen wurde.

.1,' Nun hat der Bundestag im Somme r 1997 ein Transplanrationsgesetz beschlos-
; iän, das die Bestimmung des Todeszeitpunktes dem ,stand der Erkenntnisse dert "-_a

i medizinischen vissenschaft" überlassen will (g 3 I Nr. 2 TpG) und nur den - so
$ nicht bezeichneten - Hirntod als frühestmöglichen Todes- .tni Transplanrations-

zeitpunkt festlegt (S 3 II TPG).

Allerdings läuft dies rein praktisch darauf hinaus, daß nunmehr weiterhin das
F{irntodkonzept gllt, weil es in der medizinischen \üüissenschaft nach wie vor weir-

anerkannt ist. Auch hier kann jedoch niemand einen Meinungswechsel aus-
:n. Sollte dies geschehen, bedeutete dies folgendes: Da die meisten zur Trans-
ion geeigneten Organe nur dann übertragen werden können, wenn sie bis
durchblutet worden sind, kommen praktisch lediglich Hirntote als organ-

ndlung wäre, wenn man die Konstruktion der quasi-passiven Sterbehilfe
iert 28r

Es würde dann allerdings noch ein weiteres Problem, beinahe ein paradoxon
: Da das Beatmungsgerät ,,eigentlich" alsbald nach Eintritt des Hirntodes

cer in Betracht. werden diese nun aber als ,,nur" Sterbende angesehen, heißt
daß die Explantation der zu übertragenden organe lediglich dann keine aktive

nur eine Disposition über das eigene Leben, ein Tötungsverlangen, sondern
tete gleichzeitig die einzige Möglichkeit einer (wenn auch nur kurzen) Lebens-

rng 28e. Die Verweigerung der Zustimmung der Angehörigen zur Organ-
, die unter Umständen auch bei Ablehnung des Hirntodkriteriums genü-

soll:t0, würde damit eine Lebensverkürzung, also eine Art sterbehilfe bediuten
manche ein unauflösbares Dilemma.

zRP 1997,747.
Me-d$_lf 92, 182; siehe auch Dencher, NSIZ 1992, 311 f{. (dazu Joerden,NSr.Z 1993,265 ff .);
ts, NTrü/ 1968, 189.;;ü"il;'Ä,;;;NJ\ü 1968, 189.

:r Antqg der Abgeordneten lV'odarg, Däubler-Gmelin a.a.,zuKrirgrien für die Spende,
u^nd Üb-enragun-g von menschlichö Organen, BT-DrS 13/4114,5.4.-DrS l318025

MedR 1996. 8.

;egen der qr $er._Dis.kuqsig" "q. das Gesetz häufig geäußerten Aasicht hat sich der
,eDer also nrcnt ru.r das rurntodkrltenum ausgesprochen, sondern ledielich den An-

itrijT*'h"ä'g;fi'tr'"Ti*st(:.L'L1,ff Lli'J:iJTä:'if,?f :fi ä:{i:?.gisi:t

Nach der jetzigfn, lassung des TPG wär.e freil&h dieses Probl.Fm dadurch überlagert, daß
dem_- qao'' noch lebenden - "Hirntoten" eine Fxplantation ohnehin verboren wäre ($ 3 I
.}TPGi. Freilich: Mal lian+ wqhl sicher sein, daff.?ngesichts a$ a4", aiotüä*,"dü;' rransDlantatronsmeclrzrn clas Gesetz ganz schnell rm Srnne des jetzt unterlegenen Ent-
rfsdesBundesjusrizministersSchmidtfortiigr\Jä"d.nwürde...' 

--'

estellt wird (und als quasi-passive Sterbehilfe weiterhin abgestellt werden dürf-
uräe d1 vorsehen zur organtransplantation, das vanen auf einen geeigneten

mpfänger zunächst einmal eine Maflnahme zur Lebensverläng"*trgf od.t
Die Einwilligung in eine spätere organtransplantation als "Hirntoter" wäre

ZRP 1995, 467; Rixen,ZRP 1995,465 t.; Höfling, MedR 1996, 8.

273Sterbehilfe mit System?

er, ZRP 1997,747.
MedR 1992, 182; siehe auch Dencker, NStZ 1992,311 H. (dazufoerden, NStZ 1993,268 H.);

·ng, NJW 1968, 189.
h der Ant,rag der Abgeordneten Wodarg, Däubler-Gmelin u.a. zu Kriterien für die Spende,
me und Ubertragung von menschlichen Organen, BT-DrS 13/4114, S. 4.

S 13/8025.
,MedR 1996, 8.
ang, ZRP 1995, 461; Rixen, ZRP 1995, 465 f.; Höfling, MedR 1996, 8.

der jetzigen Fassung des TPG wäre freilich dieses Problem dadurch überlagert, daß
- dann noch lebenden - .Hirntoten" eine Explantation ohnehin verboten ware (§ 3 I

PG). Freilich: Man kann woW sicher sein, da!) angesichts des dann drohenden "Enaes"
ansplantationsmedizin das Gesetz ganz schnell im Sinne des jetzt unterlegenen Ent­
des "Bundesjustizministers Schmidt-jortzig 288 geändert würde ...

würde dann allerdings noch ein weiteres Problem, beinahe ein Paradoxon
chen: Da das Beatmungsgerät "eigentlich" alsbald nach Eintritt des Hirntodes
eIlt wird (und als quasi-passive Sterbehilfe weiterhin abgestellt werden dürf-
.. e das Vorsehen zur Organtransplantation, das Warten auf einen geeigneten
empfänger zunächst einmal eine Maßnahme zur Lebensverlängerung! Oder

s: Die Einwilligung in eine spätere Organtransplantation als "Hirntoter" wäre
nur eine Disposition über das eigene Leben, ein Tötungsverlangen, sondern

te gleichzeitig die einzige Möglichkeit einer (wenn auch nur kurzen) Lebens­
erung 289. Die Verweigerung der Zustimmung der Angehörigen zur Organ­
me, die unter Umständen auch bei Ablehnung des Hirntodkriteriums genü-

11 29°, würde damit eine Lebensverkürzung, also eine Art Sterbehilfe bedeuten
anche ein unauflösbares Dilemma.

11erdings läuft dies rein praktisch darauf hinaus, daß nunmehr weiterhin das
todkonzept gilt, weil es in der medizinischen Wissenschaft nach wie vor weit­
nd anerkannt ist. Auch hier kann jedoch niemand einen Meinungswechsel aus­
eßen. Sollte dies geschehen, bedeutete dies folgendes: Da die meisten zur Trans­
tation geeigneten Organe nur dann übertragen werden können, wenn sie bis
tzt durchblutet worden sind, kommen praktisch lediglich Hirntote als Organ­
der in Betracht. Werden diese nun aber als "nur" Sterbende angesehen, heißt
daß die Explantation der zu übertragenden Organe lediglich dann keine aktive
ngshandlung wäre, wenn man die Konstruktion der quasi-passiven Sterbehilfe
tiert 187.

~r Mutter" kam es infolge einer Lungenentzündung - bei einer Toten? Selbst im
ndestag ist zunächst in allen Entwürfen zu einem Transplantationsgesetz, die nach
er Expertenanhörung im Sommer 1995 entstanden, nicht mehr vom Hirntod

redet worden. Die Tendenz ging dahin, einen "dritten Zustand" 285 im Hinblick
f die Zulässigkeit von Organtransplantationen anzuerkennen, so daß neben Le­

den und (eindeutig) Toten von "irreversibel Geschädigten mit dauerhaftem Hirn­
fall" gesprochen wurde.

Nun hat der Bundestag im Sommer 1997 ein Transplantationsgesetz beschlos­
das die Bestimmung des Todeszeitpunktes dem "Stand der Erkenntnisse der
izinischen Wissenschaft" überlassen will (§ 3 I Nr. 2 TPG) und nur den - so
t bezeichneten - Hirntod als frühestmöglichen Todes- und Transplantations-

punkt festlegt (§ 3 II TPG).

ntge~en der in der Diskussion um das Gesetz häufig geäußerten Ansicht hat sich der
zgeoer also nicht für das Hirntodkriterium ausgesprochen, sondern lediidich den An­
n eine eindeutige Absa~e erteilt, die einen noch wetter vorgelagerten Tod'esbegriff ver­
, namentlich den des ~ortikaltodes (irreversibler Ausfall der Hirnrinde, aber nicht des

irns) 286.
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Uwe Schffier

Betrachtet man den Bereich der Sterbehilfe zusammenfassend, fdllt auf, daß de lege
lata ein ,,erstaunlicher Grundkonsens( 2e1 dahingehend besteht, was bestraft werden
soll und was nicht. Deutlich auseinander fallen erst die Begründungen, die haufig
wenig mit sonstiger juristisch-dogmatischer Argumentation zu tun haben 2e:. Es
wird auf allen !üegen versucht, Begründungen für das schwer erzielbare, aber ge-
wünschte Ergebnis zu finden. IJnser Versuch, die akzeptierten Lösungen durch en-
gere Bindung an die allgemeine Dogmatik zu erreichen, hat demzufolge auch insbe-
sondere bei der passiven und quasi-passiven Sterbehilfe zu wenig befriedigenden
Resultaten gefuhrt. Es zeigt sich an allen Ecken und Enden, daß der kaum hinter-
fragte Ansatz, von der lJnantastbarkeit, von der Heiligkeit des Lebens auszugehen
und doch Sterbehilfe beschränkt zuzulassen, nicht stimmig gelingen kann. Die nicht
zuletzt aus der katholischen Morallehre übernommene Doktrin der Heiligkeit des
Lebens ist, will man ehrlich sein, im Bereich der Sterbehilfe nicht aufrechtzuer-
halten.
lVir tun es bekanntermaßen auch nicht mehr auf der

- doc6 jrlaubt. BeiAbtr"eibuäe bis zur 22. Schwangeriähaftswöche bleibt die Schwangtle
!'och.st_raflos ($ Ztqa IV_StGB)lkn Falle von Lebenslund selbst nu_r^von Gesundheitsgefahrnoch straflos ($ 218a IV SIGB). kn Falle von Lebens: und selbst nur von Gesundh
ftir die Muttei-muß ein Fötusiogar noch bis zur Geburt weichen ($ 218a tr SIGB).

'\üüir 
werden akzeptieren müssen, daß auch hinsichtlich des Endes des Lebens nur

ein abgestufter Lebensschutz praktiziert werden kann. Hier sollte die Aufrichtig-
keit dazu führen, Vorschriften etwa nach Art des AE-sterbehilfe zur aktiv-indirek-
ten, passiven und quasi-passiven Sterbehilfe in das Gesetz aufzunehmen. Die Rechts-
unsicherheit vor allem für Arzte und die daraus resultierende Vermutung, dafi Me-
diziner .vorsichtshalber" eher zuviel tun 2n3, erfordern dies. Aber auch Verurteilun-
gen von zu weit gehenden Sterbehelfern wegen (versuchten) Totschlages zu bloßen
Geldstrafen ?e{ dürften dem Lebensschutz eher abträglich sein 2e5. Selbst die aktive
Sterbehilfe, die wir genaugenommen im Rahmen der aktiv-indirekten Sterbehilfe
und der quasi-passiven Sterbehilfe längst schon praktizieren, ist nur noch verbal ein
Tabu. Hier würde Ehrlichkeit durch Gesetzgebung, die eine klare Grenze zieht,
eher einem Dammbruch, einer schleichenden Erosion des Lebensschutzes vorbeu-
gen können als die unglaubwürdige verbale Aufrechterhaltung eines längst durchlö-
cherten Tabus.

291 Tröndle, ZSt\( 99 (1987), 30.
292Ysl. Hoerster, ZRP 1988,3.
293 Si;he Kutzer,ZRP 1993,404ff..;Verrel,!27996,227;Pelzl,KrttJ2T (1994),191'
294Yzl. BGHST 40, 257 Q5n.
295 AEnlich Simson in Eier (llrsg.), Suizid und Euthanasie als sozial- und humanwissenschaftliches

Problem, S.325.
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Uwe Scheffler

Betrachtet man den Bereich der Sterbehilfe zusammenfassend, fällt auf, daß de lege
lata ein "erstaunlicher Grundkonsens" 291 dahingehend besteht, was bestraft werden
soll und was nicht. Deutlich auseinander fallen erst die Begründungen, die häufig
wenig mit sonstiger juristisch-dogmatischer Argumentation zu tun haben 292. Es
wird auf allen Wegen versucht, Begründungen für das schwer erzielbare, aber ge­
wünschte Ergebnis zu finden. Unser Versuch, die akzeptierten Lösungen durch en­
gere Bindung an die allgemeine Dogmatik zu erreichen, hat demzufolge auch insbe­
sondere bei der passiven und quasi-passiven Sterbehilfe zu wenig befriedigenden
Resultaten geführt. Es zeigt sich an allen Ecken und Enden, daß der kaum hinter­
fragte Ansatz, von der Unantastbarkeit, von der Heiligkeit des Lebens auszugehen
und doch Sterbehilfe beschränkt zuzulassen, nicht stimmig gelingen kann. Die nicht
zuletzt aus der katholischen Morallehre übernommene Doktrin der Heiligkeit des
Lebens ist, will man ehrlich sein, im Bereich der Sterbehilfe nicht aufrechtzuer­
halten.

Wir tun es bekanntermaßen auch nicht mehr auf der "anderen Seite", dem Beginn des Lebens:
Zwischen Zellverschmelzung und Nidation gibt das Embryonenschutzgesetz dem Leben nur
Schutz vor verschiedenen EXperimenten, "Abtreiben" (RU 486) ist unoeschränkt gestattet.
Die ersten drei Monate ist die Schw~~erschaftsunterbrechung zwar mit Hürden versehen,
aber ",eigentlich" - gleichgi!:ltig, was BVerfG und Gesetzgeber dagegen wortreich vorbringen
- docn erlaubt. Bel Abtreibung bis zur 22. SchwangersChaftswoche bleibt die Schwangere
noch straflos (§ 2I8a IV StGB). Im Falle von Lebens- und selbst nur von Gesundheitsgefahr
für die Mutter muß ein Fötus sogar noch bis zur Geburt weichen (§ 2I8a 11 StGB).

Wir werden akzeptieren müssen, daß auch hinsichtlich des Endes des Lebens nur
ein abgestufter Lebensschutz praktiziert werden kann. Hier sollte die Aufrichtig­
keit dazu führen, Vorschriften etwa nach Art des AE-Sterbehilfe zur aktiv-indirek­
ten, passiven und quasi-passiven Sterbehilfe in das Gesetz aufzunehmen. Die Rechts­
unsicherheit vor allem für Ärzte und die daraus resultierende Vermutung, daß Me­
diziner "vorsichtshalber" eher zuviel tun 293, erfordern dies. Aber auch Verurteilun­
gen von zu weit gehenden Sterbehelfern wegen (versuchten) Totschlages zu bloßen
Geldstrafen 294 dürften dem Lebensschutz eher abträglich sein 295. Selbst die aktive
Sterbehilfe, die wir genaugenommen im Rahmen der aktiv-indirekten Sterbehilfe
und der quasi-passiven Sterbehilfe längst schon praktizieren, ist nur noch verbal ein
Tabu. Hier würde Ehrlichkeit durch Gesetzgebung, die eine klare Grenze zieht,
eher einem Dammbruch, einer schleichenden Erosion des Lebensschutzes vorbeu­
gen können als die unglaubwürdige verbale Aufrechterhaltung eines längst durchlö­
cherten Tabus.

291 Tröndle, ZStW 99 (1987), 30.
292 Vgl. Hoerster, ZRP 1988,3.
293 Siehe Kutzer, ZRP 1993,404 H.; Verrel, JZ 1996, 227; Pelzl, KritJ 27 (1994), 191.
294 Ygl. BGHSt 40, 257 (257).
295 Ahnlieh Simson in Eser (Hrsg.), Suizid und Euthanasie als sozial· und humanwissenschaftliches
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